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BKA
Wirkungsbereich des Bundeskanzleramts

Bundestheater–Holding GmbH

Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit des Bundestheater–
Konzerns war in den Geschäftsjahren 2009/2010 bis 2011/2012 stets 
negativ und verschlechterte sich in diesem Zeitraum um rd. 68,5 % 
auf – 9,10 Mio. EUR. Der Bundestheater–Konzern wies 2011/2012 
trotz der Auflösung von Rücklagen in Höhe von 7,34 Mio. EUR und 
der Verwendung eines Gewinnvortrags von rd. 1,82 Mio. EUR kei-
nen Bilanzgewinn mehr aus. Von 2009/2010 bis 2011/2012 nahmen 
die Rücklagen und der Gewinnvortrag beim Bundestheater–Konzern 
um rd. 88,1 % auf rd. 1,73 Mio. EUR ab. Dadurch verfügte der Bun-
destheater–Konzern kaum mehr über Reserven.

Die Bundestheater–Holding GmbH erfüllte ihre strategische Führungs-
rolle im Hinblick auf Darlegung des mehrjährigen Finanzbedarfs für 
den Bundestheater–Konzern unzureichend. Die Bundestheater–Hol-
ding GmbH konnte

–  keine genehmigungsfähigen Dreijahrespläne mit den Bühnenge-
sellschaften erarbeiten,

–  keine realistischen mehrjährigen Finanzierungskonzepte für den 
Bundestheater–Konzern erstellen.

Die Bundestheater–Holding GmbH wies in den Finanzierungskonzep-
ten für den Bundestheater–Konzern negative Ergebnisse und daher 
einen zusätzlichen Finanzbedarf aus. Maßnahmen zum Ausgleich der 
negativen Ergebnisse waren nicht enthalten. 

Das Kulturressort reagierte nicht auf die Ausführungen der Bundes-
theater–Holding GmbH in den Finanzierungs– und Strategiekonzep-
ten und forderte von der Bundestheater–Holding GmbH keine Maß-
nahmen ein.

Die Bundestheater–Holding GmbH koordinierte ihre Tochtergesell-
schaften in den Bereichen Publikumsdienst, Reinigung, Mobiltelefo-
nieleistungen und Druckleistungen unzureichend. Sie forderte auch 
die Einhaltung der eigenen Controllingvorgaben insbesondere bezüg-
lich der Berichtspflicht bei den Tochtergesellschaften nicht nachvoll-
ziehbar ein.
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Die Qualität der Quartalsberichte war mangelhaft, Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen der Bundestheater–Holding GmbH fehlten. Weder 
die Bundestheater–Holding GmbH noch ihre Tochtergesellschaften 
wiesen in den Quartalsberichten die gesetzlich vorgesehenen Rück-
stellungen aus.

Mit einer zentralen Liquiditätsplanung wurde erst 2010 begonnen; 
Berichte zur konzernweiten Liquidität wurden erst ab dem Früh-
jahr 2011 erstellt. Die Abnahme der liquiden Mittel gefährdete die 
Finanzierung des künftigen Geschäftsbetriebs des Bundestheater–
Konzerns.

Die vom Kulturressort ab 2009 in Auftrag gegebene Evaluierung 
des Bundestheater–Konzerns kostete insgesamt 521.650 EUR inkl. 
USt. Der daraus von der Bundestheater–Holding GmbH ausgearbei-
tete Maßnahmenkatalog wies zwar ein Optimierungspotenzial von 
rd. 12,37 Mio. EUR aus, wobei jedoch zahlreiche Maßnahmen der 
bereits bisher gehandhabten Vorgangsweise der Gesellschaften des 
Bundestheater–Konzerns entsprachen. Lediglich ein Optimierungs-
potenzial von 5.000 EUR war als Neuerung nachvollziehbar.

Ziel der Überprüfung war die Beurteilung des Unternehmenskonzepts, 
der finanziellen und personellen Entwicklung, der Aufgabenerfüllung 
der Bundestheater–Holding GmbH, deren Zusammenwirken mit den 
Tochtergesellschaften sowie der Umsetzung der Maßnahmen aufgrund 
der Evaluierung des Bundestheater–Konzerns. (TZ 1)

Die Tochtergesellschaften der Bundestheater–Holding GmbH 
— die Burgtheater GmbH, die Wiener Staatsoper GmbH, Volks-
oper Wien GmbH und ART for ART Theaterservice GmbH — sowie 

–  die zum Aufgabenbereich der Bundestheater–Holding GmbH gehö-
rende Instandhaltung der historischen Bausubstanz von Burgthea-
ter, Akademietheater, Wiener Staatsoper und Volksoper Wien, 

–  die Wahrnehmung der sich aus dem Bundestheaterpensionsge-
setz ergebenden Rechte und Pflichten des Bundes gegenüber den 
Anspruchsberechtigten, 

–  die Übernahme der Dienstgeberfunktion gegenüber den Beamten 
im Bundestheater–Konzern (Amt der Bundestheater) und 

Prüfungsziel

KURZFASSUNG
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BKA
Bundestheater–Holding GmbHKurzfassung

–  die Tätigkeiten im Zusammenhang mit den Verhandlungen der 
Kollektivverträge für alle Gesellschaften des Bundestheater–Kon-
zerns 

waren nicht Gegenstand der Überprüfung des RH. (TZ 1)

Die Bundestheater–Holding GmbH stand zu 100 % im Eigentum des 
Bundes und war Eigentümerin der Burgtheater GmbH, der Wiener 
Staatsoper GmbH und der Volksoper Wien GmbH. An der ART for ART 
Theaterservice GmbH waren die Bundestheater–Holding GmbH mit 
51,1 % und die Burgtheater GmbH, die Wiener Staatsoper GmbH und 
die Volksoper Wien GmbH mit jeweils 16,3 % beteiligt. Die ART for 
ART Theaterservice GmbH war zu 100 % Eigentümerin der ART FOR 
ART Kreativ–Werkstätten GmbH und der ART FOR ART BUKAREST 
S.R.L. (TZ 2)

Gründung und 
Struktur des  
Bundestheater– 
Konzerns

Eigentümerstruktur

Wiener 
Staatsoper GmbH Volksoper Wien GmbH

Republik Österreich  
– vertreten durch das BKA 
(vor März 2014: BMUKK)

Bundestheater–Holding GmbH

Burgtheater GmbH ART for ART 
Theater service GmbH

100 %

100 %100 %100 % 51,1 %

16,3 % 16,3 % 16,3 %

100 % 100 %

ART FOR ART 
Kreativ–

Werkstätten GmbH

ART FOR ART 
BUKAREST S.R.L.

Quelle: RH
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Gemäß BThOG oblagen der Bundestheater–Holding GmbH insbeson-
dere die Ausübung der Gesellschafterrechte an den Tochtergesell-
schaften u.a. durch Regelungen zur Prüfung und Überwachung der 
Geschäftsführung und die Erlassung von Richtlinien über das Zusam-
menwirken der Tochtergesellschaften. (TZ 2, 3)

Die Bundestheater–Holding GmbH, die Burgtheater GmbH, die Wie-
ner Staatsoper GmbH, die Volksoper Wien GmbH und die ART for 
ART Theaterservice GmbH hatten jeweils einen Aufsichtsrat. (TZ 3)

Bei der Bundestheater–Holding GmbH und der ART for ART The-
aterservice GmbH war jeweils ein Geschäftsführer bestellt. Bei der 
Burgtheater GmbH, der Wiener Staatsoper GmbH und der Volksoper 
Wien GmbH waren jeweils zwei Geschäftsführer, einer für die künst-
lerischen Angelegenheiten (künstlerischer Geschäftsführer) und einer 
für die kaufmännischen Angelegenheiten (kaufmännischer Geschäfts-
führer) bestellt. (TZ 3)

Gewinn– und Verlustrechnung des Bundestheater–Konzerns

Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit des Bundestheater–
Konzerns in den Geschäftsjahren 2009/2010 bis 2011/2012 war stets 
negativ. Von 2009/2010 bis 2011/2012 verschlechterte es sich von 
– 5,40 Mio. EUR auf – 9,10 Mio. EUR oder um 68,5 %. (TZ 4)

Die Umsatzerlöse waren im Geschäftsjahr 2011/2012 um rd. 6,21 Mio. EUR 
oder rd. 11,0 % höher als 2009/2010; dadurch stieg die Deckung 
der Gesamtaufwendungen durch Umsatzerlöse von rd. 24,4 % auf 
rd. 26,0 % sowie durch Kartenerlöse von 18,8 % auf 19,5 %. Die 
öffentlichen Mittel für den Bundestheater–Konzern (Basis abgeltung 
gemäß § 7 Abs. 2 BThOG und weitere Mittel des Bundes gemäß § 7 
Abs. 3 BThOG) stiegen in diesem Zeitraum insgesamt um rd. 0,2 % an 
und betrugen 2011/2012 rd. 145,94 Mio. EUR; gleichzeitig sank die 
Deckung der Gesamtaufwendungen durch die öffentlichen Mittel von 
rd. 62,9 % auf rd. 60,5 %. (TZ 5)

Im Geschäftsjahr 2011/2012 wies der Bundestheater–Konzern trotz 
einer hohen Rücklagenauflösung von rd. 7,34 Mio. EUR und der Ver-
wendung eines Gewinnvortrags von rd. 1,82 Mio. EUR keinen Bilanz-
gewinn mehr aus. (TZ 5)

Organisation des 
Bundestheater– 
Konzerns

Finanzielle Entwick-
lung des Bundesthe-
ater–Konzerns

Kurzfassung
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BKA
Bundestheater–Holding GmbH

Bilanz des Bundestheater–Konzerns

Das Eigenkapital des Bundestheater–Konzerns verringerte sich von 
2009/2010 bis 2011/2012 von rd. 64,18 Mio. EUR um rd. 18,2 % auf 
rd. 52,53 Mio. EUR. Der Bundestheater–Konzern konnte im überprüf-
ten Zeitraum die sogenannte „Goldene Bilanzregel“, wonach langfris-
tig gebundenes Anlagevermögen durch langfristiges Kapital gedeckt 
sein soll, nicht umsetzen. (TZ 6)

Von 2009/2010 bis 2011/2012 nahmen die Rücklagen und der 
Gewinnvortrag beim Bundestheater–Konzern um rd. 88,1 % auf 
rd. 1,73 Mio. EUR ab. Dadurch verfügte der Bundestheater–Konzern 
kaum mehr über Reserven. (TZ 6)

Basisabgeltung für den Bundestheater–Konzern

Die vom Bund geleistete Basisabgeltung gemäß § 7 Abs. 2 BThOG 
sank von 2009/2010 bis 2011/2012 von 145,65 Mio. EUR auf 
144,44 Mio. EUR. Zusätzlich erhielt die Bundestheater–Holding GmbH 
2010/2011 und dann 2011/2012 weitere Mittel des Bundes gemäß 
§ 7 Abs. 3 BThOG in Höhe von jeweils 1,5 Mio. EUR, die für Instand-
haltungsarbeiten an den historischen Theatergebäuden und für die 
Erneuerung der Bühnenmaschinerie der Volksoper Wien vorgesehen 
waren. Diese Mittel waren allerdings nur unter der Voraussetzung 
vorzusehen, wenn dies trotz wirtschaftlicher, sparsamer und zweck-
mäßiger Gebarung und unter Bedachtnahme auf Rationalisierungs-
maßnahmen erforderlich ist. (TZ 7)

Aufteilung der Basisabgeltung 2011/2012 (Betrag in Mio. EUR)
4,93

46,43

54,58

38,50

Bundestheater–Holding GmbH

Burgtheater GmbH

Wiener Staatsoper GmbH

Volksoper Wien GmbH

Quelle: RH

Kurzfassung
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Regelungen zur Steuerung und operativen Führung des Bundestheater–
Konzerns waren im wesentlichen im BThOG, im Unternehmenskonzept, 
in den Zielvereinbarungen des Kulturressorts1 mit dem Geschäftsfüh-
rer der Bundestheater–Holding GmbH, in der Geschäftsordnung für 
die Geschäftsführung der Bundestheater–Holding GmbH und in den 
Konzernrichtlinien enthalten. (TZ 8)

Die Dreijahrespläne der Bühnengesellschaften boten aufgrund der darin 
ausgewiesenen Fehlbeträge ohne Anführung ausreichender Maßnah-
men zur Reduktion der Abgänge keine Grundlage für die Zustimmung 
in den jeweiligen Aufsichtsräten. (TZ 9)

Die Bundestheater–Holding GmbH verhandelte die Dreijahrespläne 
mit den Bühnengesellschaften vor Vorlage in den Aufsichtsratssit-
zungen nicht, sondern beließ diese unverändert und stellte dadurch 
die Basis für eine realistische Ermittlung des mehrjährigen Finanzbe-
darfs nicht sicher. (TZ 9)

In den Aufsichtsratssitzungen der Bühnengesellschaften und der Bun-
destheater–Holding GmbH wurden keine Maßnahmen zum Ausgleich 
der in den Dreijahresplänen ausgewiesenen Fehlbeträge eingefordert. 
(TZ 9)

Die Bundestheater–Holding GmbH erstellte für das Kulturressort auf 
Basis dieser Dreijahrespläne Strategie– und Finanzierungskonzepte. 
(TZ 9)

Die Bundestheater–Holding GmbH führte im Finanzierungskon-
zept 2012/2013 bis 2014/2015 keine über die im Maßnahmenkatalog 
im Zusammenhang mit der Evaluierung des Bundestheater–Konzerns 
hinausgehenden konkreten Maßnahmen an, wie die ausgewiesenen 
negativen Ergebnisse ausgeglichen werden sollten, obwohl sie die 
Erzielung eines ausgeglichenen Ergebnisses als eigene Aufgabe defi-
niert hatte. (TZ 9)

Das Kulturressort reagierte nicht auf die Ausführungen der Bundes-
theater–Holding GmbH in den Finanzierungs– und Strategiekonzep-
ten für 2009/2010 bis 2012/2013 und 2010/2011 bis 2014/2015 sowie 
auf die von einem Wirtschaftsprüfer und Steuerberater vorgenom-
menen Beurteilungen der Umsetzung der Zielvereinbarung mit dem 
Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH und forderte keine 
Maßnahmen ein. (TZ 9)
1 Seit März 2014 ist das BKA das für Kultur zuständige Ressort; vor März 2014 lag die 

Zuständigkeit beim BMUKK.

Grundlagen der 
Steuerung und 
operativen Führung 
des Bundestheater–
Konzerns

Unternehmens-
konzept, Finanzie-
rungs– und Strate-
giekonzepte

Kurzfassung
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BKA
Bundestheater–Holding GmbH

Der Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH legte dem Auf-
sichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH erstmals im Oktober 2012 
ein Strategie– und Finanzierungskonzept vor, obwohl dies bereits in 
den Zielvereinbarungen für 2009/2010 und 2010/2011 vorgesehen 
war. Das Kulturressort hatte den Aufsichtsrat nicht über die Verpflich-
tung zur Vorlage von Strategie– und Finanzierungskonzepten infor-
miert. (TZ 10)

Das Kulturressort konnte keine schriftlichen Unterlagen über die Ana-
lyse der von der Bundestheater–Holding GmbH übermittelten Quar-
talsberichte des Beteiligungscontrolling vorlegen. (TZ 11)

Die Quartalsberichte des Beteiligungs– und Finanzcontrolling waren 
sowohl für das Kulturressort als auch für die jeweiligen Aufsichts-
räte der Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns zur Steuerung 
und Kontrolle des Bundestheater–Konzerns nicht geeignet, weil die 
Kennzahlen des aktuellen Quartals nur mit den Plankennzahlen des 
gesamten Jahrs verglichen wurden. Bei den Umsatzerlösen war kein 
Rückschluss auf die einzelnen Ertragsarten möglich und es fehlten teil-
weise Plankennzahlen. Die Quartalsberichte hatten dadurch nur eine 
geringe Aussagekraft hinsichtlich der Entwicklung bestimmter Kenn-
zahlen. Weiters fehlten in den Quartalsberichten Informationen über 
die Liquidität der Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns. (TZ 12)

Außerdem war die Aussagekraft des Beteiligungs– und Finanzcon-
trolling aufgrund der hohen Abweichungen zwischen den Plan– 
und Istkennzahlen bei den Bühnengesellschaften beeinträchtigt. Der 
Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH stimmte als Vor-
sitzender der Aufsichtsräte der Tochtergesellschaften deren ungenauen 
Jahresbudgets zu und setzte keine Maßnahmen zur Verbesserung der 
Planungsqualität. (TZ 12)

Weder die Bundestheater–Holding GmbH noch ihre Tochtergesellschaf-
ten wiesen in den Quartalsberichten mit Ende November, Februar und 
Mai der Geschäftsjahre 2009/2010 bis 2011/2012 die gesetzlich vor-
gesehenen Rückstellungen aus. (TZ 13)

Die Qualität der Quartalsberichte war mangelhaft, Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen der Bundestheater–Holding GmbH fehlten. Die 
Bundestheater–Holding GmbH und die Burgtheater GmbH konnten 
nicht dokumentieren, ob die in zehn Quartalsberichten ausgewiesenen 
Rückstellungen den abgeschlossenen Perioden zuzuordnen waren; es 
lagen keine nachvollziehbaren Berechnungsgrundlagen vor. (TZ 14)

Beteiligungs–, 
Finanz– und Risiko-
controlling

Kurzfassung
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Die Rückstellungen in drei Quartalsberichten der Wiener Staatsoper 
GmbH widersprachen den gesetzlichen Vorschriften. (TZ 14)

Die Bundestheater–Holding GmbH erläuterte weder im Rahmen der 
Berichterstattung des Beteiligungs– und Finanzcontrolling noch gegen-
über dem Aufsichtsrat die in Quartalsberichten ausgewiesenen Rück-
stellungen, obwohl diese erhebliche Auswirkungen auf das Ergebnis 
des jeweiligen Quartals hatten. (TZ 14)

Die Bundestheater–Holding GmbH verlangte in den Aufsichtsräten der 
Burgtheater GmbH und der Wiener Staatsoper GmbH keine Erläute-
rungen über ausgewiesene Rückstellungen in den Quartalsberichten. 
(TZ 14)

Das Kulturressort forderte den Ausweis der gesetzlich vorgesehenen 
Rückstellungen bei der Bundestheater–Holding GmbH nicht ein. (TZ 13)

Die Erfüllung des kulturpolitischen Auftrags und die Personalkos-
tenentwicklung im Bundestheater–Konzern stellten im Zusammenhang 
mit der Nichtanpassung der Basisabgeltung an die Inflation kein Risiko 
im Rahmen des Risikocontrolling dar. (TZ 16)

Das Risikocontrolling der Bundestheater–Holding GmbH und ihrer 
Tochtergesellschaften enthielt keine Beschreibung der wesentlichen 
Merkmale des Internen Kontrollsystems. (TZ 16)

Die Bundestheater–Holding GmbH erließ erst mehr als zwei Jahre 
nach Vorliegen der Effizienzanalyse eine neue Controlling–Richtli-
nie; sie forderte in den Geschäftsjahren 2009/2010 bis 2011/2012 die 
Einhaltung der eigenen Controllingvorgaben insbesondere bezüglich 
der Berichtspflicht bei den Tochtergesellschaften nicht nachvollzieh-
bar ein und akzeptierte mündliche Informationen der Tochtergesell-
schaften über Investitionsüberschreitungen. (TZ 17)

Die Bundestheater–Holding GmbH hielt ihre Richtlinien für das „Kon-
zerncontrolling der Österreichischen Bundestheater“ nicht ein und 
setzte die unterjährige bzw. quartalsweise Aufteilung der Budgets 
nicht um; die Bundestheater–Holding GmbH plante die Aufwendungen 
für Instandhaltung der in ihrem Fruchtgenuss stehenden Theaterge-
bäude vielmehr gleichermaßen in allen vier Quartalen des Geschäfts-
jahrs, obwohl sie tatsächlich vorwiegend nur in das vierte Quartal 
des Geschäftsjahrs fallen konnten. Dadurch war die Aussagekraft der 
in den Berichten der ersten drei Quartale eines jeden Geschäftsjahrs 

Konzerncontrolling
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ermittelten Abweichungen zwischen den Plankennzahlen und den Ist-
kennzahlen weiter eingeschränkt. (TZ 18)

Mit einer zentralen Liquiditätsplanung wurde erst 2010 begonnen; 
Berichte zur konzernweiten Liquidität wurden erst ab dem Früh-
jahr 2011 erstellt. Die Bundestheater–Holding GmbH konnte keine 
verlässliche Liquiditätsplanung des Bundestheater–Konzerns sicher-
stellen. (TZ 19)

Die Abnahme der liquiden Mittel von 2009/2010 bis 2011/2012 gefähr-
dete die Finanzierung des künftigen Geschäftsbetriebs des Bundesthe-
ater–Konzerns. (TZ 19)

Internes Kontrollsystem

Die Bundestheater–Holding GmbH sah kein Vier–Augen–Prinzip beim 
Anlegen und Ändern von Personenkonten vor und durchbrach in Ver-
tretungsfällen das Prinzip der Funktionstrennung zwischen Zahlungs-
freigabe und Durchführung der Zahlung. (TZ 20)

Die Organisationshandbücher der Bundestheater–Holding GmbH und 
ihrer Tochtergesellschaften enthielten keine Prozessdiagramme zu 
systematisch eingebauten Kontrollen bestimmter betrieblicher Orga-
nisationsabläufe. (TZ 20)

Bis November 2012 bestanden bei der Bundestheater–Holding GmbH 
keine Kontrollregelungen für die IT–Datensicherheit sowie die Zugangs-
berechtigungen und die Zugriffskontrollen zur IT–Infrastruktur. (TZ 21)

Die Bundestheater–Holding GmbH hatte zum Thema Compliance–Kul-
tur keinen allgemeinen Wertekatalog formuliert, in dem die Unter-
nehmensleitung klar und verständlich die im Bundestheater–Konzern 
erwarteten Grundeinstellungen und Verhaltensweisen kommunizierte. 
Weiters fehlte eine neutrale Ansprechperson, die mit dem Thema ver-
traut war und den Mitarbeitern zur Beratung zur Verfügung stand. 
(TZ 22)

Die Bundestheater–Holding GmbH hatte die Beurteilung von Korrup-
tion gänzlich in die Sphäre der einzelnen Mitarbeiter verlagert; ein 
standardisiertes Genehmigungsregime im Hinblick auf Vorteilszuwen-
dungen fehlte. (TZ 22)

Die Meldung eines allfälligen Verstoßes gegen die Antikorruptionsricht-
linie durch einen Mitarbeiter des Bundestheater–Konzerns war nicht 

Kontrolle und  
Revision
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geregelt; auch nicht, mit welcher Vorgehensweise und welchen Konse-
quenzen konzernintern in einem solchen Fall zu rechnen war. (TZ 22)

Der Bundestheater–Konzern verfügte bisher über keine einheitlichen 
Beschaffungsrichtlinien und keine Datenbank, die sämtliche Daten 
und Informationen über die Lieferanten zentral speicherte, um gene-
rellen Unternehmensrisiken vorzubeugen. (TZ 23)

Durch die sowohl für den Geschäftsführer als auch für den Prokuristen 
der Bundestheater–Holding GmbH vorgesehene Einzelzeichnungsbe-
rechtigung bei Bankkonten war die Einhaltung des Vier–Augen–Prin-
zips nicht gegeben. (TZ 24)

Interne Revision

Die Bundestheater–Holding GmbH hatte mit der Überarbeitung der 
Revisionsordnung eine den Empfehlungen des RH entsprechende 
Grundlage für die Interne Revision geschaffen. (TZ 25)

Die Bundestheater–Holding GmbH legte die Follow–up–Berichte der 
Internen Revision den Aufsichtsräten der Tochtergesellschaften nicht 
vor. (TZ 25)

Gebarungsprüfungen durch den Abschlussprüfer

Die Bundestheater–Holding GmbH schlug dem Abschlussprüfer für die 
Gebarungsprüfung Prüfungsgegenstände vor, deren Gebarungsum-
fang gering war. Der Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH 
stimmte diesen Prüfungsgegenständen dennoch zu. (TZ 26)

Der Abschlussprüfer und die Interne Revision der Bundestheater–Hol-
ding GmbH prüften 2011 die Barzahlungen in der Bundestheater–Hol-
ding GmbH und ihren Tochtergesellschaften in unmittelbarer zeitlicher 
Abfolge. Dies war weder wirtschaftlich noch zweckmäßig. Eine zeit-
liche und thematische Abstimmung der Prüfungen der Internen Revi-
sion mit dem Abschlussprüfer fand nicht statt. (TZ 27)

Die Bundestheater–Holding GmbH verlangte keine Begründungen für 
die in den Berichten über die Gebarungsprüfung des Abschlussprüfers 
enthaltenen Wertungen, die Abweichungen von 200 % für die Ver-
gabe von Dienst– und Regiekarten aufwiesen. (TZ 28)

Kurzfassung
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Bei der Bundestheater–Holding GmbH bestand keine Maßnahmen-
evidenz bzw. Follow–up–Datenbank, um den Umsetzungsstand der 
empfohlenen Maßnahmen aus den Gebarungsprüfungen des Abschluss-
prüfers bei der Bundestheater–Holding GmbH und ihren Tochterge-
sellschaften zu verfolgen. (TZ 29)

Seit 1999 wurde die Position des Geschäftsführers der Bundesthe-
ater–Holding GmbH nie öffentlich ausgeschrieben, obwohl dies das 
Stellenbesetzungsgesetz vorsah. (TZ 31)

Im Jahr 2011 erhielt der Geschäftsführer zusätzlich zu den monatli-
chen Bruttobezügen gemäß Gehaltsgesetz 1956 einen Zuschlag von 
rd. 36,9 %. Damit betrug sein Bruttojahresbezug rd. 258.000 EUR. 
(TZ 32)

Das Kulturressort schloss mit dem Geschäftsführer für 2009/2010 bis 
2011/2012 die jährlichen Zielvereinbarungen für die Gewährung einer 
leistungs– und erfolgsorientierten Prämie erst um bis zu sieben Monate 
nach Beginn des jeweiligen Geschäftsjahrs ab. (TZ 33)

Das Kulturressort gewährte dem Geschäftsführer der Bundestheater–
Holding GmbH Prämien für Leistungen, die als Aufgaben in seiner 
Arbeitsplatzbeschreibung enthalten waren oder den üblichen Tätig-
keiten eines Geschäftsführers entsprachen bzw. die vielfach nicht kon-
kret formuliert waren und kein Zielausmaß enthielten. Die Prämie 
betrug von 2009/2010 bis 2011/2012 jährlich rd. 20.000 EUR. (TZ 34)

Das Kulturressort ließ dem Geschäftsführer der Bundestheater–Hol-
ding GmbH für 2009/2010 eine höhere leistungs– und erfolgsorien-
tierte Prämie auszahlen, als aufgrund der Beurteilung der Zielerrei-
chung zu gewähren gewesen wäre. (TZ 34)

Der Prokurist und Stellvertreter des Geschäftsführers der Bundesthea-
ter–Holding GmbH erhielt im Jahr 2011 zusätzlich zu den monatlichen 
Bruttobezügen gemäß Gehaltsgesetz 1956 einen Zuschlag von 32,2 %. 
Damit betrug der Bruttojahresbezug im Jahr 2011 rd. 154.000 EUR. 
Für die leistungsorientierten Prämien waren die Kriterien dafür nicht 
im Vorhinein schriftlich festgelegt. (TZ 35)

Personal
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Shared Service Centers

Jede der fünf Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns verfügte über 
eine eigene Buchhaltung. Die Bundestheater–Holding GmbH erließ 
erst im Geschäftsjahr 2011/2012 Buchhaltungs– und Bilanzierungs-
richtlinien für den Bundestheater–Konzern. Die konzernweit einheit-
liche Verbuchung wurde damit nicht vollständig umgesetzt. (TZ 36)

Durch die konzernweit uneinheitliche Anlage des Personenkontos für 
dieselben Lieferanten und die konzernweit uneinheitliche Verbuchung 
der gleichen Sachaufwendungen konnte die Bundestheater–Holding 
GmbH nur mit hohem administrativen Aufwand eine Übersicht über 
die bei einem Lieferanten bezogenen Leistungen und über einzelne 
im Bundestheater–Konzern angefallene Sachaufwendungen erhalten. 
(TZ 36)

Koordination des Bezugs konzernweit gleicher Leistungen

Die Bundestheater–Holding GmbH setzte in den Bereichen Versiche-
rungsleistungen, Rechtsberater und Abschlussprüfer sowie Strom und 
Fernwärme den konzernweiten Bezug von Leistungen um. In weite-
ren Bereichen wie Publikumsdienst, Reinigungsleistungen, Druckleis-
tungen und Mobiltelefonie bestand Optimierungspotenzial. (TZ 38)

Die Bundestheater–Holding GmbH schrieb die Rahmenvereinbarung 
für den Publikumsdienst in den Bühnengesellschaften seit 1999 nicht 
aus und ließ die bezogenen Leistungsmengen erst 16 Jahre nach Ver-
tragsbeginn überprüfen. (TZ 39)

Die Bundestheater–Holding GmbH schrieb die Reinigungsleistungen 
in den Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns seit 1999 nicht 
aus und überprüfte seither nicht die bezogenen Leistungsmengen. Die 
Bundestheater–Holding GmbH koordinierte nicht konzernweit die Rei-
nigungsleistungen und machte keine Vorgaben für die Erstellung von 
Vergleichsrechnungen. Durch den Bezug von Reinigungsleistungen von 
zwei Unternehmen und den Einsatz angestellter Reinigungskräfte war 
die Nutzung von Synergien erschwert. (TZ 40)

Die Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns bezogen die Mobilte-
lefonieleistungen von zwei Unternehmen; dadurch war die Nutzung 
von Synergien erschwert. (TZ 41)

Zusammenwirken 
der Bundestheater–
Holding GmbH mit 
den Tochtergesell-
schaften
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Die Bundestheater–Holding GmbH schrieb die Druckleistungen für 
die Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns von durchschnittlich 
1,3 Mio. EUR jährlich bisher nicht aus. (TZ 41)

Kassaführung

In den Kassen von drei Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns 
waren hohe Bargeldbestände von jeweils über 100.000 EUR vorhan-
den. Dies führte zu einem erhöhten Sicherheitsrisiko. (TZ 42)

Die Bühnengesellschaften zahlten von 2009/2010 bis 2011/2012 
rd. 8,91 Mio. EUR bspw. an Gagen, Honoraren und Reisekosten sowie 
Bezügen und Bezugsvorschüssen in bar aus. (TZ 42)

Insbesondere die Burgtheater GmbH zahlte von 2009/2010 bis 
2011/2012 

–  rd. 7,13 Mio. EUR in bar aus (das entsprach rd. 80 % der Baraus-
zahlungen der Bühnengesellschaften des Bundestheater–Konzerns), 

–  an ihre Beschäftigten rd. 290.000 EUR an Bezügen und Bezugs-
vorschüssen in bar aus, 

–  rd. 2,8 Mio. EUR an Gagen, Honoraren und Reisekosten an Gast-
künstler in bar aus (das war mit rd. 71,1 % der höchste Anteil 
aller Barauszahlungen der Bühnengesellschaften des Bundesthea-
ter–Konzerns an Gastkünstler) und

–  leistete Barauszahlungen, die ihren Geschäftsführer betrafen, bei 
denen aber die dienstliche Veranlassung nicht unmittelbar erkenn-
bar war. (TZ 42)

Durch die Barauszahlungen bei den Gesellschaften des Bundestheater–
Konzerns fielen hohe Verwaltungsaufwendungen an. (TZ 42)

Überprüfung der Kostendeckung bei der ART for ART  
Theaterservice GmbH

Die Bundestheater–Holding GmbH stellte die kostendeckende Preisge-
staltung der ART for ART Theaterservice GmbH nicht sicher. Dadurch 
konnte diese für die Leistungen der Kostüm– und Dekorationswerk-
stätten an die Bühnengesellschaften von 2009/2010 bis 2011/2012 um 
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rd. 5,79 Mio. EUR weniger verrechnen als den tatsächlichen Kosten 
entsprach. (TZ 43)

Das Kulturressort wendete für die rechtliche Evaluierung (zwei Rechts-
anwaltskanzleien) von Bereichen des Bundestheater–Konzerns sowie 
eine Effizienzanalyse (ein Wirtschaftsprüfer und Steuer berater sowie 
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft) aller Gesellschaften des Bundes-
theater–Konzerns rd. 522.000 EUR auf, von denen rd. 175.000 EUR 
(rund ein Drittel) insbesondere auf Begleitung, Koordinierung sowie 
die Beurteilung der Ergebnisse der Effizienzanalyse der Bühnengesell-
schaften (Wirtschaftsprüfer und Steuerberater) entfielen. (TZ 44, 46)

Der Wirtschaftsprüfer und Steuerberater erbrachte die Leistung an das 
Kulturressort grundsätzlich nur mündlich; daher war diese Leistung 
nicht nachvollziehbar. (TZ 46)

Das Kulturressort beauftragte eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
eine Effizienzanalyse von Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns 
durchzuführen und die einzelnen Optimierungspotenziale zu bewerten. 
Das Kulturressort ließ jedoch in weiterer Folge die Bewertung der ein-
zelnen Optimierungspotenziale nicht durch die Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft durchführen, sondern beauftragte damit die Bundesthe-
ater–Holding GmbH. (TZ 47)

Der von der Bundestheater–Holding GmbH auf Grundlage der Effizi-
enzanalyse der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft erstellte Katalog sah 
zahlreiche Maßnahmen vor, die der bereits bisher gehandhabten Vor-
gangsweise der Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns entspra-
chen und somit keine Neuerungen darstellten. (TZ 51)

Den Kosten für die Evaluierung von 521.650 EUR (inkl. USt) stand 
lediglich bei der ART for ART Theaterservice GmbH im Bereich der 
Hausarbeiter und Reinigungskräfte ein mit 5.000 EUR bewertetes Opti-
mierungspotenzial als Neuerung nachvollziehbar gegenüber. Die von 
der Bundestheater–Holding GmbH angeführten „Verstärkereffekte“ 
ließen sich in quantitativer Hinsicht nicht bewerten. (TZ 51)

Der Maßnahmenkatalog enthielt für die Bundestheater–Holding GmbH 
selbst kein mit Beträgen versehenes Optimierungspotenzial. Es wurde 
jedoch im Katalog angegeben, dass eine stärkere Einbindung der Bun-
destheater–Holding GmbH in den Budgetierungsprozess der Tochter-
gesellschaften bzw. die verstärkte Vorgabe und Kontrollfunktion der 
Bundestheater–Holding GmbH rd. 200.000 EUR und die Zurverfügung-
stellung der notwendigen personellen Ressourcen für die Revisionsab-

Evaluierung des 
Bundestheater– 
Konzerns
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teilung für eine angemessene Revisionstätigkeit rd. 400.000 EUR an 
zusätzlichen Aufwendungen erforderten. (TZ 53)

Rund 5,74 Mio. EUR oder rd. 46,4 % des gesamten bewerteten Opti-
mierungspotenzials von rd. 12,37 Mio. EUR sollten durch die Stei-
gerung der Erträge bei der Wiener Staatsoper GmbH erreicht wer-
den. (TZ 53)

Das Kulturressort beauftragte zunächst im April 2011 die Bundes-
theater–Holding GmbH und im Mai 2011 die Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft — wie im ursprünglichen Werkvertrag vereinbart — eine 
Bewertung des in den Berichten dargestellten Optimierungspotenzi-
als durchzuführen. Die von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vor-
genommene Bewertung des in den Berichten dargestellten Optimie-
rungspotenzials wies die Beträge nicht auf die einzelnen Maßnahmen 
bezogen aus. Damit war ein Vergleich mit den von der Bundesthea-
ter–Holding GmbH bei den jeweiligen einzelnen Maßnahmen vorge-
sehenen Beträgen nicht möglich, das Kulturressort akzeptierte jedoch 
diese Form der Darstellung. (TZ 54)

Das Kulturressort hinterfragte nicht die Gründe für den Unterschied 
von rd. 4,07 Mio. EUR zwischen dem von der Bundestheater–Hol-
ding GmbH auf Basis der Effizienzanalyse mit rd. 10,08 Mio. EUR 
bewerteten und dem von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit 
rd. 14,15 Mio. EUR bewerteten Optimierungspotenzial und verfolgte 
ein mögliches Optimierungspotenzial nicht weiter. (TZ 54)

Der Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH wurde vom 
Kulturressort erst im November 2011 mit der Umsetzung des Maß-
nahmenkatalogs beauftragt, somit zu einem Zeitpunkt, zu dem die 
für das Geschäftsjahr 2010/2011 vorgesehenen Maßnahmen bereits 
umgesetzt sein sollten. (TZ 55)

Die Bundestheater–Holding GmbH berücksichtigte zwar die Einspa-
rungen aus dem Maßnahmenkatalog im Finanzierungskonzept für 
2012/2013 bis 2014/2015, wies jedoch weiterhin negative Ergebnisse 
bzw. einen zusätzlichen Finanzierungsbedarf aus. Maßnahmen, wie 
diese ausgeglichen werden sollten, fehlten. (TZ 56)
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Kenndaten des Bundestheater–Konzerns
Rechtsgrundlagen Bundesgesetz über die Neuorganisation der Bundestheater 

(Bundestheaterorganisationsgesetz – BThOG), BGBl. I Nr. 108/1998 i.d.g.F.

Gesellschaften Bundestheater–Holding GmbH (Gesellschafter: Republik Österreich – Bund)
Burgtheater GmbH (Gesellschafter: Bundestheater–Holding GmbH)
Wiener Staatsoper GmbH (Gesellschafter: Bundestheater–Holding GmbH)
Volksoper Wien GmbH (Gesellschafter: Bundestheater–Holding GmbH)
ART for ART Theaterservice GmbH (Gesellschafter: Bundestheater–Holding GmbH 
51,1 %, Burgtheater GmbH 16,3 %, Wiener Staatsoper GmbH 16,3 %, Volksoper 
Wien GmbH 16,3 %)
ART FOR ART Kreativ–Werkstätten GmbH (Gesellschafter: ART for ART 
Theaterservice GmbH)
ART FOR ART BUKAREST S.R.L. (Gesellschafter: ART for ART Theaterservice GmbH)

Unternehmens gegenstand Der kulturpolitische Auftrag umfasst folgende Aufgaben (§ 2 BThOG):
–  Pflege der klassischen deutschsprachigen und internationalen Theaterkunst und 

Kultur
–  Förderung des Zeitgenössischen und innovativer Entwicklungen unter 

besonderer Berücksichtigung österreichischen Kunstschaffens und dessen 
Stärkung im internationalen Vergleich

–  Gestaltung der Spielpläne in die Richtung, dass diese ein innovatives und 
pluralistisches Angebot in Form und Inhalt sowie auch künstlerisch risikoreiche 
Produktionen beinhalten und den Aspekt der Kunstvermittlung besonders bei 
Kindern und Jugendlichen berücksichtigen

–  Schaffung von Zugangs– und Nutzungsmöglichkeiten für das gesamt-
österreichische Publikum auch durch den Einsatz von elektronischen und 
anderen Massenmedien unter Berücksichtigung neuer medialer Entwicklungen

– Internationale Repräsentation österreichischer Bühnenkunst

Gebarung 2009/2010 2010/2011 2011/2012 Veränderungen 
2009/2010 bis 

2011/2012 

in Mio. EUR in %

Bilanzsumme 127,33 120,95 115,10 – 9,6

Gesamterträge 226,20 228,94 232,25 + 2,7

davon

öffentliche Mittel 145,65 145,94 145,94 + 0,2

davon

Basisabgeltung 145,65 144,44 144,44 – 0,8

weitere Mittel des Bundes 
gemäß § 7 Abs. 3 BThOG – 1,50 1,50 –

Umsatzerlöse 56,50 57,60 62,71 + 11,0

übrige Erlöse1 24,05 25,40 23,60 – 1,9

Gesamtaufwendungen – 231,71 – 234,24 – 241,41 + 4,2

Betriebsergebnis – 5,51 – 5,30 – 9,16 – 66,2

Finanzergebnis 0,11 0,17 0,06 – 45,5

Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit – 5,40 – 5,13 – 9,10 – 68,5

in %

Deckung der Gesamtaufwen-
dungen durch Umsatzerlöse 24,4 24,6 26,0 + 6,6
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Fortsetzung: Kenndaten des Bundestheater–Konzerns
2009/2010 2010/2011 2011/2012 Veränderungen 

2009/2010 bis 
2011/2012 

Anzahl in %

Beschäftigte2

Bundestheater–Holding GmbH 14 15 16 + 14,3

Burgtheater GmbH 580 568 562 – 3,1

Wiener Staatsoper GmbH 938 943 949 + 1,2

Volksoper Wien GmbH 516 520 516 0

ART for ART Theaterservice 
GmbH 384 395 396 + 3,1

ART FOR ART Kreativ–
Werkstätten GmbH 0 0 0 0

ART FOR ART BUKAREST S.R.L. 2 2 2 0

Gesamt 2.434 2.443 2.441 + 0,3

Besucher

Burgtheater GmbH 397.315 399.986 438.860 + 10,5

Wiener Staatsoper GmbH 588.657 585.006 588.989 + 0,1

Volksoper Wien GmbH 314.629 303.341 305.873 – 2,8

Vorstellungen

Burgtheater GmbH 713 880 877 + 23,0

Wiener Staatsoper GmbH 337 346 363 + 7,7

Volksoper Wien GmbH 304 301 305 + 0,3
1 u.a. Bestandsveränderungen, aktivierte Eigenleistungen, Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen
2 durchschnittliche Anzahl je Geschäftsjahr, in VZÄ
rundungsbedingte Abweichungen möglich

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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Kenndaten der Bundestheater–Holding GmbH
Rechtsgrundlagen Bundesgesetz über die Neuorganisation der Bundestheater 

(Bundestheaterorganisationsgesetz – BThOG), BGBl. I Nr. 108/1998 i.d.g.F.
Errichtungserklärung vom 21. Juni 1999 i.d.g.F. (Gesellschaftsvertrag)

Gesellschafter Republik Österreich (Bund)

Organe der Gesellschaft Geschäftsführung
Aufsichtsrat
Generalversammlung
Publikumsforum (bis 31. August 2014)

Unternehmensgegenstand Der Bundestheater–Holding GmbH obliegen insbesondere folgende Aufgaben  
(§ 4 Abs. 1 BThOG):
– die Ausübung der Gesellschafterrechte an den Tochtergesellschaften
–  die Erlassung von Richtlinien über das Zusammenwirken der 

Tochtergesellschaften
–  bis 31. August 2004 Festlegung der Kalkulationsgrundlagen und Regelung 

der Preisbildung für die Leistungen der ART for ART Theaterservice GmbH 
und Festlegung der Grundsätze der Vertragsgestaltung zwischen den 
Bühnengesellschaften einerseits und der ART for ART Theaterservice GmbH 
anderseits

–  die Instandhaltungs– und Herstellungsmaßnahmen an den in den Fruchtgenuss 
übertragenen Liegenschaften und Gebäuden

–  die entgeltliche Überlassung der Liegenschaften und Gebäude gemäß Z 4 an 
die Bühnengesellschaften zur Nutzung, soweit dies für die Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben erforderlich ist

Gebarung 2009/2010 2010/2011 2011/2012 Veränderungen 
2009/2010 bis 

2011/2012 

in Mio. EUR in %

Bilanzsumme 17,823 16,593 18,292 + 2,6

Gesamterträge 8,096 6,106 6,118 – 24,4

davon

Basisabgeltung 6,742 3,409 4,927 – 26,9

Gesamtaufwendungen – 8,131 – 6,171 – 6,171 – 24,1

Betriebsergebnis – 0,035 – 0,065 – 0,053 – 51,4

Finanzergebnis 0,036 0,066 – 1,444 – 4.011,1

Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit 0,001 0,001 – 1,497 –

in %

Deckung der Gesamtaufwen-
dungen durch Gesamterträge 
ohne Basisabgeltung 16,7 43,7 19,3 + 15,6

Anzahl

Beschäftigte1 14 15 16 + 14,3
1 durchschnittliche Anzahl je Geschäftsjahr, in VZÄ; rundungsbedingte Abweichungen möglich

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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 1 (1) Der RH überprüfte von Oktober bis Dezember 2012 die Bundesthea-
ter–Holding GmbH. Der überprüfte Zeitraum umfasste im Wesentlichen 
die Geschäftsjahre 2009/2010 bis 2011/2012, in einzelnen Fällen wur-
den auch die Ergebnisse von Vorjahren dargestellt. 

Ziel der Überprüfung war die Beurteilung des Unternehmenskonzepts, 
der finanziellen und personellen Entwicklung, der Aufgabenerfüllung der 
Bundestheater–Holding GmbH, deren Zusammenwirken mit den Toch-
tergesellschaften sowie der Umsetzung der Maßnahmen aufgrund der 
Evaluierung des Bundestheater–Konzerns.

Die Tochtergesellschaften der Bundestheater–Holding GmbH – die Burg-
theater GmbH, die Wiener Staatsoper GmbH, Volksoper Wien GmbH und 
ART for ART Theaterservice GmbH – sowie 

–  die zum Aufgabenbereich der Bundestheater–Holding GmbH gehö-
rende Instandhaltung der historischen Bausubstanz von Burgthea-
ter, Akademietheater, Wiener Staatsoper und Volksoper Wien, 

–  die Wahrnehmung der sich aus dem Bundestheaterpensionsge-
setz ergebenden Rechte und Pflichten des Bundes gegenüber den 
Anspruchsberechtigten, 

–  die Übernahme der Dienstgeberfunktion gegenüber den Beamten im 
Bundestheater–Konzern (Amt der Bundestheater) und 

–  die Tätigkeiten im Zusammenhang mit den Verhandlungen der Kol-
lektivverträge für alle Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns 

waren nicht Gegenstand der Überprüfung des RH.

Seit März 2014 war das für Kultur zuständige Ressort das BKA (vor 
März 2014 lag die Zuständigkeit beim BMUKK). 

(2) Zu dem im Jänner 2014 an das BKA und die Bundestheater–Holding 
GmbH übermittelte Prüfungsergebnis nahmen die Bundestheater–Hol-
ding GmbH und das BKA im April 2014 Stellung. Die Bundestheater–
Holding GmbH übermittelte dem RH Mitte Juni 2014 einen Nachtrag zu 
ihrer Stellungnahme vom April 2014. Der RH erstattete seine Gegenäu-
ßerungen im Juli 2014.

(3) Die Bundestheater–Holding GmbH wies in ihrer ersten Stellungnahme 
einleitend und zusammenfassend zur Situation des Bundestheater–Kon-
zerns sowie der Bundestheater–Holding GmbH darauf hin, dass der Stei-
gerung der Basisabgeltung — diese sei von 1999/2000 bis 2012/2013 von 

Prüfungsablauf und 
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rd. 133,6 Mio. EUR auf rd. 148,9 Mio. EUR2 oder um rd. 11,5 % erhöht 
worden — ein Anstieg der Personalkosten um 22 % gegenüberstände. Die 
Personalkosten hätten 2012/2013 rd. 172,9 Mio. EUR betragen und seien 
damit um rd. 24 Mio. EUR über der Basisabgeltung gelegen. Eine seit 
der Ausgliederung der Österreichischen Bundestheater laufend in Höhe 
der Inflation angepasste Basisabgeltung würde lt. Stellungnahme für das 
Geschäftsjahr 2013/2014 die Höhe von 173,3 Mio. EUR erreichen. 

Im Nachtrag zu ihrer Stellungnahme teilte die Bundestheater–Holding 
GmbH mit, dass durch die mit dem Budgetbegleitgesetz 2014, BGBl. Nr. I 
40/2014, erfolgte Änderung des Bundestheaterorganisationsgesetzes 
(BThOG) der Bund ab dem 1. Jänner 2014 eine jährliche Basisabgeltung 
in der Höhe von insgesamt 148,936 Mio. EUR zu leis ten habe. Damit sei 
zwar einer langjährigen Forderung der Bundestheater–Holding GmbH 
entsprochen worden, allerdings decke dieser Betrag nicht den Finanzbe-
darf der Österreichischen Bundestheater für die Folgejahre. 

Weiters teilte die Bundestheater–Holding GmbH in ihrem Nachtrag mit, dass 
sich die von ihr vorerst angegebenen Personalkosten zum 31. August 2013 
um bis zu 7,9 Mio. EUR auf 181,3 Mio. EUR erhöhen würden, weil bei der 
Abgabe der ersten Stellungnahme die im Zuge der Jahresabschlussarbeiten 
in der Burgtheater GmbH im Bereich der Personalkosten zu berücksichti-
genden drohenden Steuernachzahlungen (bis zu 7,9 Mio. EUR) aus Vor-
jahren nicht bekannt gewesen seien. Somit lägen die Personalkosten des 
Bundestheater–Konzerns um rd. 32,4 Mio. EUR über der Basisabgeltung 
für 2012/2013.

Da die Karteneinnahmen 2012/2013 bei äußerst hoher Auslastung der 
einzelnen Häuser insgesamt rd. 49,1 Mio. EUR betragen hätten, sei das 
Problem des Bundestheater–Konzerns, nämlich die im Laufe der Jahre 
gegenüber den Erhöhungen der Basisabgeltung stärker steigenden Per-
sonalkosten („dem Kostentreiber jedes Dienstleistungsbetriebs schlecht-
hin“) durch die — nach den bereits erfolgten Rationalisierungsmaß-
nahmen — verbleibende Möglichkeit von Einnahmensteigerungen, allein 
nicht lösbar, weil zur Kompensation der zusätzlichen jährlichen Perso-
nalaufwendungen etwa die Kartenpreise jährlich um knapp 10 % erhöht 
werden müssten. 

Zur Kritik des RH, dass keine ausgeglichenen Mehrjahresplanungen vor-
lagen und seitens der Bundestheater–Holding GmbH und der Aufsichts-
räte keine Maßnahmen zum Erreichen ausgeglichener Mehrjahrespla-
nungen eingefordert wurden, wies die Bundestheater–Holding GmbH 

2 Basisabgeltung gemäß § 7 Abs. 2 BuThOG in Höhe von 144,44 Mio. EUR einschließ-
lich einmaliger Zusatzabgeltung für das Geschäftsjahr 2012/2013 in Höhe von 
4,50 Mio. EUR.
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auch darauf hin, dass Reduktionen des kulturpolitischen Auftrags, wie 
etwa die Schließung von Spielstätten oder die Einführung von Schließta-
gen, aufgrund von Absprachen mit dem Eigentümer stets ausgeschlossen 
worden seien. Die Bundestheater–Holding GmbH vermeinte in ihrer Stel-
lungnahme auch, der RH habe im Rahmen der Schlussbesprechung fest-
gestellt, dass die Basisabgeltung nicht der Inflation angepasst worden sei.

Die Bundestheater–Holding GmbH leitete aus dem vorliegenden Prü-
fungsergebnis für sich auch ab, dass der Bundestheater–Konzern ins-
gesamt nach den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit geführt worden sei und es nur in jenen Fällen der Burg-
theater GmbH, in denen geltende Regelungen nicht eingehalten wurden, 
zu lokalen Fehlentwicklungen gekommen sei. Sie vermeinte auch, dass 
ihre eigentliche Leistung darin gelegen sei, dass es mit den seit 1999 zur 
Verfügung stehenden Mitteln überhaupt gelungen sei, den Leistungsum-
fang im künstlerischen Bereich uneingeschränkt aufrecht zu erhalten und 
verwies diesbezüglich auf die von 2009/2010 bis 2011/2012 um 6,6 % 
gestiegene Deckung der Gesamtaufwendungen durch Umsatzerlöse. 

Die Bundestheater–Holding GmbH wies in ihrer Stellungnahme auch auf 
ihre aktuelle Personalausstattung, die jüngsten Ereignisse im Bereich der 
Burgtheater GmbH und die sich aus den heutigen betriebswirtschaft-
lichen Erkenntnissen für sie ergebenden Aufgabenstellungen hin, woraus 
sie ableite, dass ihre betriebswirtschaftliche Kompetenz jedenfalls zu 
stärken sein werde. Zur aktuellen Situation der Burgtheater GmbH hielt 
sie auch fest, dass der Bundestheater–Holding GmbH wie auch den 
involvierten Aufsichtsräten von der nunmehr entlassenen Geschäfts-
führung der Burgtheater GmbH Zahlen vorgelegt worden seien, denen 
manipulierte Berechnungen und u.a. auch falsche Ursprungsbelege (wie 
z.B. manipulierte Rechnungen) zu Grunde gelegen seien. Diese Malver-
sationen seien weder für das interne Konzerncontrolling noch für die 
Interne Revision der Bundestheater–Holding GmbH erkennbar gewe-
sen. Auch die Abschlussprüfungen und die Gebarungsprüfungen der 
bis zum Geschäftsjahr 2010/2011 betrauten Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft sowie die Abschlussprüfung der ab dem Geschäftsjahr 2011/2012 
befassten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft hätten zunächst keine Hin-
weise ergeben. Erst deren Gebarungsprüfung hätte die entscheidenden 
weiterführenden Untersuchungen ausgelöst.

Im Nachtrag zu ihrer Stellungnahme führte die Bundestheater–Holding 
GmbH dazu weiter aus, dass die Bundestheater–Holding GmbH 2012 
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft beauftragt habe, eine Stellungnahme 
zur Liquiditätssituation der Burgtheater GmbH für die Geschäftsjahre 
2005/2006 bis 2010/2011 abzugeben. Diese Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft habe im Rahmen der Aufsichtsratssitzung der Bundestheater–Hol-
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ding GmbH vom 25. Juni 2012 zusammenfassend festgestellt, dass die 
Liquiditätssituation des Burgtheaters auf die Anzahl der Produktionen 
anlässlich der Übernahme durch Matthias Hartmann, auf die aufgelöste 
Kapitalrücklage und auf die Kosten, die ein Direktionswechsel prinzipi-
ell erfordere, zurückzuführen sei. Von Malversationen bzw. Ungereimt-
heiten, allenfalls nicht nachvollziehbare/nicht begründbare Ausgaben, 
die letztlich für die Liquiditätssituation des Burgtheaters verantwortlich 
gemacht werden könnten, sei keine Rede gewesen.

(4) Der RH bemerkte hiezu, dass im Rahmen der Überprüfung neben dem 
grundsätzlichen Spannungsverhältnis zwischen dem kulturpolitischen 
Auftrag und der finanziellen Entwicklung des Bundestheater–Konzerns 
jedenfalls auch die hohen Abweichungen in den Dreijahresplänen, die 
nicht realistisch erstellten Finanzierungskonzepte, die davon teilweise 
erheblich abweichenden Istwerte der Jahresabschlüsse, sowie die nicht 
als verlässlich anzusehende Liquiditätsplanung Themen waren. 

Zu der im Nachtrag zur Stellungnahme der Bundestheater–Holding 
GmbH enthaltenen Darstellung der im Geschäftsjahr 2012/2013 auf 
181,3 Mio. EUR angestiegenen Personalaufwendungen hielt der RH 
fest, dass darin 7,9 Mio. EUR zur Bildung einer Rückstellung für dro-
hende Steuernachzahlungen aus Vorjahren  enthalten sind und damit die 
Höhe der Personalaufwendungen dieses Geschäftsjahres mit einem ver-
gangene Geschäftsjahre betreffenden Sonderposten in Höhe von 4,6 % 
der Personalaufwendungen belastet waren. Wegen der aus einer Son-
dersituation heraus erforderlichen Bildung der Rückstellung für Steu-
ernachzahlungen im Geschäftsjahr 2012/2013 ist die von der Bundes-
theater–Holding GmbH angeführte Relation Personalaufwendungen zu 
Basisabgeltung als einmalig zu beurteilen. 

Die Bundestheater–Holding GmbH erwähnte eine Stellungnahme einer 
von ihr beauftragten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zur Liquiditäts-
situation der Burgtheater GmbH, die in der Aufsichtsratssitzung vom 
25. Juni 2012 präsentiert wurde. Dazu bemerkte der RH, dass dieser Stel-
lungnahme u.a. auch die Kennzahl Stand der Verbindlichkeiten gegen-
über Kreditinstituten zu entnehmen war, die sich bei der Burgtheater 
GmbH von durchschnittlich rd. 865.000 EUR (Geschäftsjahre 2005/2006 
bis 2007/2008) um 611 % auf durchschnittlich rd. 6,15 Mio. EUR 
(Geschäftsjahre 2009/2010 bis 2010/2011) erhöht hatte. Dem Protokoll 
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der Aufsichtsratssitzung vom 25. Juni 2012 war eine eingehende Erör-
terung der aufgezeigten Sachverhalte nicht zu entnehmen3.

Der RH verwies darauf, dass aufgrund der in der Burgtheater GmbH 
aufgetretenen und von der Bundestheater–Holding GmbH als „lokale 
Fehlentwicklungen“ bezeichneten Schwierigkeiten im Jahresab-
schluss 2012/2013 der Burgtheater GmbH ein Jahresfehlbetrag von rd. 
20,64 Mio. EUR ausgewiesen wurde. 

 2.1 (1) Ziel des im Jahr 1998 beschlossenen Bundestheaterorganisations-
gesetzes (BThOG) war eine „umfassende Neugestaltung der organisa-
torisch–rechtlichen Rahmenbedingungen für eine zukunftsorientierte 
Betriebsführung der Bundestheater. Im Mittelpunkt sollen dabei die 
Sicherung der künstlerischen Wirkungskraft und die Bereitstellung und 
Inanspruchnahme von Ressourcen unter überschaubaren wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen stehen.“

„Die Neuorganisation erfolgt daher unter folgenden Prämissen:

–  langfristige Absicherung des Kunstbetriebs auf höchstem künstle-
rischen Niveau;

– rechtliche Verselbständigung der Bundestheater;

–  die Rechtsform der Bundestheater sollte ihrem Wesen als Dienstleis-
tungsbetrieb angepasst werden;

–  die Bühnen werden budgetär selbständig und sollen für das wirt-
schaftliche Ergebnis voll verantwortlich sein;

–  die budgetäre Verantwortlichkeit und die Kompetenzen sollen dort 
angesiedelt sein, wo die Kosten entstehen.“ 

(2)  Die Bundestheater–Holding GmbH stand zu 100 % im Eigentum des 
Bundes und war Eigentümerin der Burgtheater GmbH, der Wiener Staats-
oper GmbH und der Volksoper Wien GmbH. An der ART for ART The-
aterservice GmbH waren die Bundestheater–Holding GmbH mit 51,1 % 
und die Burgtheater GmbH, die Wiener Staatsoper GmbH und die Volks-
3 Auf Nachfrage des vom BMF entsandten Vertreters antwortete die Vertreterin der Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft, dass die Entwicklung bei der Burgtheater GmbH auf die 
drei im Nachtrag der Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH wiedergege-
benen Punkte, nämlich erstens auf die Anzahl der Produktionen anlässlich der Über-
nahme durch Matthias Hartmann, zweitens auf die aufgelöste Kapitalrücklage und 
drittens auf die Kosten, die ein Direktionswechsel prinzipiell erfordere, zurückzufüh-
ren sei. Weitere Nachfragen zu dieser Präsentation waren nicht protokolliert.

Gründung und 
Struktur des Bun-
destheater–Konzerns
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oper Wien GmbH mit jeweils 16,3 % beteiligt. Die ART for ART Thea-
terservice GmbH war zu 100 % Eigentümerin der im April 2005 gegrün-
deten ART FOR ART Kreativ–Werkstätten GmbH4 und der im Juni 2008 
gegründeten ART FOR ART BUKAREST S.R.L. Alle anderen Gesellschaf-
ten des Bundestheater–Konzerns wurden im Juli 1999 gegründet. 

(3) Gemäß BThOG oblagen der Bundestheater–Holding GmbH insbeson-
dere die Ausübung der Gesellschafterrechte an den Tochtergesellschaften 
u.a. durch Regelungen zur Prüfung und Überwachung der Geschäfts-
führung und die Erlassung von Richtlinien über das Zusammenwirken 
der Tochtergesellschaften.

 2.2 Der RH stellte fest, dass die Neugestaltung der organisatorisch–rechtli-
chen Rahmenbedingungen der Bundestheater wie vorgesehen erfolgte.

 3 (1) Ein Vertreter des Kulturressorts übte in der Generalversammlung 
der Bundestheater–Holding GmbH die Gesellschafterrechte des Bundes 
aus, der Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH übte die 

4 vgl. Bericht des RH „ART FOR ART Kreativ–Werkstätten GmbH“, Reihe Bund 2013/4, 
S. 269 ff.

Abbildung 1: Eigentümerstruktur des Bundestheater–Konzerns
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Staatsoper GmbH Volksoper Wien GmbH

Republik Österreich  
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ART FOR ART 
BUKAREST S.R.L.Quelle: RH
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Gesellschafterrechte der Bundestheater–Holding GmbH in den Gene-
ralversammlungen der Tochtergesellschaften aus. 

(2) Laut BThOG hatten die Bundestheater–Holding GmbH, die Burgthe-
ater GmbH, die Wiener Staatsoper GmbH, die Volksoper Wien GmbH 
und die ART for ART Theaterservice GmbH jeweils einen Aufsichtsrat, 
der sich aus acht nach den Regelungen des BThOG zu bestellenden Mit-
gliedern und den Arbeitnehmervertretern zusammensetzte. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats der Bundestheater–Holding GmbH wur-
den gemäß § 13 Abs. 3 BThOG wie folgt bestellt:

–  zwei Mitglieder wurden vom Bundesminister für Unterricht, Kunst 
und Kultur bestellt, 

–  drei Mitglieder aus dem Kreis der Fachleute auf den Gebieten des 
Finanzwesens, des Bühnenwesens oder des Rechtswesens wurden 
vom Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur bestellt,

– ein Mitglied wurde vom Bundesminister für Finanzen entsandt,

– ein Mitglied wurde vom Bundeskanzler entsandt und

– der Vorsitzende des Publikumsforums galt mit seiner Wahl als bestellt.5

Die Mitglieder des Aufsichtsrats der Tochtergesellschaften wurden gemäß 
§ 13 Abs. 4 BThOG wie folgt bestellt:

–  zwei Mitglieder wurden vom Bundesminister für Unterricht, Kunst 
und Kultur bestellt, 

–  drei Mitglieder aus dem Kreis der Fachleute auf den Gebieten des 
Finanzwesens, des Bühnenwesens oder des Rechtswesens wurden 
vom Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur bestellt,

– ein Mitglied wurde vom Bundesminister für Finanzen entsandt,

– ein Mitglied wurde vom Bundeskanzler entsandt und

– ein Mitglied wurde von der Bundestheater–Holding GmbH entsandt.

5 Mit der Novelle 2012 zum BThOG wurde das Publikumsforum ab 1. September 2014 
abgeschafft, daher wird der Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH ab diesem 
Zeitpunkt nur mehr sieben Mitglieder und die Arbeitnehmervertreter umfassen.

Organisation des Bundestheater–Konzerns
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Der Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH war bis zum 
4. April 2014 bei der Burgtheater GmbH und der Volksoper Wien GmbH, 
bis zum 24. April 2014 bei der ART for ART Theaterservice GmbH und 
bis zum 11. Juni 2014 bei der Wiener Staatsoper GmbH Vorsitzender 
des jeweiligen Aufsichtsrats. 

(3) Bei der Bundestheater–Holding GmbH und der ART for ART Thea-
terservice GmbH war jeweils ein Geschäftsführer bestellt. Bei der Burg-
theater GmbH, der Wiener Staatsoper GmbH und der Volksoper Wien 
GmbH waren jeweils zwei Geschäftsführer, einer für die künstlerischen 
Angelegenheiten (künstlerischer Geschäftsführer) und einer für die kauf-
männischen Angelegenheiten (kaufmännischer Geschäftsführer) bestellt. 

(4) Die Bundestheater–Holding GmbH ergänzte in ihrer Stellungnahme, 
dass in der ART for ART Theaterservice GmbH alle Gesellschafter der ART 
for ART Theaterservice GmbH, also die Bundestheater–Holding GmbH 
sowie die drei Bühnengesellschaften, die Gesellschafterrechte gemein-
sam ausüben würden.

 4.1 Der RH hat im Folgenden die Gewinn– und Verlustrechnung des Bun-
destheater–Konzerns für die Geschäftsjahre 2009/2010 bis 2011/2012 
dargestellt: 

Gewinn– und  
Verlustrechnung 

Finanzielle Entwicklung des Bundestheater–Konzerns
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Die Gesamterträge stiegen von 2009/2010 bis 2011/2012 von 
rd. 226,20 Mio. EUR auf rd. 232,25 Mio. EUR, somit um rd. 6,05 Mio. EUR 
bzw. rd. 2,7 %. Die Umsatzerlöse stiegen im selben Zeitraum von 
rd. 56,50 Mio. EUR auf rd. 62,71 Mio. EUR, somit um rd. 6,21 Mio. EUR 
oder rd. 11,0 %. Die Kartenerlöse stiegen im selben Zeitraum von 
rd. 43,65 Mio. EUR auf 47,15 Mio. EUR oder um 8,0 %. Die Kartener-
löse deckten in diesem Zeitraum durchschnittlich rd. 19,2 % der Auf-
wendungen. Die Basisabgeltung sank von 2009/2010 bis 2011/2012 von 
rd. 145,65 Mio. EUR auf rd. 144,44 Mio. EUR, somit um rd. 1,21 Mio. EUR 
oder rd. 0,8 %. In den Geschäftsjahren 2010/2011 und 2011/2012 erhielt 

Tabelle 1: Gewinn– und Verlustrechnung des Bundestheater–Konzerns
Geschäftsjahr 2009/2010 2010/2011 2011/2012 Entwicklung 

2009/2010 bis 
2011/2012

in Mio. EUR in %

Umsatzerlöse1 56,50 57,60 62,71 11,0

davon Kartenerlöse 43,65 44,77 47,15 8,0

Übrige Erträge2 24,05 25,40 23,60 – 1,9

Öffentliche Mittel 145,65 145,94 145,94 0,2

davon

Basisabgeltung 145,65 144,44 144,44 – 0,8

weitere Mittel des Bundes gemäß 
§ 7 Abs. 3 BThOG – 1,50 1,50 –

Gesamterträge 226,20 228,94 232,25 2,7

Materialaufwendungen – 7,10 – 8,56 – 7,94 11,8

Personalaufwendungen – 159,54 – 165,90 – 168,00 5,3

Abschreibungen – 26,88 – 25,26 – 28,07 4,4

Übrige Aufwendungen – 38,19 – 34,52 – 37,40 – 2,1

Gesamtaufwendungen – 231,71 – 234,24 – 241,41 4,2

Betriebsergebnis – 5,51 – 5,30 – 9,16 + 66,2

Finanzergebnis 0,11 0,17 0,06 – 45,5

Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit – 5,40 – 5,13 – 9,10 + 68,5

Steuern vom Einkommen und Ertrag – 0,04 – 0,02 – 0,06 50,0

Jahresfehlbetrag – 5,44 – 5,15 – 9,16 + 68,4

Auflösung Rücklagen 0,30 2,88 7,34 2.446,7

Gewinnvortrag 9,23 4,09 1,82 – 80,3

Bilanzgewinn 4,09 1,82 0,00 –
1  Kartenerlöse, Erlöse aus Opernball, Programmverkauf, Rundfunk– und Fernsehübertragungen, Garderobegebühren, 

Miete und Pacht, au swärtigen Gastspielen und Entlehnungen
2   Bestandsveränderungen, aktivierte Eigenleistungen, sonstige betriebliche Erträge (u.a. Auflösung von 

Rückstellungen)
rundungsbedingte Abweichungen möglich
Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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der Bundestheater–Konzern jedoch zusätzliche Mittel des Bundes von 
jeweils 1,5 Mio. EUR. Damit stiegen die öffentlichen Mittel für den Bun-
destheater–Konzern insgesamt um rd. 0,2 % an und betrugen 2011/2012 
rd. 145,94 Mio. EUR. 

Die Gesamtaufwendungen stiegen von 2009/2010 bis 2011/2012 von 
rd. 231,71 Mio. EUR auf rd. 241,41 Mio. EUR, somit um rd. 9,70 Mio. EUR 
bzw. rd. 4,2 % an. Die Personalaufwendungen stiegen im selben Zeit-
raum von rd. 159,54 Mio. EUR auf rd. 168,00 Mio. EUR, somit um 
rd. 8,46 Mio. EUR bzw. rd. 5,3 %. Der Anteil der Personalaufwendungen 
an den Gesamtaufwendungen stieg im selben Zeitraum von rd. 68,9 % 
auf rd. 69,6 %.

Von 2009/2010 bis 2011/2012 verschlechterte sich das Ergebnis der 
gewöhnlichen Geschäftstätigkeit von – 5,40 Mio. EUR auf – 9,10 Mio. EUR 
oder um 68,5 %.

 4.2 Der RH stellte fest, dass das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätig-
keit des Bundestheater–Konzerns in den Geschäftsjahren 2009/2010 bis 
2011/2012 stets negativ war und sich in diesem Zeitraum um rd. 68,5 % 
auf – 9,10 Mio. EUR verschlechterte.

 4.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH seien infolge 
der seit der Ausgliederung 1999 nur geringfügig um 8 % erhöhten 
Basis abgeltung im Sinne einer sparsamen, wirtschaftlichen und zweck-
mäßigen Gebarung laufend Reorganisationen und Rationalisierungen 
durchgeführt worden, um die steigenden Personal– und Sachaufwen-
dungen mit den real sinkenden Zuwendungen der öffentlichen Hand 
(Basisabgeltung) kompensieren zu können. So seien etwa seit der Aus-
gliederung nachhaltige Einsparungen im Personalbereich des Konzerns 
von jährlich bis zu 29 Mio. EUR erzielt worden. Dies habe die Bundes-
theater–Holding GmbH unter anderem auch durch Gehaltsabschlüsse, 
die zum Teil unter den Gehaltsabschlüssen des öffentlichen Dienstes 
lagen, erreicht.

Ohne Indexanpassung der Basisabgeltung habe der Konzern im Prü-
fungszeitraum und müsse er auch weiterhin — trotz sparsamer Geba-
rung und steigender Umsatzerlöse — eine laufende Verschlechterung 
des Ergebnisses der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit in Kauf nehmen 
müssen, solange der kulturpolitische Auftrag gemäß § 2 BThOG im 
bisher gewünschten, qualitativen und quantitativen Umfang aufrecht 
erhalten werden solle.

 4.4 Der RH hielt fest, dass die Basisabgeltung mittlerweile — wie auch die 
Bundestheater–Holding GmbH im Nachtrag zu ihrer Stellungnahme 
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mitteilte — 148,94 Mio. EUR beträgt und damit seit der Ausgliederung 
um rd. 11,5 % erhöht wurde. 

Dem Hinweis der Bundestheater–Holding GmbH, wonach sie eine lau-
fende Verschlechterung des Ergebnisses der gewöhnlichen Geschäfts-
tätigkeit in Kauf nehmen müsse, solange der kulturpolitische Auftrag 
gemäß § 2 BThOG im bisher gewünschten, qualitativen und quantita-
tiven Umfang aufrecht erhalten werden solle, entgegnete der RH, dass 
die Erfüllung des kulturpolitischen Auftrags auch in kostendämpfender 
Hinsicht interpretierbar ist. So ist gemäß § 2 Abs. 2 Z 2 BThOG zwar 
„das Repertoire durch eine entsprechende Anzahl von jährlichen Neu-
inszenierungen zu erweitern und durch Neueinstudierungen und Wie-
deraufnahmen zu pflegen“, jedoch wird im BThOG die Anzahl der jähr-
lichen Neuinszenierungen, Neueinstudierungen und Wiederaufnahmen 
nicht explizit festgelegt. Weiters sind gemäß § 2 Abs. 2 Z 5 BThOG die 
Vorstellungen grundsätzlich in den eigenen Häusern durchzuführen. 

Inwieweit daher der Betrieb außerhalb dieser Häuser gelegener Spiel-
stätten einer wirtschaftlichen, zweckmäßigen und sparsamen Gebarung 
unter Bedachtnahme auf die verfügbaren Mittel (§ 2 Abs. 2 Z 6 BThOG) 
entsprach, wäre durch die Theaterleitungen im Zusammenwirken mit 
der Bundestheater–Holding GmbH im Hinblick auf die jeweils zur Ver-
fügung stehende Basisabgeltung festzulegen gewesen. Allfällige Aus-
wirkungen im Hinblick auf die Erfüllung des kulturpolitischen Auf-
trags infolge der Nichtanpassung der Basisabgeltung an die Inflation 
wären nach Ansicht des RH von der Bundestheater–Holding GmbH in 
den Strategiekonzepten zu konkretisieren (siehe TZ 9 und 16).

 5.1 Aus der Gewinn– und Verlustrechnung des Bundestheater–Konzerns 
ergaben sich folgende Kennzahlen: 

Tabelle 2: Kennzahlen des Bundestheater–Konzerns
Geschäftsjahr 2009/2010 2010/2011 2011/2012

in %

Deckung der Gesamtaufwendungen durch Umsatzerlöse 24,4 24,6 26,0

Deckung der Gesamtaufwendungen durch Kartenerlöse 18,8 19,1 19,5

Deckung der Gesamtaufwendungen durch die Basisabgeltung gemäß § 7 
Abs. 2 BThOG und weitere Mittel gemäß § 7 Abs. 3 BThOG (öffentliche 
Mittel) 62,9 62,3 60,5

Anteil der Personalaufwendungen an den Gesamtaufwendungen 68,9 70,8 69,6

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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Die Deckung der Gesamtaufwendungen des Bundestheater–Konzerns 
durch die Umsatzerlöse betrug in den Geschäftsjahren 2009/2010 
bis 2011/2012 zwischen rd. 24,4 % und rd. 26,0 %; die Deckung der 
Gesamtaufwendungen durch Kartenerlöse stieg im selben Zeitraum von 
rd. 18,8 % auf rd. 19,5 %. 

Die vom Bund geleistete Basisabgeltung gemäß § 7 Abs. 2 BThOG und die 
weiteren Mittel des Bundes gemäß § 7 Abs. 3 BThOG deckten 2009/2010 
rd. 62,9 % und 2011/2012 rd. 60,5 % der Gesamtaufwendungen ab.

 5.2 Der RH stellte zusammenfassend fest, dass die Umsatzerlöse im 
Geschäftsjahr 2011/2012 um rd. 6,21 Mio. EUR oder rd. 11,0 % höher 
waren als 2009/2010 und dadurch die Deckung der Gesamtaufwen-
dungen durch Umsatzerlöse von rd. 24,4 % auf rd. 26,0 % sowie durch 
Kartenerlöse von 18,8 % auf 19,5 % stieg. Die öffentlichen Mittel für 
den Bundestheater–Konzern (Basisabgeltung gemäß § 7 Abs. 2 BThOG 
und weitere Mittel des Bundes gemäß § 7 Abs. 3 BThOG) stiegen in 
diesem Zeitraum insgesamt um rd. 0,2 % an und betrugen 2011/2012 
rd. 145,94 Mio. EUR; gleichzeitig sank die Deckung der Gesamtaufwen-
dungen durch die öffentlichen Mittel von rd. 62,9 % auf rd. 60,5 %.

Nur durch die Auflösung von Rücklagen und die Verwendung des 
Gewinnvortrags wies der Bundestheater–Konzern 2009/2010 und 
2010/2011 einen Bilanzgewinn aus.

Im Geschäftsjahr 2011/2012 wies der Bundestheater–Konzern trotz einer 
hohen Rücklagenauflösung von rd. 7,34 Mio. EUR und der Verwen-
dung eines Gewinnvortrags von rd. 1,82 Mio. EUR keinen Bilanzge-
winn mehr aus.

 5.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH sei trotz Opti-
mierungen und Steigerung der Kartenerlöse mittel– und langfristig eine 
angemessene Erhöhung der Basisabgeltung zur Sicherung der Quali-
tät und Quantität der Leistungen der Österreichischen Bundestheater 
erforderlich, weil der Konzern mittlerweile gezwungen gewesen sei, alle 
Rücklagen für das Erreichen ausgeglichener Jahresabschlüsse aufzu-
lösen, und weitere, über den „Maßnahmenkatalog vom September 2011“ 
(siehe TZ 49 ff.) hinausgehende, maßgebliche Optimierungspotenziale 
nicht mehr identifiziert werden könnten. Bezogen auf den Prüfungs-
zeitraum fände dieser Befund auch in der diesbezüglichen Darstellung 
des RH seine vollinhaltliche Deckung.

 5.4 Zur Ausführung der Bundestheater–Holding GmbH, dass über den 
„Maßnahmenkatalog vom September 2011“ hinausgehende, maßgeb-
liche Optimierungspotenziale nicht mehr identifiziert werden könnten, 
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wies der RH darauf hin, dass der vom BThOG vorgegebene Rahmen 
des kulturpolitischen Auftrags auch kostendämpfend interpretierbar 
ist (siehe TZ 4) und für eine wirtschaftlich nachhaltige Gebarung des 
Konzerns entsprechende Vorschläge auszuarbeiten wären. Weiters ver-
wies der RH auf aufgezeigte mögliche Einsparungspotenziale z.B. bei 
konzernweit gleichen Leistungen (siehe TZ  37 und 39 bis 41).

Zur Ansicht der Bundestheater–Holding GmbH, wonach der von ihr 
in ihrer Stellungnahme erstellte Befund durch die Ausführungen des 
RH Deckung fände, entgegnete der RH, dass die von ihm abgegebene 
Beurteilung zum „Maßnahmenkatalog vom September 2011“ einen sol-
chen Schluss nicht zulassen. Vielmehr hatte der RH etwa die vorge-
legten Dreijahrespläne der Bühnengesellschaften kritisiert, weil diese 
Fehlbeträge ohne Anführung ausreichender Maßnahmen zur Reduk-
tion der Abgänge aufwiesen und diese damit keine geeignete Grund-
lage für eine mehrjährige strategische Steuerung des Bundestheater–
Konzerns darstellten (siehe TZ 9). 

 6.1 Die Bilanz des Bundestheater–Konzerns entwickelte sich in den 
Geschäftsjahren 2009/2010 bis 2011/2012 wie folgt:

Bilanz 
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Das Eigenkapital des Bundestheater–Konzerns verringerte sich von 
2009/2010 bis 2011/2012 von rd. 64,18 Mio. EUR auf rd. 52,53 Mio. EUR. 

Der Bundestheater–Konzern verwendete von 2009/2010 bis 2011/2012 
Rücklagen und den Gewinnvortrag zum Ausgleich der Jahresfehlbeträge. 
Die Rücklagen und der Gewinnvortrag sanken in diesem Zeitraum um 
rd. 88,1 % von rd. 14,54 Mio. EUR auf rd. 1,73 Mio. EUR. 

 6.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass sich das Eigenkapital des Bundes-
theater–Konzerns von 2009/2010 bis 2011/2012 von rd. 64,18 Mio. EUR 
um rd. 18,2 % auf rd. 52,53 Mio. EUR verringerte. Weiters konnte der 
Bundestheater–Konzern im überprüften Zeitraum die sogenannte „Gol-
dene Bilanzregel“, wonach langfristig gebundenes Anlagevermögen 
durch langfristiges Kapital gedeckt sein soll, nicht umsetzen. 

Tabelle 3: Bilanz des Bundestheater–Konzerns 
2009/2010 2010/2011 2011/2012 2009/2010 2010/2011 2011/2012

in Mio. EUR in Mio. EUR

Aktiva Passiva

Anlagevermögen 90,48 96,78 97,72 Eigenkapital 64,18 59,17 52,53

davon davon

immaterielle 
Vermögens-
gegenstände

0,64 0,42 0,18 Stammkapital 11,50 11,50 11,50

Sachanlagen 89,72 96,25 97,42
nicht gebundene 
Kapitalrücklage 0,78 0,78 0,82

Gewinnrücklagen 7,60 4,86 0,00

Finanzanlagen 0,12 0,11 0,12

Bilanzgewinn 4,09 1,82 0,00

Unterschiedsbetrag 
aus Kapital-
konsolidierung

40,21 40,21 40,21

Umlaufvermögen 32,54 18,83 11,24 Unversteuerte 
Rücklagen

2,07 1,94 0,91

davon

Vorräte 0,91 1,14 1,28 Investitionszuschüsse 1,19 0,36 0,20

Forderungen und 
sonstige Vermögens-
gegenstände

3,56 4,24 4,22 Rückstellungen 33,71 32,86 35,19

Kassenbestand, 
Guthaben bei 
Kreditinstituten

28,07 13,45 5,74 Verbindlichkeiten 25,47 26,05 25,68

Rechnungsabgrenzung 4,31 5,34 6,14 Rechnungsabgrenzung 0,71 0,57 0,59

Bilanzsumme 127,33 120,95 115,10 Bilanzsumme 127,33 120,95 115,10

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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Der RH wies auch darauf hin, dass der Bundestheater–Konzern durch 
die Verwendung von rd. 88,1 % der Rücklagen und des Gewinnvortrags 
zum Ausgleich der Jahresfehlbeträge 2009/2010 bis 2011/2012 kaum 
mehr über Reserven verfügte. 

 6.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH seien seit dem 
Geschäftsjahr 2011/2012 vom Bundestheater–Konzern alle Rücklagen 
aus den Vorperioden aufgelöst worden, wodurch sich das Eigenkapi-
tal weiter reduziert habe. Die Auflösung sämtlicher Kapitalrücklagen 
und damit die Senkung der Eigenkapitalquote seien erfolgt, weil laut 
Kulturressort eine Erhöhung der Basisabgeltung erst dann in Aussicht 
gestellt werden könne, wenn jegliche Reserven im Konzern aufgebraucht 
worden seien. Die Höhe des Stammkapitals sei im Zuge der Ausglie-
derung festgesetzt worden. Bereits zum Zeitpunkt der Ausgliederung 
habe jedoch im Konzernabschluss das langfristig gebundene Anlage-
vermögen nicht durch langfristiges Kapital gedeckt werden können.

 6.4 Der RH wies darauf hin, dass die Budgetvoranschläge 2014 und 2015 
eine Basisabgeltung für den Bundestheater–Konzern in Höhe von jähr-
lich 148,9 Mio. EUR vorsehen. Er hielt auch fest, dass das Halten von 
maßgeblichen Reserven im Bundestheater–Konzern bei gleichzeitig 
erforderlicher Aufnahme von Staatsschulden durch den Eigentümer 
Bund grundsätzlich als unwirtschaftlich anzusehen ist, weswegen die 
Vorgabe des Kulturressorts, wonach eine Erhöhung der Basisabgeltung 
erst dann in Aussicht gestellt werden könnte, wenn Reserven im Kon-
zern aufgebraucht worden seien, nachvollziehbar war, zumal Finan-
zierungen durch den Bund im Rahmen von Basisabgeltungen prinzi-
piell kein Geschäftsrisiko darstellten (siehe TZ 16).

 7.1 (1) Der Bund hat gemäß § 7 Abs. 2 BThOG für die Aufwendungen, die 
den Bühnengesellschaften im Zusammenhang mit der Erfüllung des 
kulturpolitischen Auftrags und der Bundestheater–Holding GmbH im 
Zusammenhang mit der Wahrnehmung ihrer Aufgaben entstehen, eine 
jährliche Basisabgeltung zu leisten. 

Weiters kann der Bund gemäß § 7 Abs. 3 BThOG nach Maßgabe der 
im jährlichen Bundesfinanzgesetz für diese Zwecke vorgesehenen Mit-
tel die Erhöhung der Aufwendungen unter der Voraussetzung vergüten, 
dass dies trotz wirtschaftlicher, sparsamer und zweckmäßiger Gebarung 
der Gesellschaften und unter Bedachtnahme auf Rationalisierungsmaß-
nahmen erforderlich ist. 

Für die Aufteilung der Mittel hat gemäß § 7 Abs. 4 BThOG die Bundes-
theater–Holding GmbH im Einvernehmen mit den Bühnengesellschaf-

Basisabgeltung 
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ten einen Vorschlag an den Bundesminister für Unterricht, Kunst und 
Kultur zu erstatten, der über die Aufteilung der Mittel entscheidet. 

(2) Die Basisabgeltung gemäß § 7 Abs. 2 BThOG betrug 2009/2010  
145,65 Mio. EUR und sank 2011/2012 auf 144,44 Mio. EUR. 

Die Basisabgeltung 2011/2012 wurde auf die Bundestheater–Holding 
GmbH und die Bühnengesellschaften wie folgt aufgeteilt: 

Abbildung 2: Aufteilung der Basisabgeltung 2011/2012 (Betrag in Mio. EUR)
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Bundestheater–Holding GmbH
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Quelle: RH

Abbildung 3: Aufteilung der Basisabgeltung 2011/2012 (in Prozent)
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(3) Gemäß § 7 Abs. 3 BThOG erhielt die Bundestheater–Holding GmbH 
erstmals im Geschäftsjahr 2010/2011 zusätzliche Mittel von insgesamt 
1,5 Mio. EUR für Instandhaltungsarbeiten an den historischen Theater-
gebäuden.

Auch im Geschäftsjahr 2011/2012 erhielt die Bundestheater–Holding 
GmbH gemäß § 7 Abs. 3 BThOG zusätzliche Mittel von 1,5 Mio. EUR 
für die Erneuerung der Bühnenmaschinerie der Volksoper. 

 7.2 Zusammenfassend stellte der RH fest, dass die vom Bund geleistete 
Basisabgeltung gemäß § 7 Abs. 2 BThOG von 2009/2010 bis 2011/2012 
von 145,65 Mio. EUR auf 144,44 Mio. EUR sank. Zusätzlich erhielt die 
Bundestheater–Holding GmbH 2010/2011 und 2011/2012 weitere Mittel 
des Bundes gemäß § 7 Abs. 3 BThOG in Höhe von jeweils 1,5 Mio. EUR.

Der RH wies darauf hin, dass zusätzliche Mittel gemäß § 7 Abs. 3 BThOG 
nur unter der Voraussetzung vorzusehen waren, wenn dies trotz wirt-
schaftlicher, sparsamer und zweckmäßiger Gebarung und unter Bedacht-
nahme auf Rationalisierungsmaßnahmen erforderlich ist.

 7.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH seien in Über-
einstimmung mit den gesetzlichen Vorgaben die Voraussetzungen für 
die Gewährung zusätzlicher Mittel gemäß § 7 Abs. 3 BThOG der-
art vorgelegen, dass im Bundesfinanzgesetz die Mittel für diese Zwe-
cke vorgesehen sind, es sich um erhöhte Aufwendungen gehandelt 
habe und die Vergütung der Erhöhung der Aufwendungen gemäß § 7 
Abs. 2 BThOG trotz wirtschaftlicher, sparsamer und zweckmäßiger 
Gebarung der Gesellschaften und unter Bedachtnahme auf Rationali-
sierungsmaßnahmen erforderlich sei. 

Die Bundestheater–Holding GmbH führte in ihrer Stellungnahme wei-
ter aus, dass sie einer entsprechenden und daher nachhaltigen Anpas-
sung der Basisabgeltung den Vorzug vor der punktuellen Gewährung 
zusätzlicher Mittel gemäß der zitierten Bestimmung des BThOG gebe, 
weil nur dadurch dem gesetzlichen Auftrag zu einer Mehrjahrespla-
nung zumindest mittelfristig entsprochen werden könne.

 7.4 Der RH wies darauf hin, dass die Bundesvoranschläge 2014 und 2015 
die Basisabgeltung für den Bundestheater–Konzern nunmehr in Höhe 
von jährlich rd. 148,9 Mio. EUR vorsehen. Hinsichtlich der von der 
Bundestheater–Holding GmbH bevorzugten nachhaltigen Anpassung 
der Basisabgeltung verwies der RH auf seine Ausführungen zur kosten-
dämpfend interpretierbaren Erfüllung des kulturpolitischen Auftrags 
gemäß BThOG und darauf, dass allfällige Auswirkungen im Hinblick 
auf die Erfüllung des kulturpolitischen Auftrags infolge der Nichtan-
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passung der Basisabgeltung an die Inflation von der Bundestheater–
Holding GmbH in den Strategiekonzepten zu konkretisieren wären 
(siehe TZ 4 und 9). 

 8.1 Zur Steuerung und operativen Führung des Bundestheater–Konzerns 
durch die Bundestheater–Holding GmbH bestanden im Wesentlichen 
das BThOG und weitere Regelungen bzw. Instrumente.

Das BThOG sah u.a. als Aufgaben der Bundestheater–Holding GmbH 

– die Ausarbeitung eines Unternehmenskonzepts, 

–  die Ausübung der Gesellschafterrechte an den Tochtergesellschaf-
ten bspw. durch Regelungen zur Prüfung und Überwachung der 
Geschäftsführung,

–  die Erlassung von Richtlinien über das Zusammenwirken der Toch-
tergesellschaften sowie 

–  die Erarbeitung eines Vorschlags an den Bundesminister für Unter-
richt, Kunst und Kultur über die Aufteilung der öffentlichen Mittel 
im Einvernehmen mit den Bühnengesellschaften vor. 

Das Unternehmenskonzept, die Geschäftsordnung für die Geschäfts-
führung der Bundestheater–Holding GmbH und die Konzernrichtlinien 
sowie die Zielvereinbarungen des Kulturressorts mit dem Geschäftsfüh-
rer der Bundestheater–Holding GmbH sahen u.a. 

–  die Vorlage von Strategiekonzepten als Fortschreibung des Unterneh-
menskonzepts und von Finanzierungskonzepten auf Basis von Drei-
jahresplänen der einzelnen Gesellschaften des Bundestheater–Kon-
zerns,

–  die Erstellung der jährlichen Budgets, 

–  die Erstellung fortlaufender Dreijahrespläne,

–  die Erstellung konsolidierter Jahresabschlüsse (Konzernbilanz und 
Gewinn– und Verlustrechnung des Bundestheater–Konzerns),

–   das Konzerncontrolling sowie

–   die Interne Revision vor.  

Grundlagen der 
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 8.2 Der RH wies darauf hin, dass der Bundestheater–Holding GmbH Auf-
gaben zur Steuerung und operativen Führung des Bundestheater–Kon-
zerns zukommen; auf die Wahrnehmung dieser Aufgaben durch die 
Bundestheater–Holding GmbH ging der RH in seinen folgenden Aus-
führungen näher ein.

 8.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH seien ihre Auf-
gaben vor allem in § 4 BThOG geregelt. Weiters wies sie in ihrer Stel-
lungnahme zur Vermeidung von Missverständnissen darauf hin, dass 
§ 6 Abs. 1 BThOG — wonach die jeweils erste Geschäftsführung, die 
nach der Errichtung der Gesellschaften bestellt wird, innerhalb von 
sechs Monaten ab Bestellung ein Unternehmenskonzept auszuarbei-
ten und dem Aufsichtsrat zur Genehmigung vorzulegen hat — für alle 
Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns gelte und den/die jewei-
ligen Funktionsinhaber zur Erstellung eines Unternehmenskonzepts 
verpflichte. 

 8.4 Der RH erachtete — neben den von der Bundestheater–Holding GmbH 
angeführten Regelungen des BThOG, die die Aufgaben der Bundesthe-
ater Holding–GmbH regelten — auch § 6 Abs. 2 BThOG als eine jener 
Aufgaben, der die Geschäftsführung der jeweiligen Gesellschaft nach-
zukommen hatte, nämlich für die Einrichtung eines Planungs– und 
Berichterstattungssystems zu sorgen. Dieses hätte jedenfalls die Erfül-
lung der Berichterstattungspflichten durch die Unternehmensleitung 
nach den gesetzlichen Vorschriften und den Vorgaben des Bundesmi-
nisters für Finanzen hinsichtlich der Einrichtung eines Beteiligungs– 
und Finanzcontrolling zu gewährleisten.

 9.1 (1) Gemäß § 6 BThOG hatte die erste Geschäftsführung der Bundes-
theater–Holding GmbH, welche nach der Errichtung der Gesellschaft 
bestellt wurde, ein Unternehmenskonzept auszuarbeiten und dem Auf-
sichtsrat zur Genehmigung vorzulegen. 

Laut dem Unternehmenskonzept aus Februar 2000 beanspruchte die 
Bundestheater–Holding GmbH die strategische Führungsrolle an der 
Spitze des Bundestheater–Konzerns und war alleiniger Ansprechpart-
ner für den Eigentümer Bund, dem der Finanzbedarf des Bundesthea-
ter–Konzerns plausibel und transparent zu machen war. 

(2) Das Kulturressort schloss jährlich mit dem Geschäftsführer der Bun-
destheater–Holding GmbH Zielvereinbarungen ab. Demnach hatte er u.a. 
dem Kulturressort und dem Aufsichtsrat für die Geschäftsjahre 2009/2010 
bis 2012/2013 und 2010/2011 bis 2014/2015 jeweils ein Strategiekonzept 
und für die einzelnen Jahre ein Finanzierungskonzept für den Bundes-

Unternehmens-
konzept, 
Finanzierungs– und 
Strategiekonzepte 
der Bundestheater–
Holding GmbH
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theater–Konzern vorzulegen. Der Geschäftsführer legte dem Aufsichts-
rat erstmals im Oktober 2012 ein Strategiekonzept für 2010/2011 bis 
2014/2015 sowie das Finanzierungskonzept 2012/2013 bis 2014/2015 
vor (siehe TZ 10). 

(3) Die Bundestheater–Holding GmbH legte den Finanzierungskonzep-
ten die von den jeweiligen Aufsichtsräten nicht genehmigten Dreijahres-
pläne der Bühnengesellschaften sowie ihre eigenen nicht genehmigten 
Dreijahrespläne zugrunde. Die Dreijahrespläne waren von den jewei-
ligen Aufsichtsräten aufgrund der ausgewiesenen Fehlbeträge keiner 
Abstimmung unterzogen worden. Maßnahmen zum Ausgleich der aus-
gewiesenen Fehlbeträge wurden in den Sitzungen der Aufsichtsräte der 
Bühnengesellschaften und des Aufsichtsrats der Bundestheater–Hol-
ding GmbH nicht eingefordert.

Die Dreijahrespläne bestanden aus dem vom Aufsichtsrat spätestens bis 
zur letzten Sitzung des vorangegangenen Geschäftsjahrs zu genehmi-
genden jährlichen Budget sowie aus den Budgets für die beiden Fol-
gejahre.

Die Bundestheater–Holding GmbH verhandelte die Dreijahrespläne der 
Tochtergesellschaften vor deren Vorlage in den jeweiligen Aufsichts-
ratssitzungen nicht mit den Tochtergesellschaften. 

(4) Die Bundestheater–Holding GmbH erstellte im März 2010 ein Finan-
zierungskonzept und im August 2010 ein Strategiekonzept für 2009/2010 
bis 2012/2013; dieses enthielt die Planwerte des Finanzierungskonzepts 
vom März 2010. 

Die Bundestheater–Holding GmbH prognostizierte darin ein nega-
tives operatives Ergebnis für den Bundestheater–Konzern von insge-
samt rd. 25,33 Mio. EUR für 2011/2012 vor Auflösung von Rückla-
gen und des Gewinnvortrags und führte weiters aus, dass aufgrund der 
restriktiven Budgetpolitik des Bundes für die Kalenderjahre 2011 und 
2012 keine Erhöhung der Basisabgeltung erwartet werde. Gleichzeitig 
führte die Bundestheater–Holding GmbH aus, dass sie es als ihre Auf-
gabe ansehe, dafür zu sorgen, dass die Bühnengesellschaften innerhalb 
der gegebenen finanziellen Rahmenbedingungen in den Geschäftsjah-
ren 2010/2011 und 2011/2012 ein genehmigungsfähiges Budget vorle-
gen und — bei Aufrechterhaltung des bisherigen künstlerischen Ange-
bots — ein ausgeglichenes Bilanzergebnis erzielt werden könne. 

Die Bundestheater–Holding GmbH führte zwar an, dass zur Steigerung 
der Erträge der Gestaltung der Kartenpreise entscheidende Bedeutung 
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zukomme, erwähnte jedoch keine weiteren konkret zu treffenden Maß-
nahmen zur Verbesserung des operativen Ergebnisses.  

Der Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, der mit der Beurteilung der 
Umsetzung der zwischen dem Kulturressort und dem Geschäftsführer der 
Bundestheater–Holding GmbH abgeschlossenen Zielvereinbarung vom 
Kulturressort beauftragt war, stellte fest, dass das im März 2010 über-
mittelte Finanzierungskonzept für 2009/2010 bis 2011/2012 zwar formal 
den inhaltlichen Anforderungen der Zielvorgaben entspreche; in wel-
chem Ausmaß „Kostenerhöhungen“ durch entsprechende Maßnahmen 
ausgeglichen werden sollten, sei jedoch nicht ersichtlich. 

In Bezug auf das Strategiekonzept stellte der Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater fest, dass zwar das Ziel vorgegeben war, auch in den Jah-
ren 2011 und 2012 mit der gesetzlich festgelegten Basisabgeltung das 
Auslangen zu finden, die vorgelegten Planrechnungen, insbesondere 
der Bühnengesellschaften, jedoch einen höheren Bedarf für beide Jahre 
vorsehen würden. Der Wirtschaftsprüfer und Steuerberater hielt es daher 
für angebracht, für 2010/2011 bis 2012/2013 ein überarbeitetes Strate-
giekonzept vorzulegen, bei dem im Rahmen eines Maßnahmenkatalogs 
mögliche Verbesserungspotenziale dargestellt werden.

(5) In dem im Dezember 2011 aktualisierten Strategiekonzept für 
2010/2011 bis 2014/2015 führte die Bundestheater–Holding GmbH 
u.a. aus, dass in dem Maßnahmenkatalog, den die Bundestheater–Hol-
ding GmbH anlässlich der ab 2009 durchgeführten Evaluierung des 
Bundestheater–Konzerns (siehe TZ 44 ff.) erstellt hatte, eine Reihe von 
Maßnahmen zur Senkung der Aufwendungen und zur Steigerung der 
Erträge jeder Tochtergesellschaft des Bundestheater–Konzerns angeführt 
seien. Ziel sei es demnach, vom Geschäftsjahr 2008/2009 ausgehend,

–  eine nachhaltige Senkung der Gesamtaufwendungen des Bundesthe-
ater–Konzerns um 4,14 Mio. EUR zu erreichen und

–  eine nachhaltige Steigerung der Erträge des Konzerns um 8,2 Mio. EUR 
zu erreichen, wobei Kartenpreiserhöhungen bei allen drei Bühnenge-
sellschaften vorzunehmen seien und ein Gleichgewicht zwischen den 
höchsten am Markt erzielbaren Preisen und dem kulturpolitischen 
Auftrag der Bundestheater gefunden werden müsse. 

Die Bundestheater–Holding GmbH führte weiters aus, dass das im Maß-
nahmenkatalog angeführte Optimierungspotenzial auf Basis der Ergeb-
nisse des Geschäftsjahrs 2008/2009 errechnet wurde und daher nach 
diesem Zeitpunkt eingetretene bzw. künftig eintretende Erhöhungen 
der Aufwendungen nunmehr laufend gegengerechnet werden müssen. 
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Die Personalaufwendungen wären aufgrund der personalintensiven 
Struktur eines jeden Theaterbetriebs — so auch der Bühnengesellschaf-
ten des Bundestheater–Konzerns — aufgrund der generellen Bezugser-
höhungen angestiegen. Auch wenn die Gehaltsabschlüsse für die Mit-
arbeiter des Bundestheater–Konzerns seit der Ausgliederung praktisch 
immer unter jenen für den öffentlichen Dienst lagen, wären die jähr-
lichen Gehaltsanpassungen nur durch eine jährliche Erhöhung der Kar-
tenpreise um rd. 10 % zu finanzieren gewesen. 

Weiters hätten mangels ausreichender budgetärer Bedeckung bereits 
bisher notwendige Maßnahmen zur Instandhaltung und Instandsetzung 
der historischen Theatergebäude nicht mehr im erforderlichen Ausmaß 
durchgeführt werden können. 

Da die Steigerung der Aufwendungen weit über dem Optimierungs-
potenzial liege, werde der künftige finanzielle Bedarf des Bundestheater–
Konzerns zwar gemildert, keinesfalls aber ausgeglichen. Daraus würde 
sich ergeben, dass der Bundestheater–Konzern — auch nach fortgesetz-
ter Ausschöpfung aller Rationalisierungspotenziale — auf Dauer nur 
mit einer, diese stetigen Steigerungen der Aufwendungen berücksich-
tigenden Höhe der Basisabgeltung das Auslangen finden könne, sofern 
der kulturpolitische Auftrag im bisherigen qualitativen und quantita-
tiven Ausmaß auch weiterhin erfüllt werden soll.

In dem in der Folge des Strategiekonzepts im Februar 2012 aktualisierten 
Finanzierungskonzept für 2012/2013 bis 2014/2015 führte die Bundes-
theater–Holding GmbH aus, dass sich nach umfangreichen Reduktionen 
der Planungen der Bühnengesellschaften durch die Bundestheater–Hol-
ding GmbH — zur vollen Aufrechterhaltung des Spielbetriebs im der-
zeitigen quantitativen und qualitativen Ausmaß — für 2012/2013 ein 
negatives operatives Ergebnis und somit zusätzlicher Finanzbedarf von 
10,6 Mio. EUR, für 2013/2014 von 13,0 Mio. EUR und für 2014/2015 
von 13,6 Mio. EUR ergebe. 

Konkrete Angaben über Maßnahmen zum Ausgleich der negativen 
Ergebnisse waren neuerlich nicht enthalten.

Der Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, der mit der Beurteilung der 
Umsetzung der zwischen dem Kulturressort und dem Geschäftsführer der 
Bundestheater–Holding GmbH abgeschlossenen Zielvereinbarung vom 
Kulturressort beauftragt war, stellte fest, dass das Finanzierungskonzept 
für 2012/2013 bis 2014/2015 die Ergebnisse der ab 2009 durchgeführten 
Evaluierung des Bundestheater–Konzerns berücksichtige, jedoch wei-
tere Maßnahmen fehlten, die in Folge des dargelegten höheren Bedarfs 
zum Ausgleich notwendig wären. 
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(6) Das Kulturressort konnte dem RH weder zu den Ausführungen der 
Bundestheater–Holding GmbH in den Strategiekonzepten noch zu den 
Beurteilungen der Zielerreichung durch den Wirtschaftsprüfer und Steuer-
berater eine schriftliche Stellungnahme vorlegen und forderte auch keine 
Maßnahmen von der Bundestheater–Holding GmbH ein. 

 9.2 Der RH kritisierte, dass die vorgelegten Dreijahrespläne der Bühnen-
gesellschaften aufgrund der darin ausgewiesenen Fehlbeträge ohne 
Anführung ausreichender Maßnahmen zur Reduktion der Abgänge 
keine Grundlage für die Zustimmung in den jeweiligen Aufsichtsrä-
ten boten. Die von der Bundestheater–Holding GmbH auf Basis die-
ser Dreijahrespläne erstellten Strategie– und Finanzierungskonzepte 
stellten deshalb nach Ansicht des RH keine geeignete Grundlage für 
eine mehrjährige strategische Steuerung des Bundestheater–Konzerns 
dar.

Der RH kritisierte weiters, dass die Bundestheater–Holding GmbH die 
Dreijahrespläne mit den Bühnengesellschaften vor Vorlage in den Auf-
sichtsratssitzungen nicht verhandelte, sondern unverändert beließ; 
dadurch war die Basis für eine realistische Ermittlung des mehrjäh-
rigen Finanzbedarfs nicht sichergestellt.

Der RH kritisierte auch, dass in den Sitzungen der Aufsichtsräte der Büh-
nengesellschaften und der Bundestheater–Holding GmbH keine Maßnah-
men zum Ausgleich der in den Dreijahresplänen ausgewiesenen Fehl-
beträge eingefordert wurden.

Der RH kritisierte insbesondere, dass — wie auch der mit der Beurteilung 
der Umsetzung der zwischen dem Kulturressort und dem Geschäftsfüh-
rer der Bundestheater–Holding GmbH abgeschlossenen Zielvereinba-
rung vom Kulturressort beauftragte Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
feststellte — die Bundestheater–Holding GmbH im Finanzierungskon-
zept 2012/2013 bis 2014/2015 keine über die im Maßnahmenkatalog 
im Zusammenhang mit der Evaluierung des Bundestheater–Konzerns 
hinausgehenden konkreten Maßnahmen anführte, wie die ausgewiesenen 
negativen Ergebnisse ausgeglichen werden sollten, obwohl sie die Erzie-
lung eines ausgeglichenen Ergebnisses als eigene Aufgabe definiert hatte. 

Der RH kritisierte schließlich, dass das Kulturressort nicht auf die Aus-
führungen der Bundestheater–Holding GmbH in den Finanzierungs– 
und Strategiekonzepten für 2009/2010 bis 2012/2013 und 2010/2011 
bis 2014/2015 sowie auf die vom Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
vorgenommenen Beurteilungen der Umsetzung der Zielvereinbarung 
mit dem Geschäftsführer reagierte und von der Bundestheater–Holding 
GmbH keine Maßnahmen einforderte. 
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Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH als Eigentümerin 
der drei Bühnengesellschaften, die Dreijahrespläne vor deren Vorlage 
in den Aufsichtsratssitzungen der Bühnengesellschaften zu verhandeln 
und ein realistisches, mehrjähriges Finanzierungskonzept sicherzustellen. 

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH weiters, in den Finan-
zierungs– und Strategiekonzepten Maßnahmen zu erarbeiten, wie der 
jeweils darin angeführte zusätzliche Finanzbedarf ausgeglichen wer-
den soll.

Der RH empfahl darüber hinaus dem BKA, bei negativen Ergebnissen 
in den Finanzierungs– und Strategiekonzepten von der Bundestheater–
Holding GmbH entsprechende Maßnahmen für deren Ausgleich einzu-
fordern. 

 9.3 (1) Laut Stellungnahme des BKA habe der RH festgestellt, dass das Res-
sort bei der Bundestheater–Holding GmbH wiederholt Konzern–Finan-
zierungskonzepte angefordert habe. Sofern die vorgelegten Unterlagen 
inhaltlich bzw. planerisch unzureichend ausgestaltet gewesen seien und 
etwa budgetär nicht gedeckte finanzielle Mehrbedarfe aufgewiesen hät-
ten, habe das BKA diesen Mangel festgestellt und auf die Notwendig-
keit zur Konkretisierung von alternativen Lösungsvarianten hingewie-
sen.

Im Rahmen der Aufforderung zu Neuerstellung bzw. Aktualisierung von 
bestehenden Finanzierungskonzepten habe das Ressort stets eine Pla-
nung im Rahmen der dem Bundestheater–Konzern tatsächlich — bzw. 
bezogen auf den Planungszeitraum voraussichtlich — zur Verfügung 
stehenden budgetären Möglichkeiten eingefordert (zuletzt im Juni 2013 
im Rahmen einer Besprechung der ersten Version des Finanzierungs-
konzepts 2013 bis 2015).

Das BKA merkte an, dass das Kulturressort bis Jänner 2014 die Posi-
tion vertreten habe, dass es keine Alternativen zu einer Erhöhung der 
Bundessubvention gebe. Dem mehrfach formulierten Ressort–Ersuchen 
nach Darstellung auch strukturell wirksamer Maßnahmen im Kon-
zern sei die Bundestheater–Holding GmbH bis dahin nicht bzw. nicht 
in schriftlicher Form nachgekommen.

(2) Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH gebe sie 
als vom Gesetzgeber „eingeschränkte Führungsholding“ (vgl. „Recht-
liche Evaluierung des Bundestheater–Konzerns“ vom 22. März 2010) 
in ihrer strategischen Führungsrolle Planungsparameter und Ziele vor. 
Die darauf aufbauenden unternehmensbezogenen Planungen der Toch-
tergesellschaften würden von der Bundestheater–Holding GmbH zu 
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einer Konzernplanung zusammengefasst, die sich im Finanzierungs– 
und Strategiekonzept widerspiegeln würden.

Wenn der RH ausführe, dass die Bundestheater–Holding GmbH keine 
konkreten Maßnahmen anführte, wie die ausgewiesenen negativen 
Ergebnisse der Mehrjahresplanungen ausgeglichen werden könnten, 
so sei darauf hinzuweisen, dass die Bundestheater–Holding GmbH 
regelmäßig Strategiegespräche mit den Geschäftsführern der Tochter-
gesellschaften abhalte, in denen Maßnahmen zur Umsatzsteigerung 
und zur Senkung der Aufwendungen eingefordert würden. Insbeson-
dere sei gemeinsam mit den Tochtergesellschaften — auf Grundlage der 
gesellschaftsspezifischen „Effizienzanalysen“ — der sogenannte Maß-
nahmenkatalog vom September 2011 ausgearbeitet worden, mit dem 
nachhaltige Einsparungsziele und Umsatzsteigerungen im Ausmaß von 
insgesamt 12,4 Mio. EUR bis zum Ende des Geschäftsjahres 2014/2015 
festgelegt worden seien.

Im Lichte der Realisierung eines nachhaltigen Optimierungspotenzi-
als von 12,4 Mio. EUR sei die oben angeführte Kritik des RH in kei-
ner Weise nachvollziehbar.

Sämtliche Finanzierungs– und Strategiekonzepte seien dem Eigentü-
mer (vertreten durch das BKA) zur Überprüfung übermittelt worden. 
Unabhängig vom verschriftlichten Strategie– und Finanzierungskon-
zept sei dem Aufsichtsrat fortlaufend über jene strategischen Themen 
berichtet worden, die auch Teil des Strategiekonzepts waren. Die Zah-
len aus dem Finanzierungskonzept hätten sich auch in den dem Auf-
sichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH vorgelegten Dreijahres-
plänen gefunden.

Die seit der Ausgliederung 1999 real sinkende Basisabgeltung habe 
bereits im Prüfungszeitraum trotz sparsamer, wirtschaftlicher und 
zweckmäßiger Gebarung nicht mehr ausgereicht, um den kulturpoli-
tischen Auftrag im bisherigen gewünschten, qualitativen und quan-
titativen Ausmaß zu erfüllen. Gespräche über diese budgetäre Unter-
deckung und die sich daraus ergebenden Planungsunsicherheiten der 
Konzerngesellschaften fänden regelmäßig zwischen Bundestheater–Hol-
ding GmbH und BKA statt.

Wie bereits erwähnt, habe mit „Einmalzahlungen“ anstelle einer nach-
haltigen Anpassung der Basisabgeltung keinerlei Planungssicherheit 
des Konzerns für die Zukunft gewonnen werden können.

Als primärer Ansprechpartner der Politik sei es Aufgabe der Bundes-
theater–Holding GmbH, anhand realistischer Dreijahrespläne den tat-
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sächlichen Finanzbedarf des Konzerns rechtzeitig aufzuzeigen und ent-
weder die Bereitstellung der notwendigen Mittel oder eine entsprechende 
Anpassung des kulturpolitischen Auftrages zu erwirken.

Eine Verhandlung der Dreijahrespläne mit den Tochtergesellschaften 
hin zu einem ausgeglichenen Ergebnis habe jedenfalls zu empfindlichen 
qualitativen und/oder quantitativen Einschränkungen des kulturpoli-
tischen Auftrags geführt, was im Widerspruch zum ausdrücklichen 
Auftrag der zuständigen Bundesministerin gestanden sei. Gerade die 
vorliegenden Finanzierungs– und Strategiekonzepte, die ausschließ-
lich von der Bundestheater–Holding GmbH ausgearbeitet worden seien, 
zeigten mit den ausgewiesenen Fehlbeträgen den jeweils realistischen 
mehrjährigen Finanzbedarf. Solange noch Maßnahmen zur Kompen-
sation des erhöhten Bedarf möglich gewesen seien, seien diese seit der 
Ausgliederung auch kontinuierlich durchgeführt worden. 

Ebenso deutlich zeigten die Finanzierungs– und Strategiekonzepte, dass 
der zukünftige Bedarf des Konzerns mit den ihm nunmehr zur Ver-
fügung stehenden Mitteln realistischerweise keinesfalls mehr bedeckt 
werden könne, so dass ein ausgeglichenes Ergebnis nur entweder zu 
Lasten der Qualität und/oder Quanität des künstlerischen Angebotes 
oder — für einen relativ kurzen Zeitraum — durch eine Verwertung 
des Anlagevermögens der Konzerngesellschaften (z.B. Veräußerung von 
Gebäuden bzw. Gebäudeteilen) erreicht werden könne.

Der Vollständigkeit halber werde festgehalten, dass die bisher erfolgten, 
weitreichenden Einsparungen bei Instandhaltung und Instandsetzung 
der historischen Theatergebäude im Interesse der historischen Gebäu-
desubstanz nur mehr in erheblich eingeschränktem Umfang und soweit 
dies für die Sicherheit der Besucher und der Beschäftigten erforderlich 
sei, fortgesetzt werden können.

Was die zwischen dem Kulturressort und dem Geschäftsführer der Bun-
destheater–Holding GmbH abgeschlossene Zielvereinbarung anlange, 
sei festzuhalten, dass die Überprüfung der Zielerreichung im Auftrag 
des Kulturressorts auch im Zuge der Evaluierung des Bundestheater–
Konzerns erfolgt sei und daher ausreichend Einblick in die tatsächlich 
möglichen einnahmen– und ausgabenseitigen Optimierungspotenziale 
bestanden habe. Die in der Evaluierung identifizierten realistischen 
Optimierungspotenziale seien in der Folge in den „Maßnahmenkata-
log vom September 2011“ aufgenommen worden und würden dort mit 
den erwähnten 12,4 Mio. EUR zu Buche schlagen.
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 9.4 (1) Bezüglich der Ausführungen des BKA, dass die Bundestheater–Hol-
ding GmbH dem mehrfach formulierten Ressort–Ersuchen nach Dar-
stellung auch strukturell wirksamer Maßnahmen im Konzern bis Jän-
ner 2014 nicht bzw. nicht in schriftlicher Form nachgekommen sei, 
wies der RH darauf hin, dass das zuständige Ressort insbesondere bei 
wesentlichen Fragen, welche die künftige finanzielle Entwicklung von 
Unternehmen anbelangen, Maßnahmen konsequent einzufordern hat. 
Dies betrifft auch Maßnahmen im Zusammenhang mit den von der 
Bundestheater–Holding GmbH erstellten Finanzierungs– und Strate-
giekonzepten.

(2) Zu den Ausführungen der Bundestheater–Holding GmbH hielt der 
RH fest, dass die Erstellung

– von Dreijahresplänen, welche vom Aufsichtsrat nicht genehmigt werden, 

–  von Finanzierungskonzepten, welche nicht darlegen, in welchem Aus-
maß „Kostenerhöhungen“ durch entsprechende Maßnahmen ausge-
glichen werden sollen, sowie

–  von Planrechnungen, insbesondere der Bühnengesellschaften, wel-
che einen Bedarf vorsehen, der durch die gesetzlich festgelegte Basis-
abgeltung nicht abgedeckt ist,

nicht als geeignet anzusehen sind, um finanzielle Problemstellungen zu 
lösen bzw. stellten keine Grundlage für eine mehrjährige strategische 
Steuerung des Bundestheater–Konzerns dar. 

Im Falle sich abzeichnender finanzieller Probleme sollten dem zustän-
digen Ressort bzw. dem jeweiligen Aufsichtsrat bereits frühzeitig Unter-
lagen über konkrete Handlungsalternativen sowie weitere in Betracht 
zu ziehende Möglichkeiten und konkret zu treffende Maßnahmen zur 
Verbesserung des operativen Ergebnisses vorgelegt werden, um diesbe-
zügliche Beschlüsse durch das zuständige Ressort bzw. den jeweiligen 
Aufsichtsrat zu ermöglichen und in weiterer Folge verwirklichbare Drei-
jahrespläne, Finanzierungskonzepte und Planrechnungen zu erreichen. 
Falls solche Unterlagen nicht vorgelegt werden, hätte diese das zustän-
dige Ressort bzw. der Aufsichtsrat einzufordern.

Zu den Ausführungen der Bundestheater–Holding GmbH, dass aufgrund 
des ausgearbeiteten Maßnahmenkatalogs nachhaltige Einsparungsziele 
und Umsatzsteigerungen im Ausmaß von insgesamt 12,4 Mio. EUR bis 
zum Ende des Geschäftsjahres 2014/2015 festgelegt worden seien, ver-
wies der RH auf seine Ausführungen zu TZ 51, in welchen er darlegte, 
dass der von der Bundestheater–Holding GmbH auf Grundlage der Effi-
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zienzanalyse der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft erstellte Katalog zahl-
reiche Maßnahmen vorsah, die der bereits bisher gehandhabten Vor-
gangsweise der Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns entsprachen 
und somit keine Neuerungen darstellten. Lediglich ein mit 5.000 EUR 
bewertetes Optimierungspotenzial war als Neuerung nachvollziehbar.

Der RH wies neuerlich darauf hin, dass die Bundestheater–Holding GmbH 
im Finanzierungskonzept 2012/2013 bis 2014/2015 keine über die im 
Maßnahmenkatalog im Zusammenhang mit der Evaluierung des Bundes-
theater–Konzerns hinausgehenden konkreten Maßnahmen anführte, wie 
die ausgewiesenen negativen Ergebnisse ausgeglichen werden sollten, 
obwohl sie die Erzielung eines ausgeglichenen Ergebnisses als eigene 
Aufgabe definiert hatte.

 10.1 Der Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH hatte auf-
grund der Zielvereinbarungen mit dem Kulturressort für die 
Geschäftsjahre 2009/2010 und 2010/2011 dem Kulturressort und dem 
Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH Strategie– und Finan-
zierungskonzepte für die Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns 
vorzulegen, was dem Aufsichtsrat jedoch vom Kulturressort nicht 
bekannt gegeben worden war. 

Der Geschäftsführer legte die Strategie– und Finanzierungskonzepte 
zwar dem BKA, jedoch nicht dem Aufsichtsrat der Bundestheater–Hol-
ding GmbH vor. Der Geschäftsführer legte dem Aufsichtsrat erstmals im 
Oktober 2012 ein Strategiekonzept für 2010/2011 bis 2014/2015 sowie 
das Finanzierungskonzept 2012/2013 bis 2014/2015 vor. 

 10.2  Der RH kritisierte, dass der Geschäftsführer der Bundestheater–Holding 
GmbH dem Aufsichtsrat erstmals im Oktober 2012 ein Strategie– und 
Finanzierungskonzept vorlegte, obwohl dies bereits in den Zielverein-
barungen für 2009/2010 und 2010/2011 vorgesehen war. Nach Ansicht 
des RH stellten diese Konzepte für die Gesellschaften des Bundes theater–
Konzerns eine zentrale Information für den Aufsichtsrat dar, um seine 
Aufgabe, die allgemeinen Grundsätze der Geschäftspolitik festzulegen, 
erfüllen zu können. 

Weiters kritisierte der RH das Kulturressort, weil dieses den Aufsichtsrat 
über die Verpflichtung zur Vorlage von Strategie– und Finanzierungs-
konzepten nicht informierte.

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, alle Informationen, 
die die strategische Ausrichtung der Gesellschaften des Bundestheater–

Unternehmenskonzept, Finanzierungs– und Strate- 
giekonzepte der Bundestheater–Holding GmbH



Bund 2014/10  59

BKA
Bundestheater–Holding GmbH

Konzerns betreffen – wie etwa die Strategie– und Finanzierungskon-
zepte –, dem Aufsichtsrat vorzulegen.

Der RH empfahl dem BKA, den Aufsichtsrat über die Inhalte der Zielver-
einbarungen mit dem Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH 
zu informieren.

 10.3 (1) Laut Stellungnahme des BKA würden die Zielvereinbarungen und 
die Prüfung ihrer Erfüllung seit ihrem Bestehen als Folge der Ausglie-
derung bilateral zwischen dem jeweiligen Ressort und dem Geschäfts-
führer gehandhabt, in den letzten Jahren auch unter Einbindung des 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats. Derzeit würde auf rechtliche Umset-
zung geprüft, inwieweit die Verantwortung für Definition und Über-
prüfung der Erfüllung von allfälligen Geschäftsführer–Zielvereinba-
rungen künftig dem Aufsichtsrat direkt übertragen werden könne (in 
Analogie zur in den Bundesmuseen und der Österreichischen Natio-
nalbibliothek gelebten Praxis).

(2) Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH komme sie 
der Empfehlung des RH seit Oktober 2012 nach. Sie vermeinte auch, 
dass unabhängig von schriftlichen Strategie– und Finanzierungskonzep-
ten dem Aufsichtsrat jährlich über jene strategischen Themen berich-
tet werde, die Teil des Strategiekonzepts seien. Auch fänden sich die 
Zahlen aus den Strategie– und Finanzierungskonzepten in den dem 
Aufsichtsrat vorgelegten Dreijahresplänen wieder.

 11.1 (1) Die Novelle 2002 zum Bundeshaushaltsgesetz sah vor, dass für die 
Gesellschaften, an denen der Bund direkt oder indirekt mehrheitlich 
beteiligt ist, von dem mit der Verwaltung der Anteilsrechte betrauten 
Bundesminister ein Beteiligungscontrolling durchzuführen ist. Der 
Bundesminister für Finanzen hat für die Gesellschaften ein Finanz-
controlling durchzuführen und Richtlinien für die einheitliche Einrich-
tung eines Planungs–, Informations– und Berichterstattungssystems 
für das Beteiligungs– und Finanzcontrolling (Controlling–Richtlinien) 
zu erlassen. Die 2002 erlassenen Controlling–Richtlinien wurden im 
Juni 2011 um das Risikocontrolling ergänzt. 

Laut den Controlling–Richtlinien hatten ausgegliederte Rechtsträ-
ger quartalsweise hinsichtlich des Beteiligungs– und Risikocontrolling 
an das sachlich zuständige Bundesministerium und hinsichtlich des 
Finanzcontrolling an das BMF Bericht zu erstatten (Quartalsberichte). 
In den Anlagen zu den Controlling–Richtlinien waren Berichtsmuster 
für die Quartalsberichte vorgegeben, die für das Beteiligungscontrol-
ling monetäre Unternehmenskennzahlen vorsahen, wobei auch nicht-
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monetäre unternehmensspezifische Kennzahlen festzulegen waren; für 
das Finanzcontrolling gaben sie Finanzkennzahlen betreffend die Aus-
gaben und Einnahmen des Bundes vor. Das Risikocontrolling beinhal-
tete die Beschreibung der allgemeinen branchenspezifischen Risikositu-
ation sowie der besonderen Risikosituation des Rechtsträgers/Konzerns. 

(2) Das Beteiligungscontrolling umfasste die betriebswirtschaftliche 
Berichterstattung, die es den zuständigen Bundesministerien ermög-
lichen sollte, eine Beurteilung hinsichtlich Inhalt und Realitätsbezug 
vorzunehmen, um gegebenenfalls steuernd eingreifen zu können. Das 
Beteiligungscontrolling war vom Kulturressort durchzuführen. Unter-
nehmensspezifische Kennzahlen hatte das Management der Gesellschaft 
in Abstimmung mit dem Kulturressort festzulegen. 

Die Bundestheater–Holding GmbH übermittelte die Quartalsberichte aller 
Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns regelmäßig an das Kultur-
ressort. 

In einer Besprechung mit Vertretern des Kulturressorts vertraten diese 
die Ansicht, dass das Beteiligungscontrolling gegenüber den Tochterge-
sellschaften ausschließlich von der Bundestheater–Holding GmbH wahr-
zunehmen sei. In einer weiteren Besprechung gaben die Vertreter des 
Kulturressorts schließlich bekannt, dass das Ressort — entgegen der bis-
her vertretenen Ansicht — zukünftig ein Beteiligungscontrolling für den 
gesamten Bundestheater–Konzern durchführen würde. 

Schriftliche Unterlagen über eine Analyse der von der Bundesthea-
ter–Holding GmbH übermittelten Unterlagen konnte das Kulturressort 
jedoch nicht vorlegen. 

 11.2 Der RH kritisierte, dass das Kulturressort dem RH keine schriftlichen 
Unterlagen über die Analyse der von der Bundestheater–Holding GmbH 
übermittelten Quartalsberichte des Beteiligungscontrolling vorlegen 
konnte.

Der RH empfahl daher dem BKA, im Rahmen des Beteiligungscontrol-
ling eine schriftliche Analyse der vorgelegten Berichte über alle Gesell-
schaften des Bundestheater–Konzerns zu erstellen und allenfalls zusätz-
liche Informationen nachzufordern (siehe TZ 12, 13, 14). 

 12.1 (1) Die Bundestheater–Holding GmbH und ihre Tochtergesellschaften 
stellten die Quartalsberichte auch den Mitgliedern der jeweiligen Auf-
sichtsräte zur Verfügung. 

Beteiligungs–, Finanz– und Risikocontrolling
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Die Quartalsberichte umfassten bestimmte Unternehmenskennzahlen, die 
sich auf die Bilanz, die Ertragslage, Investitionen und Finanzierungen 
sowie den Beschäftigtenstand der jeweiligen Gesellschaft bezogen.

Ferner beinhalteten die Quartalsberichte als unternehmensspezifische 
Kennzahlen der Bühnengesellschaften u.a. die Anzahl der Vorstellungen, 
die angebotenen und verkauften Karten bzw. Plätze, die Gesamtaus-
lastungen und die Sitzplatzauslastungen. Für die ART for ART Thea-
terservice GmbH umfassten die unternehmensspezifischen Kennzahlen 
die Umsatzerlöse und die sonstigen betrieblichen Erträge der Bereiche 
Geschäftsleitung und Administration, Kostümwerkstätten, Dekorations-
werkstätten, Transport, Gebäudetechnik sowie die Erlöse aus Kartenver-
käufen für die Bühnengesellschaften und Informationsdienstleistungen. 

(2) Zur Ermittlung von Abweichungen bei der Ertragslage waren in den 
Quartalsberichten die Plankennzahlen des gesamten Jahres den Istkenn-
zahlen des aktuellen Quartals gegenüberzustellen. Abweichungen von 
mehr als 5 % waren zu kommentieren. Da sich jedoch bei allen Gesell-
schaften des Bundestheater–Konzerns die Istkennzahlen ungleich über 
die vier Quartale verteilten, war die Aussagekraft der in den Quartals-
berichten ermittelten Abweichungen eingeschränkt (siehe TZ 18). 

Eine Aussage über unterschiedliche Ertragsarten war nicht möglich (z.B. 
Erträge aus Kartenverkäufen, Produktionsverwertungen, Abonnements), 
weil alle Umsatzerlöse und sonstigen betrieblichen Erträge in einer Kenn-
zahl zusammengefasst waren.

Die Unternehmenskennzahlen des jeweils letzten Quartals der Geschäfts-
jahre 2009/2010 bis 2011/2012 zeigten wenige negative Abweichungen 
zwischen Plan– und Istkennzahlen, sondern wiesen meistens höhere 
Erträge und geringere Aufwendungen auf als ursprünglich budgetiert. 
Die Burgtheater GmbH und die Volksoper Wien GmbH wiesen ver-
einzelt, die Wiener Staatsoper GmbH im gesamten überprüften Zeit-
raum hohe Abweichungen zwischen Plan– und Istkennzahlen aus. Die 
Abweichungen basierten auf zum Teil unrealistischen Plankennzahlen 
in den genehmigten Budgets und beeinträchtigten dadurch die Aussa-
gekraft des Beteiligungs– und Finanzcontrolling. Der Geschäftsführer 
der Bundestheater–Holding GmbH erteilte als Vorsitzender in den Auf-
sichtsräten der Tochtergesellschaften die Zustimmung zu deren jewei-
ligen Jahresbudget. 

Bei den unternehmensspezifischen Kennzahlen fehlten teilweise Plan-
kennzahlen für einen Vergleich.

Beteiligungs–, Finanz– und Risikocontrolling
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Die Quartalsberichte der Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns an 
das Kulturressort beinhalteten keine Kennzahlen bezüglich der Liquidität, 
der verfügbaren Rücklagen und der Verbindlichkeiten gegenüber Kredit-
instituten. Die Bundestheater–Holding GmbH erstellte im Rahmen ihres 
konzerninternen Controlling erstmals Anfang 2011 umfassende Infor-
mationen zur Liquidität der Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns.

 12.2 Nach Ansicht des RH waren die Quartalsberichte zur Steuerung und 
Kontrolle des Bundestheater–Konzerns sowohl für das Kulturressort 
als auch für die jeweiligen Aufsichtsräte der Gesellschaften des Bun-
destheater–Konzerns nicht geeignet, weil die Kennzahlen des aktuellen 
Quartals nur mit den Plankennzahlen des gesamten Jahres verglichen 
wurden. Außerdem war bei den Umsatzerlösen kein Rückschluss auf 
die einzelnen Ertragsarten möglich und es fehlten teilweise Plankenn-
zahlen. Die Quartalsberichte hatten dadurch nur eine geringe Aussa-
gekraft hinsichtlich der Entwicklung bestimmter Kennzahlen. 

Der RH kritisierte im Besonderen, dass die Quartalsberichte keine Infor-
mation über die Liquidität der Gesellschaften des Bundestheater–Kon-
zerns enthielten. Schließlich kritisierte der RH die hohen Abweichungen 
zwischen den Plan– und Istkennzahlen bei den Bühnengesellschaf-
ten, welche die Aussagekraft des Beteiligungs– und Finanzcontrolling 
beeinträchtigten. In diesem Zusammenhang kritisierte der RH, dass der 
Geschäftsführer der  Bundestheater–Holding GmbH als Vorsitzender der 
Aufsichtsräte der Tochtergesellschaften deren ungenauen Jahresbudgets 
zustimmte und keine Maßnahmen zur Verbesserung der Planungsqua-
lität setzte.

Der RH empfahl dem BKA und der Bundestheater–Holding GmbH, in 
Abstimmung mit den Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns die 
Quartalsberichte des Beteiligungs– und Finanzcontrolling um jene Kenn-
zahlen (bspw. bezüglich der Plankennzahlen des aktuellen Quartals, der 
Liquidität, der verfügbaren Rücklagen und der Verbindlichkeiten gegen-
über Kreditinstituten) zu ergänzen, die eine verbesserte Aussagekraft der 
Quartalsberichte sicherstellen und eine bessere wirtschaftliche Gesamt-
beurteilung des Bundestheater–Konzerns ermöglichen und aussagefä-
hige Controllingberichte zu erstellen.

Der RH empfahl dem Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH, 
als Vorsitzender in den Aufsichtsräten der Tochtergesellschaften eine 
höhere Planungsgenauigkeit der jeweiligen Jahresbudgets sicherzustel-
len.

Beteiligungs–, Finanz– und Risikocontrolling
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 12.3 (1) Laut Stellungnahme des BKA sei festzuhalten, dass (ungeach-
tet der gesetzlich vorgesehenen Durchführung eines Beteiligungscon-
trolling seitens des Ressorts) die Verantwortung zur kaufmännischen, 
organisatorischen und strategischen Steuerung der im Konzern zusam-
mengefassten Theatergesellschaften aufgrund der bestehenden gesell-
schaftsrechtlichen Struktur bei der Bundestheater–Holding GmbH liege, 
wobei den jeweiligen Aufsichtsräten der Teilgesellschaften eine Kon-
trollfunktion zukomme. Die Analyse von Quartalsberichten von Toch-
tergesellschaften sowie allfälliges steuerndes Eingreifen aufgrund der 
gewonnenen Informationen sei somit primär Aufgabe der Holding. Ein 
Vermischen dieser gesetzlich verteilten Rollen würde nicht nur den 
Intentionen des Gesetzgebers widersprechen, sondern auch und gerade 
im Fall von Problemsituationen zu schwer nachvollziehbaren Verän-
derungen der Verantwortungsstruktur führen.

Die Anregung des RH, die aus seiner Sicht nur unzureichende Eignung 
der vom BMF festgelegten von den Bundestheatern an Aufsichtsräte 
und Eigentümer übermittelten Quartalsberichte zu verbessern, würde 
das BKA aufnehmen. Die Durchsicht der Quartalsberichte sowie gege-
benenfalls eine Anforderung von zusätzlichen Informationen und Erläu-
terungen entsprächen hingegen der gängigen Praxis des Ressorts. Ab 
dem Geschäftsjahr 2013/2014 würde in Umsetzung der Anregung des 
RH die Dokumentation der Ergebnisse der Prüfung verbessert.

(2) Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH sei diese 
verpflichtet, die Quartalsberichte nach den formalen und inhaltlichen 
Vorgaben des BMF vorzulegen. Eine Änderung oder Ergänzung habe 
durch Verordnung des BMF zu erfolgen. Die vom RH angeregten Ergän-
zungen der Quartalsberichte könnten jedoch jederzeit vorgenommen 
werden, sobald die dafür erforderlichen rechtlichen Voraussetzungen 
geschaffen seien. 

Im Berichtszeitraum hätten die Aufsichtsräte neben den Quartalsberich-
ten zahlreiche weitere, zusätzliche Berichte, Zahlen und Daten erhal-
ten, so dass ihr Informationsstand immer weit über die Inhalte der 
Quartalsberichte hinausgegangen sei. Darüber hinaus hätten die Auf-
sichtsräte und das Kulturressort jede zusätzliche Information einfor-
dern können, so dass die Kontrolle durch die Aufsichtsräte und durch 
das Ressort in keiner Weise eingeschränkt gewesen sei.

Was die angesprochene höhere Planungsgenauigkeit anlange, sei fest-
zuhalten, das die Bundestheater–Holding GmbH seit dem Geschäftsjahr 
2008/2009 in Verhandlungen mit den Geschäftsführungen der Büh-
nengesellschaften im Interesse einer erhöhten Planungsgenauigkeit bud-
getäre Ergebnisverbesserungen vorgegeben habe. Einerseits spiegelten 
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sich diese Ergebnisverbesserungen direkt in den einzelnen Positionen 
der Budgets der Bühnengesellschaften wider, andererseits würden sie in 
einer eigenen Position abgebildet und fänden sich damit im Ist wieder.

Den Bemühungen der Bundestheater–Holding GmbH um größtmögliche 
Planungsgenauigkeit wären jedoch vor allem durch den gesetzlich vor-
gegebenen „Grundsatz der kaufmännischen Vorsicht“ Grenzen gesetzt, 
wie sich etwa am Beispiel der Wiener Staatsoper GmbH zeigen ließe:

Trotz jahrelanger höchster Sitzplatzauslastung geböte die kaufmän-
nische Vorsicht sehr wohl bei der erlösseitigen Planung kommender 
Geschäftsjahre, nicht automatisch von einer Fortsetzung einer mehr 
als 99 %igen Auslastung auszugehen.

 12.4 (1) Der RH erwiderte dem BKA, dass das Bundeshaushaltsgesetz die 
Steuerung ausgegliederter Rechtsträger dem Bundesminister als verant-
wortliches Organ überantwortete, der dem Nationalrat hierüber Rechen-
schaft schulde. Die primären Adressaten der Controllingberichte waren 
daher — ungeachtet der gesellschaftsrechtlichen Konstruktion des aus-
gegliederten Bundestheaterkonzerns — das BKA als Kulturressort und 
das BMF. 

Der RH wies das BKA darauf hin, dass das Bundeshaushaltsgesetz eine 
Delegation des Beteiligungscontrolling an einen ausgegliederten Rechts-
träger nicht vorsah. Dies widerspreche auch dem Prinzip der Minister-
verantwortlichkeit sowie den OECD–Leitsätzen zu Corporate Governance 
in staatseigenen Unternehmen. Nach diesen Leitsätzen sollte die Zustän-
digkeit zur Ausübung der Eigentumsrechte innerhalb der staatlichen Ver-
waltung klar identifiziert sein und der Eigentumsträger gegenüber den 
repräsentativen Organen, wie z.B. dem Parlament gegenüber, Rechen-
schaft schuldig sein. 

(2) Der RH verwies gegenüber der Bundestheater–Holding GmbH auf 
den bestehenden Rechtsrahmen für das Beteiligungscontrolling, wonach 
das Management ausdrücklich die Möglichkeit hat, in den Quartalsbe-
richten an das zuständige Bundesministerium unternehmensspezifische 
Kennzahlen festzulegen (§ 4 Abs. 1 lit. b Controlling–Richtlinien). Nach 
Ansicht des RH ist es daher angezeigt, wenn die Bundestheater–Hol-
ding GmbH gemeinsam mit dem BKA diese Möglichkeit nützt und die 
Quartalsberichte um die genannten Kennzahlen ergänzt, um — so wie 
es die Controlling–Richtlinien vorsehen — dem zuständigen Bundesmi-
nisterium zu ermöglichen, eine Beurteilung vorzunehmen und gegebe-
nenfalls steuernd eingreifen zu können.



Bund 2014/10  65

BKA
Bundestheater–Holding GmbHBeteiligungs–, Finanz– und Risikocontrolling

Hinsichtlich der Planungsgenauigkeit verwies der RH auf TZ 18, wo er 
näher ausführte, dass etwa in den vier im Fruchtgenuss der Bundes-
theater–Holding GmbH stehenden Gebäuden die Aufwendungen für 
Instandhaltung in allen vier Quartalen des Geschäftsjahres gleicherma-
ßen geplant waren, diese jedoch aufgrund der von September bis Juni 
stattfindenden Theatervorstellungen und –proben vorwiegend nur im 
vierten Quartal anfallen konnten.

Der RH hielt weiters fest, dass seine Empfehlungen auf die bessere Aus-
sagekraft der Quartalsberichte abzielten, um damit eine bessere Gesamt-
beurteilung des Bundestheater–Konzerns zu ermöglichen. 

 13.1 Die Quartalsberichte des Beteiligungs– und Finanzcontrolling an das 
Kulturressort und das BMF waren laut den Controlling–Richtlinien 
auf Grundlage der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen über die 
Rechnungslegung zu erstellen. Diese sahen u.a. vor, dass für unge-
wisse Verbindlichkeiten oder Aufwendungen, die der abgeschlossenen 
Periode zuzuordnen waren, Rückstellungen auszuweisen waren. Ins-
besondere waren Rückstellungen für Abfertigungen, Pensionen sowie 
nicht konsumierte Urlaube und Jubiläumsgelder auszuweisen. Weder 
die Bundestheater–Holding GmbH noch ihre Tochtergesellschaften wie-
sen in ihren Quartalsberichten mit Ende November, Februar und Mai 
der Geschäftsjahre 2009/2010 bis 2011/2012 diese gesetzlich vorgese-
henen Rückstellungen aus. 

Ob das Kulturressort den Ausweis der gesetzlich vorgesehenen Rückstel-
lungen bei der Bundestheater–Holding GmbH einforderte, war mangels 
schriftlicher diesbezüglicher Unterlagen nicht nachvollziehbar.

 13.2 Der RH kritisierte, dass weder die Bundestheater–Holding GmbH noch 
ihre Tochtergesellschaften in den Quartalsberichten mit Ende Novem-
ber, Februar und Mai der Geschäftsjahre 2009/2010 bis 2011/2012 die 
gesetzlich vorgesehenen Rückstellungen auswiesen und empfahl der 
Bundestheater–Holding GmbH, in allen Quartalsberichten des Beteili-
gungs– und Finanzcontrolling die gesetzlich vorgesehenen Rückstel-
lungen auszuweisen und auch von den Tochtergesellschaften den Aus-
weis der gesetzlich vorgesehenen Rückstellungen zu verlangen. 

Der RH kritisierte weiters, dass das Kulturressort den Ausweis der gesetz-
lich vorgesehenen Rückstellungen von der Bundestheater–Holding GmbH 
nicht schriftlich einforderte und empfahl dem BKA, von der Bundes-
theater–Holding GmbH künftig den Ausweis der gesetzlich vorgese-
henen Rückstellungen in den Quartalsberichten schriftlich einzufordern.
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 13.3 (1) In seiner Stellungnahme sagte das BKA zu, dass es den Ausweis 
von Rückstellungen in den Quartalsberichten einfordern werde.

(2) Die Bundestheater–Holding GmbH verwies in ihrer Stellungnahme 
darauf, dass die gesetzlich vorgesehenen Rückstellungen in den Bud-
get– und Vorschauwerten der Quartalsberichte berücksichtigt seien. 
Die endgültigen Werte lägen am Ende des Geschäftsjahres vor, seien 
im Jahresabschluss ausgewiesen worden und würden vom Abschluss-
prüfer geprüft. Die vom RH empfohlene quartalsweise Darstellung sei 
mit erhöhtem administrativem und finanziellem Aufwand verbunden 
und ohne jeglichen Mehrwert für die Unternehmenssteuerung. 

Dessen ungeachtet würde die Bundestheater–Holding GmbH der Emp-
fehlung des RH in Hinkunft in Form quartalsmäßiger Schätzwerte für 
die gesetzlich vorgesehenen Rückstellungen entsprechen. 

 13.4 (1) Der RH anerkannte die Absicht des BKA, den Ausweis von Rückstel-
lungen in den Quartalsberichten einzufordern.

(2) Der RH entgegnete der Bundestheater–Holding GmbH, dass die 
Bestimmungen der Controlling–Richtlinien nicht auf die Budget– oder 
Vorschauwerte oder die tatsächlichen Aufwendungen im Quartalsbe-
richt des vierten Quartals, bzw. den Jahresabschluss, eingeschränkt 
waren. So wiesen die Bundestheater–Holding GmbH, die Burgthe-
ater GmbH und die Wiener Staatsoper GmbH in Quartalsberichten 
des ersten, zweiten und dritten Quartals durchaus Rückstellungen aus 
(siehe TZ 14). Der „Mehrwert“ des Ausweises von Rückstellungen in 
den Quartalsberichten war daher einerseits die Einhaltung der gesetz-
lichen Bestimmungen. 

Andererseits sollten die Quartalsberichte laut den Controlling–Richt-
linien die Steuerung und Kontrolle von Gesellschaften unterstützen, 
an denen der Bund direkt oder indirekt mehrheitlich beteiligt war. Der 
„Mehrwert“ des vollständigen Ausweises aller vorgesehenen Finanz-
kennzahlen war daher die Unterstützung der Steuerung durch das BKA 
und die Aufsichtsräte der jeweiligen Konzern–Gesellschaften. 

Der RH anerkannte die Absicht der Bundestheater–Holding GmbH, in 
allen Quartalsberichten des Beteiligungs– und Finanzcontrolling Schätz-
werte für die gesetzlich vorgesehenen Rückstellungen auszuweisen und 
auch von den Tochtergesellschaften den Ausweis der gesetzlich vor-
gesehenen Rückstellungen (in Form von Schätzwerten) zu verlangen.
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 14.1 (1) Die Bundestheater–Holding GmbH, die Wiener Staatsoper GmbH 
und die Burgtheater GmbH wiesen hingegen in ihren Quartalsberich-
ten mit Ende Februar und Ende Mai 2010, 2011 und 2012 sowie mit 
Ende November 2009 und 2010 die folgenden Rückstellungen aus: 

(2) Die Bundestheater–Holding GmbH wies in den sieben in der Tabelle 
angeführten Quartalsberichten Rückstellungen von 13,75 Mio. EUR für 
Aufwendungen im Zusammenhang mit der Instandhaltung der in ihrem 
Fruchtgenuss stehenden Gebäuden (Burgtheater, Akademietheater, Wie-
ner Staatsoper und Volksoper Wien) aus. Die Bundestheater–Holding 
GmbH konnte nicht dokumentieren, dass diese Aufwendungen den 
abgeschlossenen Perioden zuzuordnen waren. Nachvollziehbare Berech-
nungsgrundlagen über die Höhe der ausgewiesenen Rückstellungen 
lagen nicht vor. 

(3) Die Burgtheater GmbH wies in den drei in der Tabelle angeführten 
Quartalsberichten Rückstellungen von 1,85 Mio. EUR für Personalauf-
wendungen aus. Die Burgtheater GmbH konnte nicht dokumentieren, 
dass diese Aufwendungen den abgeschlossenen Perioden zuzuordnen 
waren. Nachvollziehbare Berechnungsgrundlagen über die Höhe der 
ausgewiesenen Rückstellungen lagen nicht vor. 

Tabelle 4:  In den Quartalsberichten der Bundestheater–Holding GmbH, der Wiener 
Staatsoper GmbH und der Burgtheater GmbH ausgewiesene Rückstellungen

Gesellschaft Gründe für den Ausweis der 
Rückstellungen

Betrag  
in Mio. EUR

Quartalsbericht zum

Bundestheater–Holding GmbH Instandhaltung Gebäude 0,85 30. November 2009

Instandhaltung Gebäude 1,80 28. Februar 2010

Instandhaltung Gebäude 3,00 31. Mai 2010

Instandhaltung Gebäude 1,00 28. Februar 2011

Instandhaltung Gebäude 1,50 31. Mai 2011

Instandhaltung Gebäude 2,60 29. Februar 2012

Instandhaltung Gebäude 3,00 31. Mai 2012

Burgtheater GmbH Reisespesen, Werkverträge Produktionen 1,00 31. Mai 2010

Aufwandsentschädigungen, Mehrdienst-
leistungen, Werkverträge 0,45 30. November 2010

bezogene Leistungen, Werkverträge 
Produktionen 0,40 31. Mai 2011

Wiener Staatsoper GmbH außerplanmäßige Abschreibung von 
Produktionen 0,55 28. Februar 2010

außerplanmäßige Abschreibung von 
Produktionen 0,80 31. Mai 2010

außerplanmäßige Abschreibung von 
Produktionen 0,40 29. Februar 2012

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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(4) Die Wiener Staatsoper GmbH wies in den drei in der Tabelle ange-
führten Quartalsberichten Rückstellungen von 1,75 Mio. EUR für Auf-
wendungen im Zusammenhang mit der außerplanmäßigen Abschreibung 
von Produktionen aus. Laut Unternehmensgesetzbuch waren abnutz-
bare Gegenstände des Anlagevermögens bei voraussichtlich dauernder 
Wertminderung außerplanmäßig abzuschreiben. Durch den Ausweis der 
außerplanmäßigen Abschreibung als Rückstellung war der dauerhaft 
geminderte Wert der Produktionen in den Quartalsberichten der Wie-
ner Staatsoper GmbH jedoch nicht ersichtlich. Der Ausweis der außer-
planmäßigen Abschreibung als Rückstellung entsprach daher nicht den 
gesetzlichen Vorschriften. 

(5) Laut Unternehmensgesetzbuch waren Rückstellungen mit einem 
erheblichen Umfang im Anhang zu erläutern. Die Bundestheater–Hol-
ding GmbH, die Burgtheater GmbH und die Wiener Staatsoper GmbH 
erläuterten die ausgewiesenen Rückstellungen weder in den Quartals-
berichten noch gegenüber dem jeweiligen Aufsichtsrat. 

 14.2  Der RH kritisierte, dass die Bundestheater–Holding GmbH 

–  in sieben Quartalsberichten Rückstellungen auswies und als Eigentü-
merin der Burgtheater GmbH in drei Quartalsberichten den Ausweis 
von Rückstellungen zuließ, für die sie bzw. die Burgtheater GmbH 
nicht dokumentieren konnten, dass die Aufwendungen den abge-
schlossenen Perioden zuzuordnen waren und für die keine nachvoll-
ziehbaren Berechnungsgrundlagen vorlagen, 

–  als Eigentümerin der Wiener Staatsoper GmbH in drei Quartalsbe-
richten den Ausweis von Rückstellungen zuließ, die den gesetzlichen 
Vorschriften widersprachen, 

–  selbst und auch als Eigentümerin der Burgtheater GmbH und der Wie-
ner Staatsoper GmbH Rückstellungen mit einem erheblichen Umfang 
im Rahmen der Berichterstattung des Beteiligungs– und Finanzcon-
trolling nicht erläuterte, 

–  ihrem Aufsichtsrat die in den Quartalsberichten ausgewiesenen Rück-
stellungen nicht erläuterte, obwohl alle ausgewiesenen Rückstel-
lungen erhebliche Auswirkungen auf das Ergebnis des jeweiligen 
Quartals hatten, und

–  in den Aufsichtsräten der Burgtheater GmbH und der Wiener Staats-
oper GmbH keine Erläuterungen über ausgewiesene Rückstellungen 
in den Quartalsberichten verlangte. 
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Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, 

–  in den Quartalsberichten des Beteiligungs– und Finanzcontrolling 
nur Rückstellungen auszuweisen, für die sie dokumentieren kann, 
dass die Aufwendungen den abgeschlossenen Perioden zuzuordnen 
sind und für die es nachvollziehbare Berechnungsgrundlagen gibt,

–  als Eigentümerin der Burgtheater GmbH, bei dieser in den Quartals-
berichten des Beteiligungs– und Finanzcontrolling nur den Ausweis 
von Rückstellungen zuzulassen, für die sie dokumentieren kann, dass 
die Aufwendungen den abgeschlossenen Perioden zuzuordnen sind 
und für die es nachvollziehbare Berechnungsgrundlagen gibt,

–  als Eigentümerin der Wiener Staatsoper GmbH, bei dieser in den Quar-
talsberichten des Beteiligungs– und Finanzcontrolling den Ausweis 
gesetzeskonformer Rückstellungen sicherzustellen und

–  sowohl im Rahmen der Berichterstattung des Beteiligungs– und 
Finanzcontrolling als auch gegenüber dem Aufsichtsrat Rückstel-
lungen in den Quartalsberichten, die erhebliche Auswirkungen auf 
das Ergebnis des jeweiligen Quartals haben, zu erläutern und diese 
Erläuterungen auch von den Aufsichtsräten der Burgtheater GmbH 
und der Wiener Staatsoper GmbH zu verlangen. 

 14.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH handle es 
sich bei den vom RH beschriebenen Positionen nicht um quartals-
weise Rückstellungen, sondern vielmehr um Ergebnisabgrenzungen, die 
dazu dienten, maßgebliche Änderungen der Rückstellungen im vierten 
Quartal vorab sichtbar und kalkulierbar zu machen. Auch die außer-
planmäßige Abschreibung der Wiener Staatsoper GmbH sei nur eine 
Ergebnisabgrenzung und als solche nicht gesetzeswidrig. Die Wiener 
Staatsoper GmbH folge damit nur dem Grundsatz kaufmännischer Vor-
sicht, Ergebnisminderungen schon unterjährig darzustellen. Die Rege-
lungen des in TZ 14.1 (5) angesprochenen Unternehmensgesetzbuches 
bezögen sich auf die Pflichten im Zusammenhang mit der jährlichen 
Bilanzerstellung. Die einschlägigen gesetzlichen Vorschriften seien im 
Berichtszeitraum von allen Konzerngesellschaften eingehalten worden. 

Wie in TZ 12.3 ausgeführt, hätten die Bundestheater–Holding GmbH 
und ihre Tochtergesellschaften hinsichtlich der Quartalsberichte die 
Vorgaben des BMF eingehalten. Die Quartalsberichte hätten daher 
den gemäß Controlling–Richtlinie zu beachtenden Verpflichtungen des 
Unternehmensgesetzbuches entsprochen, das lediglich die Bildung von 
im Gesetz vorgesehenen Rückstellungen im Zuge der Jahresbilanz vor-
sehe. 
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Die Bundestheater–Holding GmbH gab in ihrer Stellungnahme weiters 
bekannt, dass sie künftig besonderes Augenmerk auf die konzern weite 
Nachvollziehbarkeit der Berechnungen der Ergebnisabgrenzungen legen 
und in ihre Richtlinien für das „Konzerncontrolling der Österreichi-
schen Bundestheater“ und in das Bilanzierungshandbuch detaillierte 
Regelungen für die Bildung von Rückstellungen und Ergebnisabgren-
zungen aufnehmen werde.

 14.4 Der RH wies die Bundestheater–Holding GmbH darauf hin, dass die 
von ihm kritisierten Rückstellungen der Bundestheater–Holding GmbH, 
der Burgtheater GmbH und der Wiener Staatsoper GmbH im konzern-
weiten Buchhaltungssystem auf dem Sachkonto 308000 „Rückstellung 
Ergebnisabgrenzung“ bei den drei Konzerngesellschaften als Rückstel-
lungen erfasst und in der Folge in den Quartalsberichten des Betei-
ligungs– und Finanzcontrolling als solche ausgewiesen waren. Nach 
Ansicht des RH handelte es sich daher zweifelsfrei um Rückstellungen 
im Sinne der Controlling–Richtlinien. 

Die in den Quartalsberichten der Wiener Staatsoper GmbH ausgewie-
senen Rückstellungen widersprachen dem Unternehmensgesetzbuch, weil 
durch den Ausweis der außerplanmäßigen Abschreibung als Rückstel-
lung der dauerhaft geminderte Wert der Produktionen in den Quartals-
berichten der Wiener Staatsoper GmbH nicht ersichtlich war. Hätte die 
Wiener Staatsoper GmbH diese Rückstellungen in Jahresabschlüssen 
ausgewiesen, so wären sie vom Abschlussprüfer zu beanstanden gewe-
sen. Die Wiener Staatsoper GmbH wies diese Rückstellungen in ihren 
Jahresabschlüssen jedoch nicht aus, sondern nur in Quartalsberichten 
des zweiten und dritten Quartals. 

Der RH verblieb daher bei seiner Kritik und empfahl der Bundesthea-
ter–Holding GmbH, im Bundestheater–Konzern in Quartalsberichten des 
ersten bis dritten Quartals nur Rückstellungen auszuweisen, deren Aus-
weis auch im vierten Quartal möglich ist.

Der RH anerkannte die geplanten Maßnahmen der Bundestheater–Hol-
ding GmbH, verblieb jedoch bei seiner Empfehlung, sowohl im Rahmen 
der Berichterstattung des Beteiligungs– und Finanzcontrolling als auch 
gegenüber dem Aufsichtsrat Rückstellungen in den Quartalsberichten, 
die erhebliche Auswirkungen auf das Ergebnis des jeweiligen Quartals 
haben, zu erläutern und diese Erläuterungen auch von den Aufsichtsräten 
der Burgtheater GmbH und der Wiener Staatsoper GmbH zu verlangen.

 15.1  Das Finanzcontrolling war vom BMF durchzuführen und umfasste für 
die Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns einerseits die Ausgaben 
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des Bundes in Form der Basisabgeltung und andererseits die Einnah-
men des Bundes in Form der Refundierung der Personal–/Sozialauf-
wendungen sowie der Pensionsbeiträge für Beamte. Die Finanzkenn-
zahlen waren aufgrund ihrer Vorhersehbarkeit und Regelmäßigkeit 
gleichmäßig auf die Quartale aufteilbar, was einen Vergleich von Plan– 
und Istzahlen ermöglichte. 

Die Bundestheater–Holding GmbH übermittelte die Quartalsberichte aller 
Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns regelmäßig an das BMF. 
Letzteres prüfte die Plausibilität bei Abweichungen von mehr als 5 % 
zwischen den vorgesehenen und tatsächlichen Ausgaben des Bundes für 
den Bundestheater–Konzern und kontaktierte bei allfälligen Rückfragen 
die Bundestheater–Holding GmbH. Das BMF verarbeitete die Informa-
tionen aus den Quartalsberichten der Gesellschaften des Bundesthea-
ter–Konzerns in einem ressortinternen Quartalsbericht aller ausgeglie-
derten Unternehmen. 

 15.2 Der RH stellte fest, dass das BMF die Informationen aus den Quartals-
berichten der Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns in einem 
ressortinternen Quartalsbericht aller ausgegliederter Gesellschaften 
zusammenfasste. 

 16.1 (1) Das Beteiligungscontrolling umfasste ab 1. Juli 2011 auch das 
Risikocontrolling. Die dafür vorgegebenen Berichtsmuster umfassten 
Angaben über

– die allgemeine branchenspezifische Risikosituation,

–  die besondere Risikosituation des Rechtsträgers/Konzerns, welche in 
nicht vermeidbare und vermeidbare Risiken unterteilt waren,

–  die Darstellung der Risiken im Falle der Verwendung von Finanz-
instrumenten,

–  die Erläuterungen zur Methode bzw. zu den Modellen für die Bewer-
tung der Risiken sowie der zugrunde gelegten Annahme,

–  unternehmens–/branchenspezifische risikorelevante Kennzahlen sowie

–  eine Beschreibung der wichtigsten Merkmale des Internen Kontroll-
systems und des Risikomanagements inkl. der Strategien und Pro-
zesse im Risikomanagement sowie zur Vermeidung übermäßiger Risi-
kokonzentration. 
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Der RH überprüfte die Quartalsberichte zum Risikocontrolling und stellte 
fest, dass die Bundestheater–Holding GmbH und ihre Tochtergesell-
schaften die jeweiligen Risiken nach ihrem Potenzial und ihrer Eintritts-
wahrscheinlichkeit entsprechend den Vorgaben darstellten und bewer-
teten. Die Bundestheater–Holding GmbH und ihre Tochtergesellschaften 
führten jedoch keine Beschreibung der wichtigsten Merkmale des Inter-
nen Kontrollsystems im Rahmen des Risikocontrolling durch. 

(2) Das Arbeitspapier des BMF für die Ausführung des Risikocontrolling 
wies darauf hin, dass Finanzierungen durch den Bund im Rahmen von 
Basisabgeltungen usw. aufgrund von Sondergesetzen hinsichtlich ihres 
Umfangs (laufende jährliche Festlegungen, Basisabgeltung als Deckel, 
Erwartungen) prinzipiell kein Geschäftsrisiko darstellen (auch wenn bei 
ausschließlich rechtlicher Betrachtung die Insolvenzfähigkeit des Rechts-
trägers gegeben war). Die dem Arbeitspapier zugrunde liegende ISO– 
und ÖNORM definierte den Begriff „Risiko“ als die „Auswirkung von 
Unsicherheit auf Ziele“.6 

(3) Im Oktober 2012 richteten die Geschäftsführer der Bundestheater–
Holding GmbH und ihrer Tochtergesellschaften darauf Bezug nehmend 
ein Schreiben an den Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur. 
Sie wiesen darauf hin, dass – unabhängig von dieser aufgetragenen Art 
der Risikoberichterstattung – jedenfalls zwei Risiken für die „Österrei-
chischen Bundestheater“ bestünden:

–  Die „Vollerfüllung des kulturpolitischen Auftrags in Qualität und 
Umfang, Zusammenstellung des Spielplans, und Aufrechterhaltung 
des Repertoiresystems“ stelle ein grundsätzliches, strategisches Risiko 
dar, das untrennbar mit der Höhe der Basisabgeltung und vor allem 
mit der Nichtanpassung dieser an die Inflation verbunden sei.

–  Weiters stelle die „Nichtanpassung der Basisabgeltung an die jähr-
lich steigende Kostenentwicklung“ ein Risiko aus dem Gefahrenge-
biet „Finanzen, Finanzierung“ dar. Besonders die steigende Personal-
kostenentwicklung sei bei einem außerordentlich personalintensiven 
Bereich wie dem Theaterbetrieb (Sprechtheater und Oper) der „wesent-
lichste entscheidende Kostentreiber“.

Aus Sicht der Geschäftsführer und der Aufsichtsräte der Tochtergesell-
schaften würden die genannten Risiken grundlegende und bestandsge-
fährdende Geschäftsrisiken darstellen, worauf jedenfalls zumindest mit 
diesem Schreiben hingewiesen werden müsse. 

6 vgl. ISO 31000:200, Grundsätze und Richtlinien sowie ONR 49000, Risikomanagement 
für Organisationen und Systeme Begriffe und Grundlagen, 3.1.11: Risiko = Auswir-
kung von Unsicherheit auf Ziele 
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 16.2 Der RH beurteilte die Erfüllung des kulturpolitischen Auftrags und die 
Personalkostenentwicklung im Bundestheater–Konzern im Zusammen-
hang mit der Nichtanpassung der Basisabgeltung an die Inflation als 
kein Risiko im Rahmen des Risikocontrolling. Der RH wies darauf hin, 
dass sich der Begriff Risiko durch das Merkmal „Unsicherheit“ defi-
niert und Inflation kein operationales Unternehmensrisiko darstellt, 
solange von einer stabilen Inflationsrate und keiner Unsicherheit durch 
eine hohe und volatile Inflationsrate auszugehen ist. Allfällige Aus-
wirkungen im Hinblick auf die Erfüllung des kulturpolitischen Auf-
trags infolge der Nichtanpassung der Basisabgeltung an die Inflation, 
wären nach Ansicht des RH von der Bundestheater–Holding GmbH in 
den Strategiekonzepten zu konkretisieren (siehe dazu TZ 9).

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, mit dem Risikocon-
trolling jene Risiken aufzuzeigen, die durch die Art der Geschäftstätig-
keit oder des Aufgabengebiets der Gesellschaften des Bundestheater–
Konzerns bestimmt waren. 

Der RH kritisierte, dass das Risikocontrolling der Bundestheater–Holding 
GmbH und ihrer Tochtergesellschaften keine Beschreibung der wesent-
lichen Merkmale des Internen Kontrollsystems enthielt und empfahl der 
Bundestheater–Holding GmbH, das Risikocontrolling konzernweit um 
eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale des Internen Kontroll-
systems zu ergänzen.

 16.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH sei in dem von 
allen Geschäftsführern unterfertigten Schreiben der Bundestheater an 
das Kulturressort ausdrücklich auf die Risiken „Vollerfüllung des kul-
turpolitischen Auftrags in Qualität und Umfang“ in ihrer untrennbaren 
Verbindung mit der Höhe der Basisabgeltung sowie „Nichtanpassung 
der Basisabgeltung an die jährlich steigende Kostenentwicklung“ in 
ihrer Verbindung mit der steigenden Personalkostenentwicklung hin-
gewiesen worden. 

Sie erachte es als ganz wesentliches Risiko, wenn sie aufgrund nicht 
beeinflussbarer eingetretener Kostensteigerungen die gesetzlich über-
tragenen Aufgaben nicht mehr erfüllen könne. Sie könne auch, anders 
als private Unternehmen, ihre Einnahmensituation nicht durch Preiser-
höhungen den gestiegenen Kosten anpassen, weil die Eigenerlöse des 
Konzerns 36 % der Gesamtaufwendungen betrügen und der Rest der 
Kosten durch die Basisabgeltung gedeckt werde.

Die Bundestheater–Holding GmbH sagte in ihrer Stellungnahme zu, 
dass sie die wesentlichen Merkmale des Internen Kontrollsystems in 
das Risikocontrolling aufnehmen werde.
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 16.4 Auch wenn die Bundestheater–Holding GmbH in ihrer Stellungnahme 
wiederholte, dass aus ihrer Sicht die Erfüllung des kulturpolitischen 
Auftrags in Verbindung mit der Höhe der Basisabgeltung sowie die 
Nichtanpassung dieser jedenfalls Risiken darstellten, verblieb der RH 
unter Bezugnahme auf die Ausführungen des BMF —  Finanzierungen 
durch den Bund im Rahmen von Basisabgeltungen stellen prinzipiell 
kein Geschäftsrisiko dar — bei seinem Hinweis, dass die Erfüllung des 
kulturpolitischen Auftrags auch bei Nichtanpassung der Basisabgel-
tung in den Strategiekonzepten der Bundestheater–Holding GmbH zu 
konkretisieren gewesen wäre. Diesbezüglich wies der RH auch darauf 
hin, dass die Erfüllung des kulturpolitischen Auftrags auch in kosten-
dämpfender Hinsicht interpretierbar ist (siehe TZ 4).

 17.1 (1) Die Bundestheater–Holding GmbH definierte in ihrem Unterneh-
menskonzept das Controlling als Führungsunterstützungssystem und 
unterschied die vergangenheitsbezogene Kontrolle der Vorperiode, das 
gegenwartsbezogene operative Controlling der Jahresplanung und das 
zukunftsbezogene strategische Controlling zur Mittel– und Langfrist-
planung.

Die Bundestheater–Holding GmbH übernahm die Controllingvorgaben 
des Ausgliederungshandbuchs des Bundes in ihr Unternehmenskonzept 
und formulierte darin auch unternehmensspezifische Kennzahlen für 
den Bundestheater–Konzern.7  

Die allgemeinen Berichtspflichten der Bundestheater–Holding GmbH 
und ihrer Tochtergesellschaften waren in den Konzernrichtlinien der 
Bundestheater–Holding GmbH ab November 1999 geregelt. Die Grund-
sätze waren allgemein gehalten und formulierten keine operativen Con-
trollingvorgaben. 

(2) Die Bundestheater–Holding GmbH erließ im September 2009 Richt-
linien für das „Konzerncontrolling der Österreichischen Bundestheater“, 
um das Controlling innerhalb des Bundestheater–Konzerns auf ein fest-
gelegtes Vorgabesystem umzugestalten. 

Die Richtlinien regelten u.a. die Termine für die Abgabe der Berichte der 
Tochtergesellschaften an die Bundestheater–Holding GmbH und bein-
halteten einen Katalog von Gegensteuerungsmaßnahmen, die von den 
Gesellschaften bei Plan/Ist–Abweichungen in der Gewinn– und Verlust-
rechnung zu ergreifen waren. 

7 vgl. Ausgliederungshandbuch des BMF, Ausgabe vom August 1998

Konzerncontrolling
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Die Richtlinien sahen auch Berichtsstrukturen zur Gewinn– und Ver-
lustrechnung, zu den Investitionen, der Cashflow–Rechnung und den 
Kennzahlen für das strategische Controlling der Gesellschaften des Bun-
destheater–Konzerns vor. 

Die Tochtergesellschaften hatten die Bundestheater–Holding GmbH über 
gravierende Änderungen bei den Investitionen, insbesondere Verteue-
rungen über 50.000 EUR, unverzüglich zu informieren und der Bundes-
theater–Holding GmbH jedes Quartal Berechnungen über den Cashflow 
zu übermitteln. Die Richtlinien für das „Konzerncontrolling der Österrei-
chischen Bundestheater“ enthielten andere Vorgaben als jene des Betei-
ligungs– und Finanzcontrolling des Bundes, welches ab August 2002 
mittels Bundesgesetz geregelt war.  

(3) Der RH überprüfte die Einhaltung der Berichtspflichten der Toch-
tergesellschaften gegenüber der Bundestheater–Holding GmbH. Er 
stellte fest, dass die Tochtergesellschaften die Hochrechnungen der 
Gewinn– und Verlustrechnung teilweise nicht übermittelten. Die Bun-
destheater–Holding GmbH erhielt nur mündliche Informationen über 
Investitions überschreitungen. Die Bundestheater–Holding GmbH ver-
zichtete aufgrund der Einführung einer detaillierten Liquiditätsplanung 
auf die Darstellung eines Plan–Cashflows. Eine Liquiditätsplanung für 
den Bundestheater–Konzern wurde Anfang 2011 erstmals umfassend 
durchgeführt. 

Ob die Bundestheater–Holding GmbH die Einhaltung der Controlling-
vorgaben von den Tochtergesellschaften einforderte, war für den RH 
für die Geschäftsjahre 2009/2010 bis 2011/2012 nicht nachvollziehbar.

Im Rahmen der Effizienzanalyse (siehe TZ 44 ff.) empfahl die Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft der Bundestheater–Holding GmbH im Jänner 2010, 
das Controlling–Berichtswesen zu optimieren. Die Bundestheater–Holding 
GmbH erließ im September 2012 neue Controlling–Richtlinien für den 
Bundestheater–Konzern, die neben den bisherigen Controllingberichten 
nunmehr auch eine detaillierte Liquiditätsplanung sowie die Berichtsvor-
gaben für das Beteiligungs– und Finanzcontrolling des Bundes umfasste. 

 17.2 Der RH kritisierte, dass die Bundestheater–Holding GmbH erst mehr 
als zwei Jahre nach Vorliegen der Effizienzanalyse eine neue Control-
ling–Richtlinie erließ; in den Geschäftsjahren 2009/2010 bis 2011/2012 
forderte sie die Einhaltung der eigenen Controllingvorgaben insbeson-
dere bezüglich der Berichtspflicht bei den Tochtergesellschaften nicht 
nachvollziehbar ein. Weiters kritisierte der RH, dass die Bundesthea-
ter–Holding GmbH mündliche Informationen der Tochtergesellschaf-
ten über Investitionsüberschreitungen akzeptierte.
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Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, bei den Tochterge-
sellschaften die Einhaltung aller Controllingvorgaben sicherzustellen. 
Der RH empfahl weiters, von den Tochtergesellschaften Informationen 
über Investitionsüberschreitungen und diesbezügliche Gegensteuerungs-
maßnahmen schriftlich einzufordern. Schließlich empfahl der RH der 
Bundestheater–Holding GmbH, die Berichtsvorgaben für das Konzern-
controlling mit jenen für das Beteiligungs– und Finanzcontrolling abzu-
gleichen, um Redundanzen zu vermeiden. 

 17.3 Laut der Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH hätte sie 
die Zielerreichung bei den Gesellschaften laufend überprüft sowie auf 
die zeitgerechte, in Ausnahmefällen telefonische oder E–Mail–mäßige 
Vorlage der Informationen und Berichte geachtet. Sie teilte auch mit, 
dass die Controlling–Richtlinien bislang eine schriftliche Meldepflicht 
bei Investitionsüberschreitungen nicht vorgesehen hätten, weshalb die 
mündlichen Meldungen richtlinienkonform gewesen seien. 

Die Bundestheater–Holding GmbH sagte die Einführung einer schrift-
lichen Meldepflicht bei Überschreitung von Investitionen sowie die 
strikte Einhaltung der Controllingvorgaben zu.

 17.4 Der Feststellung der Bundestheater–Holding GmbH, die Richtlinien 
über das Konzerncontrolling hätten für Meldungen über Investitions-
überschreitungen keine Schriftlichkeit vorgesehen, entgegnete der RH, 
dass die mit 1. September 2009 in Kraft getretene Richtlinie unter 
Punkt 5.9 eine zusammenfassende tabellarische Übersicht über alle an 
die Bundestheater–Holding GmbH abzugebende Berichte enthielt, in der 
auch die umgehende Information an die Bundestheater–Holding GmbH 
über Investitionsabweichungen genannt war. Sollte der Abgabeter-
min einer der in der Übersicht genannten Unterlage auf einen Sams-
tag, Sonntag oder Feiertag fallen, so war diese am nächsten Werktag 
zu übermitteln. Daher war davon auszugehen, dass auch die Berichte 
über Investitionsüberschreitungen schriftlich der Bundestheater–Hol-
ding GmbH zu legen bzw. von dieser in schriftlicher Form einzufor-
dern waren. In diesem Zusammenhang wies der RH auch darauf hin, 
dass eine lediglich mündliche Berichterstattung der meldenden Stelle 
den Beweis der Einhaltung der Richtlinien zumindest erschwert, wes-
halb jedenfalls die Schriftlichkeit geboten war.

 18.1 (1) Die Richtlinien der Bundestheater–Holding GmbH vom Septem-
ber 2009 für das „Konzerncontrolling der Österreichischen Bundes-
theater“ regelten für alle Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns 
verbindlich, dass die unterjährige bzw. quartalsweise Aufteilung der 
Budgets entsprechend zu berücksichtigen war. 
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(2) Wie in TZ 12 ausgeführt, war die Aussagekraft der in den Quartals-
berichten des Beteiligungs– und Finanzcontrolling ermittelten Abwei-
chungen zwischen den Plankennzahlen des gesamten Jahres und den 
Istkennzahlen des aktuellen Quartals eingeschränkt, weil sich die Ist-
kennzahlen ungleich über die vier Quartale verteilten. 

(3) Die Bundestheater–Holding GmbH wendete von 2009/2010 bis 
2011/2012 jährlich durchschnittlich rd. 2,3 Mio. EUR oder 44,4 % ihrer 
Gesamtaufwendungen für die Instandhaltung der in ihrem Fruchtgenuss 
stehenden Gebäude – das waren das Burgtheater, das Akademiethea-
ter, die Wiener Staatsoper und die Volksoper Wien – auf. Da in diesen 
Gebäuden von September bis Juni des nächsten Jahres Theatervorstel-
lungen und –proben stattfanden, konnten Instandhaltungsarbeiten vor-
wiegend nur während der Sommermonate Juli und August durchgeführt 
werden. Daher konnten die tatsächlichen Aufwendungen für Instand-
haltung nur vorwiegend im vierten Quartal anfallen. 

(4) Die Bundestheater–Holding GmbH plante die Aufwendungen für 
Instandhaltung gleichermaßen in allen vier Quartalen des Geschäftsjahrs. 

 18.2 Der RH kritisierte, dass die Bundestheater–Holding GmbH ihre Richt-
linien für das „Konzerncontrolling der Österreichischen Bundesthea-
ter“ nicht einhielt und die unterjährige bzw. quartalsweise Aufteilung 
der Budgets nicht umsetzte. Die Bundestheater–Holding GmbH plante 
die Aufwendungen für Instandhaltung der in ihrem Fruchtgenuss ste-
henden Theatergebäude vielmehr gleichermaßen in allen vier Quar-
talen des Geschäftsjahrs, obwohl sie tatsächlich vorwiegend nur in das 
vierte Quartal des Geschäftsjahrs fallen konnten. Die Aussagekraft der 
in den Berichten der ersten drei Quartale eines jeden Geschäftsjahrs 
ermittelten Abweichungen zwischen den Plankennzahlen und den Ist-
kennzahlen war damit weiter eingeschränkt.

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, ihre Richtlinien 
für das „Konzerncontrolling der Österreichischen Bundestheater“ einzu-
halten und die unterjährige bzw. quartalsweise Aufteilung des Budgets 
umzusetzen. Insbesondere empfahl der RH der Bundestheater–Holding 
GmbH, die Aufwendungen für die Instandhaltung der in ihrem Frucht-
genuss stehenden Gebäude entsprechend dem tatsächlichen Anfall vor-
wiegend im vierten Quartal zu planen. 

 18.3 Die Bundestheater–Holding GmbH verwies in ihrer Stellungnahme 
darauf, dass in den Quartalsberichten des BMF keine Möglichkeit einer 
unterjährigen bzw. quartalsweisen Aufteilung der Budgets bestand. Die 
Umsetzung der Empfehlung des RH sei daher in den Quartalsberich-
ten nicht möglich. 
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Hingegen erfolge die Planung der Aufwendungen für Instandhaltung im 
Buchhaltungssystem der Bundestheater–Holding GmbH entsprechend 
ihrem tatsächlichen Anfall, nämlich vorwiegend im vierten Quartal.

 18.4 Der RH verwies auf seine Empfehlung an das BKA und die Bundesthe-
ater–Holding GmbH (TZ 12), in Abstimmung mit den Gesellschaften 
des Bundestheater–Konzerns die Quartalsberichte um jene Kennzahlen 
zu ergänzen, die eine verbesserte Aussagekraft der Quartalsberichte 
sicherstellen. Der RH erwähnte in seiner Empfehlung (TZ 12) ausdrück-
lich auch die Plankennzahlen des aktuellen Quartals.

Da die Bundestheater–Holding GmbH die Aufwendungen für Instand-
haltung der in ihrem Fruchtgenuss stehenden Theatergebäude entgegen 
ihren Richtlinien nicht entsprechend dem voraussichtlichen zeitlichen 
Anfall (viertes Quartal), sondern gleichermaßen in allen vier Quartalen 
geplant hatte, konnte sie auch keine aussagefähigen Quartalsberichte 
erstellen.

 19.1 (1) Der Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH beschäftigte 
sich ab dem Geschäftsjahr 2009/2010 verstärkt mit der Liquiditätssi-
tuation des Bundestheater–Konzerns, weil die Burgtheater GmbH im 
Geschäftsjahr 2008/2009 vor allem durch den Wechsel des künstle-
rischen Geschäftsführers und einer hohen Anzahl von Neuprodukti-
onen ihre Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten erhöhte. Zwar 
hatte der Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH — aufgrund 
der im BThOG definierten budgetären Selbständigkeit und Verantwor-
tung der Tochtergesellschaften für deren wirtschaftliche Ergebnisse — 
nur Informationsrechte über den Geschäftsverlauf, jedoch glichen die 
Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns allfällige Liquiditätseng-
pässe im Rahmen des konzerninternen Liquiditätsmanagements aus. 
Der Bundestheater–Holding GmbH oblag die diesbezügliche Steuerung. 

Mit der Abnahme der Liquidität bzw. dem Aufbau von Verbindlichkeiten 
gegenüber Kreditinstituten bei einzelnen Gesellschaften des Bundesthe-
ater–Konzerns entstand die Gefahr, dass künftig bestehende Verbind-
lichkeiten nicht mehr konzernintern abgedeckt werden konnten. Zusätz-
lich zur Liquiditätsentwicklung bei der Burgtheater GmbH wies die ART 
for ART Theaterservice GmbH aufgrund von Investitionen in Sachan-
lagevermögen seit Jahren Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
aus, was sich ebenfalls auf die sinkende Gesamtliquidität im Bundes-
theater–Konzern auswirkte.

Der Bundestheater–Konzern verfügte in den Geschäftsjahren 2009/2010 
bis 2011/2012 jeweils zum Bilanzstichtag (31. August) über folgende 
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liquide Mittel (Gesamtliquidität als Saldo aus Kassenbeständen sowie 
Guthaben bzw. Verbindlichkeiten bei Kreditinstituten):

Die liquiden Mittel des Bundestheater–Konzerns verringerten sich von 
2009/2010 bis 2011/2012 um rd. 22,33 Mio. EUR oder rd. 79,6 %. Die 
Gründe für den Liquiditätsabbau waren — abgesehen von den Grün-
den bei der Burgtheater GmbH — gestiegene Personalaufwendungen 
und höhere laufende Aufwendungen für den Spielbetrieb sowie der Bau 
der Probebühne der Wiener Staatsoper GmbH. Letzteren bewilligten die 
Aufsichtsräte der Wiener Staatsoper GmbH und der ART for ART The-
aterservice GmbH. 

(2) Der Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH beschäftigte sich 
aufgrund der sinkenden Liquidität ab dem Geschäftsjahr 2009/2010 auch 
verstärkt mit der Frage des Monitoring der Liquidität des Bundesthea-
ter–Konzerns. Im Herbst 2010 begann die Bundestheater–Holding GmbH 
— in Abstimmung mit den Tochtergesellschaften — eine zentrale Liquidi-
tätsplanung vorzubereiten und erstellte erstmals ab dem Frühjahr 2011 
laufend Berichte zur konzernweiten Liquidität. Bis dahin informierte der 
Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH den Aufsichtsrat der 
Bundestheater–Holding GmbH mündlich über die Liquiditätsentwicklung 
im Bundestheater–Konzern. 

Im Jänner 2011 war die Liquidität des Bundestheater–Konzerns zum 
Ende des Geschäftsjahrs 2010/2011 mit rund zwei bis maximal rund 
fünf Mio. EUR prognostiziert. Im April 2011 ging eine konzerninterne 
Hochrechnung von einer prognostizierten Liquidität des Bundesthea-
ter–Konzerns von rd. 8,50 Mio. EUR für 2010/2011 aus. Der Jahresab-
schluss des Bundestheater–Konzerns wies zum 31. August 2011 liquide 
Mittel von 13,45 Mio. EUR aus. 

Der Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH als Vorsitzen-
der des Aufsichtsrats der Burgtheater GmbH kritisierte im Juni 2012 
die Ungenauigkeit der Tochtergesellschaften bei der Liquiditätspla-
nung. Die Prognose für den Bundestheater–Konzern für 2011/2012 ging 
im April 2012 noch von Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
von rd. 1,90 Mio. EUR und im Juni 2012 von liquiden Mitteln von 

Tabelle 5: Entwicklung der liquiden Mittel im Bundestheater–Konzern 
2009/2010 2010/2011 2011/2012

in Mio. EUR

Bundestheater–Konzern 28,07 13,45 5,74

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH 
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rd. 1,70 Mio. EUR aus. Der Jahresabschluss des Bundestheater–Konzerns 
wies zum 31. August 2012 liquide Mittel von rd. 5,74 Mio. EUR aus.

(3) Die Aufsichtsräte der Bundestheater–Holding GmbH und der Burg-
theater GmbH befassten sich im Jahr 2011 mit Möglichkeiten zur Lösung 
des Liquiditätsproblems der Burgtheater GmbH. Sie erörterten neben 
einer „Sale and lease back–Variante“ der im Eigentum der Burgthea-
ter GmbH stehenden Probebühne im Arsenal auch die Aufnahme eines 
Hypothekarkredits sowie die Neustrukturierung des bestehenden Konto-
korrentkredits im Rahmen des konzerninternen Liquiditätsmanagements.  
Der Aufsichtsrat der Burgtheater GmbH entschied sich im Juni 2011 für 
letztere Variante; die Burgtheater GmbH verpflichtete sich, die Verbind-
lichkeiten gegenüber Kreditinstituten ab dem Geschäftsjahr 2011/2012 
um jährlich 750.000 EUR abzubauen. Der Aufsichtsrat der Burgtheater 
GmbH beschloss, die Umsetzung dieser Maßnahme ab November 2011 
zu überwachen.  

(4) Der Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH behandelte im 
Oktober 2012 die Frage der Finanzierung des laufenden Geschäftsbe-
triebs 2012/2013 durch die Aufnahme von Krediten. Die Erhöhung der 
Bezüge der Mitarbeiter des Bundestheater–Konzerns und weitere Zah-
lungsverpflichtungen der Bundestheater–Holding GmbH gegenüber der 
Wiener Staatsoper GmbH waren nicht zur Gänze durch liquide Mittel 
im Rahmen des Liquiditätsmanagements bedeckt. Der Aufsichtsrat der 
Bundestheater–Holding GmbH vertrat die Auffassung, einen allfälligen 
Liquiditätsengpass durch Fremdkapital zu finanzieren und eine Kredit-
aufnahme jedenfalls durch einen jederzeit veräußerbaren Vermögens-
gegenstand zu besichern. Er fasste deshalb den Beschluss, eine Liegen-
schaft der Bundestheater–Holding GmbH durch diese bewerten zu lassen. 

 19.2 Der RH wies darauf hin, dass die Liquidität eine wesentliche Kennzahl 
des Controlling darstellte. Er kritisierte, dass die Bundestheater–Hol-
ding GmbH eine zentrale Liquiditätsplanung erst ab 2010 vorbereitete 
sowie Berichte zur konzernweiten Liquidität erst ab dem Frühjahr 2011 
erstellte. Er kritisierte weiters, dass die Bundestheater–Holding GmbH 
keine verlässliche Liquiditätsplanung des Bundestheater–Konzerns 
sicherstellte. Der RH beurteilte die Abnahme der liquiden Mittel von 
2009/2010 bis 2011/2012 kritisch, weil sie die Finanzierung des künf-
tigen Geschäftsbetriebs des Bundestheater–Konzerns gefährdete.

Der RH bemerkte bezüglich einer allfälligen Finanzierung des laufenden 
Geschäftsbetriebs durch Fremdkapital, dass die zukünftige Liquidität 
— und die damit verbundene Rückzahlungsfähigkeit von Fremdkapi-
tal — vom Ausmaß künftiger Zuflüsse an liquiden Mitteln abhing. Nach 
Ansicht des RH setzte eine Beurteilung der künftigen Rückzahlungsfä-
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higkeit von Fremdkapital jedoch eine verlässliche, zumindest mittelfris-
tige Budgetplanung voraus.

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH und darüber hinaus 
dem Geschäftsführer als Vorsitzenden des Aufsichtsrats der Tochterge-
sellschaften, bei allen Tochtergesellschaften eine verlässliche Liquidi-
tätsplanung und deren Einhaltung im Rahmen der Bilanzausschüsse der 
jeweiligen Aufsichtsräte sicherzustellen. Er empfahl der Bundestheater–
Holding GmbH, allfällige Fremdkapitalfinanzierungen nur nach Maß-
gabe einer verlässlichen Beurteilung der künftigen Rückzahlungsfähig-
keit zu vereinbaren. 

 19.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH habe sich bei 
der seit der Ausgliederung bestehenden zentralen Liquiditätsplanung 
samt –management lediglich der Fokus der Liquiditätssteuerung ver-
ändert. Ein zentrales Cash–Pooling mit sehr günstigen Konditionen sei 
bereits kurz nach der Ausgliederung eingerichtet worden; der Konzern 
habe bis zum Kalenderjahr 2010 über hohe Barbestände verfügt. Das 
Wesentliche der Liquiditätssteuerung sei im Management der Festgeld-
veranlagungen sowie der Festlegung von Mindestkontoständen samt 
laufenden Kontrollen gelegen gewesen.

Ab 2010 sei, mit Abnahme der liquiden Mittel, der Schwerpunkt von der 
Koordination der Festgeldveranlagungen auf die Kontodeckung sowie 
auf detaillierte Planungen zur Monatsmitte und zum Monatsende gelegt 
und ein entsprechendes Berichtssystem an den Aufsichtsrat der Bun-
destheater–Holding GmbH installiert worden. 

Die Bundestheater–Holding GmbH brachte auch zum Ausdruck, dass 
durch das der jeweiligen Situation des Konzerns angepasste Liquidi-
tätsmanagement nicht nur jederzeit die notwendige Liquidität des Kon-
zerns sichergestellt, sondern auch eine Optimierung der Finanz erträge 
erreicht werden konnte. Die Bundestheater–Holding GmbH habe die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit 
— wie aus dem Entwurf des Gebarungsprüfungsberichts des Abschluss-
prüfers für die Geschäftsjahre 2011/12 und 2012/13 hervorginge — 
eingehalten.

Die Bundestheater–Holding GmbH wies in ihrer Stellungnahme auch 
darauf hin, dass der Bau der Probebühne der Wiener Staatsoper GmbH 
— dieser habe zu einer weiteren maßgeblichen Senkung liquider Mittel 
geführt — gemäß einer Zusage des Eigentümers des Konzerns gegenüber 
dem designierten Staatsoperndirektor aus dem Jahr 2006 erfolgt sei. 
Der Liquiditätsabbau sei auch Folge der Vorgabe des Eigentümers des 
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Konzerns, sämtliche Rücklagen zur Abdeckung des laufenden Betriebs 
aufzulösen.

Die Bundestheater–Holding GmbH sagte in ihrer Stellungnahme zu, 
dass sie auch weiterhin eine allfällige Fremdkapitalfinanzierung nur 
nach Maßgabe einer verlässlichen Beurteilung der künftigen Rückzah-
lungsfähigkeit vereinbaren werde und damit der Empfehlung des RH 
gerecht werden wolle.

Laut Nachtrag zur Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH 
werde in allen Konzerngesellschaften ein Prüfungsausschuss des jewei-
ligen Aufsichtsrates eingerichtet werden, der auch die vom RH ange-
sprochene Aufgabe der Prüfung der Einhaltung der Liquiditätsplanung 
übernehmen werde.

 19.4 Der RH entgegnete, dass eine Beurteilung der künftigen Rückzahlungs-
fähigkeit von Fremdkapital jedenfalls eine verlässliche, zumindest mit-
telfristige Budgetplanung voraussetze, die jedoch, wie der RH bei sei-
nen Ausführungen zu den Finanzierungskonzepten feststellte (siehe 
TZ 9), nicht vorlag.

 20.1 Der RH überprüfte das Interne Kontrollsystem der Bundestheater–Hol-
ding GmbH, das grundsätzlich eine Reihe von Kernelementen wie bspw. 
ein Vier–Augen–Prinzip und eine Funktionstrennung vorsah. 

Die Organisationshandbücher der Bundestheater–Holding GmbH und 
der Tochtergesellschaften enthielten keine Prozessdiagramme der syste-
matisch eingebauten Kontrollen bestimmter betrieblicher Organisati-
onsabläufe. Die Bundestheater–Holding GmbH erstellte für die Geba-
rungsüberprüfung durch den RH Prozessdiagramme, welche der RH 
auf das Vier–Augen–Prinzip sowie das Prinzip der Funktionstrennung 
überprüfte. Er stellte fest, dass die Bundestheater–Holding GmbH Per-
sonenkonten (Kreditorenkonten) anlegte und änderte, ohne dabei das 
Vier–Augen–Prinzip sicherzustellen. Er stellte weiters fest, dass die Bun-
destheater–Holding GmbH in Vertretungsfällen (Krankheit, Urlaub) das 
Prinzip der Funktionstrennung zwischen Zahlungsfreigabe und Durch-
führung der Zahlung durchbrach.

 20.2 Der RH kritisierte, dass die Bundestheater–Holding GmbH kein Vier–
Augen–Prinzip beim Anlegen und Ändern von Personenkonten vor-
sah und in Vertretungsfällen das Prinzip der Funktionstrennung zwi-
schen Zahlungsfreigabe und Durchführung der Zahlung durchbrach.

Internes  
Kontrollsystem

Kontrolle und Revision
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Der RH kritisierte weiters, dass die Organisationshandbücher der Bundes-
theater–Holding GmbH und ihrer Tochtergesellschaften keine Prozessdia-
gramme zu systematisch eingebauten Kontrollen bestimmter betrieb-
licher Organisationsabläufe enthielten.

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, das Vier–Augen–
Prinzip sicherzustellen. Er empfahl weiters, zur Kontrolle der in Vertre-
tungsfällen bedingten Durchbrechung der Funktionstrennung zwischen 
Zahlungsfreigabe und Durchführung der Zahlung regelmäßig eine nach-
folgende stichprobenweise Prüfung der Zahlungsvorgänge durch die 
Interne Revision vorzunehmen.

Der RH empfahl außerdem, die Prozessdiagramme zu systematisch ein-
gebauten Kontrollen bestimmter betrieblicher Organisationsabläufe in 
das Organisationshandbuch der Bundestheater–Holding GmbH aufzu-
nehmen und auch deren Aufnahme in die Organisationshandbücher der 
Tochtergesellschaften sicherzustellen. 

 20.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH wurde bei sämt-
lichen Überweisungen von ihrem Geschäftskonto das Vier–Augen–Prin-
zip stets eingehalten.

Der Personenkreis, der in der Bundestheater–Holding GmbH über eine 
Berechtigung zur „Anlage, Änderung und Durchführung“ von Perso-
nenkonten verfügt, sei — im Hinblick auf die personellen Ressourcen 
der Bundestheater–Holding GmbH — mit zwei Personen organisatorisch 
sehr klein gehalten.

Die Anlage von Personenkonten (Kreditoren, Debitoren) erfolge daher 
nur durch eine Person. Im Rahmen des nachgelagerten Zahlungspro-
zesses, bei dem es erstmalig zu Zahlungen an die betreffende Person 
kommt, sei das Vier–Augen–Prinzip eingehalten und erstrecke sich 
damit auch auf die vorhergehende Anlage und Änderung eines Per-
sonenkontos.

Infolge der geringen Anzahl von Berechtigten in der Bundestheater–
Holding GmbH sei die Aufrechterhaltung des Funktionstrennungsprin-
zips im Vertretungsfall ebenfalls nur durch andere geeignete, substitu-
ierende Kontrollmaßnahmen aufrecht zu erhalten.

Im Rahmen seiner Prüfung habe der RH im Hinblick auf die geringe 
Personalanzahl in der Bundestheater–Holding GmbH die bestehende 
Vorgangsweise als betriebsnotwendig angesehen, jedoch empfohlen, eine 
stichprobenweise Überprüfung der Zahlungsvorgänge durch die Interne 
Revision vorzunehmen. Die Empfehlung des RH sei bereits durch eine 
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Überprüfung im Juli 2013 aufgegriffen worden, die eine stets unein-
geschränkte Einhaltung des Prinzips der Funktionstrennung und des 
Vier–Augen–Prinzips entsprechend den Regelungen des Organisations-
handbuches hinsichtlich der Anwendung von „Telebanking“ ergeben 
habe. Im Rahmen des Jahresberichts der Internen Revision sei darü-
ber auch dem Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH im Okto-
ber 2013 berichtet worden.

Die Prozesse und die systematisch eingebauten Kontrollen seien in den 
Organisationshandbüchern schriftlich niedergelegt. Eine graphische 
Darstellung der wesentlichen Geschäftsprozesse sei bisher wegen des 
damit verbundenen hohen Aufwands nicht erfolgt.

 20.4 Der RH entgegnete der Bundestheater–Holding GmbH, dass insgesamt 
sechs Überweisungen von den Girokonten der Bundestheater–Hol-
ding GmbH erfolgt waren, die der Prokurist der Bundestheater–Hol-
ding GmbH einzeln gezeichnet hatte. Bei diesen Überweisungen war 
das Vier–Augen–Prinzip nicht eingehalten worden (siehe TZ 24).

Zu den in den Organisationshandbüchern nicht enthaltenen graphi-
schen Darstellungen der wesentlichen Geschäftsprozesse wies der RH 
darauf hin, dass die Bundestheater–Holding GmbH im Zuge der Geba-
rungsüberprüfung durch den RH derartige Prozessdiagramme erstellt 
hatte. Der RH erachtete daher eine Aufnahme von Prozessdiagrammen 
zu systematisch eingebauten Kontrollen bestimmter betrieblicher Orga-
nisationsabläufe in das Organisationshandbuch der Bundestheater–Hol-
ding GmbH und in die Organisationshandbücher der Tochtergesellschaf-
ten als zweckdienlich und geht davon aus, dass diese in weiterer Folge 
ohne großen weiteren Aufwand vorgenommen werden kann.

Der RH anerkannte, dass die Bundestheater–Holding GmbH bereits eine 
stichprobenweise Überprüfung der Zahlungsvorgänge durch die Interne 
Revision vornehmen hat lassen und damit der diesbezüglichen Empfeh-
lung des RH nachgekommen ist.

 21.1 (1) Der RH überprüfte auch die Kontrollregelungen der Bundestheater–
Holding GmbH bei der Verwendung der IT–Infrastruktur. Das Organi-
sationshandbuch der Bundestheater–Holding GmbH regelte zwar die 
private Nutzung der IT–Infrastruktur, jedoch bestanden im überprüf-
ten Zeitraum keine Vorkehrungen bezüglich der Datensicherheit sowie 
der Zugangsberechtigung und der Zugriffskontrolle zur IT–Infrastruk-
tur.
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Der RH zog für die Beurteilung der Ausgestaltung des Internen Kontroll-
systems auch die Revisionsberichte der Internen Revision der Bundesthe-
ater–Holding GmbH als Information heran. Die Bundestheater–Holding 
GmbH hatte die Interne Revision im Herbst 2010 mit einer Sonderprü-
fung des Internen Kontrollsystems der Burgtheater GmbH und der ART 
for ART Theaterservice GmbH beauftragt. Die Interne Revision stellte 
anlässlich ihrer Prüfung fest, dass in den beiden Gesellschaften keine 
Richtlinien oder Weisungen betreffend die IT–Sicherheit bestanden und 
empfahl, entsprechende Richtlinien für den gesamten Bundestheater–
Konzern ehestmöglich zu erlassen. 

(2) In den Konzernrichtlinien zur Sicherheit der Informations– und Kom-
munikationstechnik der Bundestheater–Holding GmbH vom Novem-
ber 2012 waren die Sicherheit vor Ausfällen und der Schutz vor 
Datenverlust als übergeordnete Ziele sowie der Schutz von Daten vor 
unberechtigtem Zugriff und unerlaubter Änderung als Detailziele festge-
legt. Die Konzernrichtlinien definierten weiters das Sicherheitsmanage-
ment innerhalb des Bundestheater–Konzerns durch Administratoren, 
Sicherheitsbeauftragte und einen eigenen Ausschuss. Die Sicherheits-
maßnahmen waren jeweils von den Gesellschaften des Bundestheater–
Konzerns umzusetzen. 

 21.2 Der RH kritisierte, dass bis November 2012 bei der Bundestheater–Hol-
ding GmbH keine Kontrollregelungen für die IT–Datensicherheit sowie 
die Zugangsberechtigungen und die Zugriffskontrollen zur IT–Infra-
struktur bestanden. Er empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, die 
Konzernrichtlinien zur Sicherheit der Informations– und Kommunika-
tionstechnik durch entsprechende Maßnahmen bei allen Gesellschaf-
ten des Bundestheater–Konzerns ehestens umzusetzen.

 21.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH seien zu jedem 
Zeitpunkt nach der Ausgliederung die wesentlichsten Kontrollrege-
lungen für die IT–Datensicherheit sowie die Zugangsberechtigungen 
und die Zugriffskontrollen der IT–Infrastruktur im Organisations-
handbuch der Bundestheater–Holding GmbH vorhanden gewesen 
(SAP–Berechtigungen, PIS–Berechtigungen, Telebanking und Finanz–
Online). Weiters sei für die Dienstnehmer der Bundestheater–Hol-
ding GmbH die IKT–Nutzungsverordnung der Bundesregierung (IKT–
NV), BGBl. II Nr. 281/2009 i.d.g.F., in Kraft gesetzt worden.

Die Rahmenbedingungen für die Nutzung der Informationstechnolo-
gie seien bisher für alle Konzerngesellschaften in den Konzernrichtli-
nien geregelt gewesen.
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Im Rahmen des „Maßnahmenkatalogs vom September 2011“ werde 
nun die „Implementierung eines IT–Strategieentwicklungsprozesses“ 
stufenweise umgesetzt. Zur Erarbeitung eines zeitgemäßen Informa-
tions–Sicherheits–Management–Systems habe die Bundestheater–Hol-
ding GmbH als beratendes Gremium einen IKT–Ausschuss, in dem 
alle Konzerngesellschaften vertreten sind, eingerichtet. Auf der IKT–
Sicherheitsleitlinie des Bundestheater–Konzerns baue die „Sicherheits-
richtlinie zur IKT–Nutzung (IKT–Anwender)“ auf, die mit Beginn des 
Geschäftsjahres 2013/2014 in Kraft getreten sei und für alle Kon-
zernmitarbeiter gelte. Als nächste Schritte seien die Erarbeitung einer 
„Sicherheitsrichtlinie für IKT–Mitarbeiter“ sowie die Behandlung und 
Weiterentwicklung weiterer sicherheitsrelevanter Themen im IKT–Aus-
schuss vorgesehen.

Die Bundestheater–Holding GmbH habe die im Geschäftsjahr 2010/2011 
von der Internen Revision ausgesprochene Empfehlung zur Erstellung 
einer aussagekräftigen „IT–Sicherheitsrichtlinie“ aufgegriffen; diese 
sei, wie der RH selbst berichtet, seit November 2012 in Kraft. Der 
Empfehlung des RH, die entsprechenden Maßnahmen zur Einhaltung 
der IT–Sicherheitsrichtlinien ehestmöglich umzusetzen, werde laufend 
entsprochen.

 21.4 Der RH nahm die Ausführungen der Bundestheater–Holding GmbH 
bezüglich der stufenweisen Implementierung eines IT–Strategie-
entwicklungsprozesses, der Erarbeitung eines zeitgemäßen Infor-
mations–Sicherheits–Management–Systems, der Einrichtung eines 
IKT–Ausschusses als beratendes Gremium, der Erarbeitung einer Sicher-
heitsrichtlinie für IKT–Mitarbeiter sowie der laufenden Umsetzung von 
Maßnahmen zur Einhaltung der IT–Sicherheitsrichtlinien zur Kenntnis. 
Auch wenn die Bundestheater–Holding GmbH in ihrer Stellungnahme 
erwähnte, dass nach der Ausgliederung die wesentlichsten Kontroll-
regelungen für die IT–Datensicherheit vorhanden gewesen seien, so 
bemerkte der RH doch auch, dass erst seit November 2012, also gut 
zwölf Jahre nach der Ausgliederung, eine aussagekräftige „IT–Sicher-
heitsrichtlinie“ in Kraft trat und laut Stellungnahme der Bundesthea-
ter–Holding GmbH die entsprechenden Maßnahmen zu deren Einhal-
tung nunmehr laufend erfolgten.

 22.1 Die Interne Revision stellte anlässlich ihrer Prüfung der Burgthea-
ter GmbH und der ART for ART Theaterservice GmbH auch fest, dass 
in den beiden Gesellschaften keine Richtlinien oder Weisungen betref-
fend das allgemeine Wohlverhalten (Ethikrichtlinien) bestanden. 
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Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung fehlte beim Bundestheater–Konzern 
generell ein allgemeiner Wertekatalog zum Thema Compliance–Kultur, 
in dem die Unternehmensleitung klar und verständlich die im Bundes-
theater–Konzern erwarteten Grundeinstellungen und Verhaltensweisen 
kommunizierte; ferner stand den Mitarbeitern keine mit diesem Thema 
vertraute neutrale Ansprechperson zur Beratung zur Verfügung.

Im Juli 2013 genehmigte der Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding 
GmbH eine Antikorruptionsrichtlinie für den Bundestheater–Konzern, 
deren Ziel es war, die Mitarbeiter über die wesentlichen Neuregelungen 
des Korruptionsstrafrechts zu informieren.

Die Beurteilung, ob ein bestimmtes Verhalten — vor dem Hintergrund 
dieser Information — als strafrechtlich relevant einzustufen war, lag 
grundsätzlich in der Sphäre der einzelnen Mitarbeiter; ein standardisier-
tes Genehmigungsregime hinsichtlich der Vorteilszuwendungen fehlte. 
Nur bei Einladungen zu Veranstaltungen war eine Genehmigung von 
der Geschäftsführung einzuholen; dies jedoch nur in Zweifelsfällen, was 
wiederum eine entsprechende vorangehende Beurteilung durch den ein-
zelnen Mitarbeiter voraussetzte. 

Die Meldung eines allfälligen Verstoßes durch einen Mitarbeiter und 
— daran anknüpfend — mit welcher Vorgehensweise und welchen Kon-
sequenzen konzernintern in einem solchen Fall konkret zu rechnen war, 
war nicht Regelungsinhalt der Antikorruptionsrichtlinie. 

 22.2 Der RH kritisierte, dass die Bundestheater–Holding GmbH zum Thema 
Compliance–Kultur keinen allgemeinen Wertekatalog formuliert hatte, 
in dem die Unternehmensleitung klar und verständlich die im Bundes-
theater–Konzern erwarteten Grundeinstellungen und Verhaltenswei-
sen kommunizierte; ebenso kritisierte er das Fehlen einer neutralen 
Ansprechperson, die mit dem Thema vertraut war und den Mitarbei-
tern zur Beratung zur Verfügung stand. 

Der RH kritisierte auch, dass die Bundestheater–Holding GmbH durch 
die Systematik der zwischenzeitlich beschlossenen Antikorruptionsricht-
linie für den Bundestheater–Konzern die Beurteilung von Korruption 
gänzlich in die Sphäre der einzelnen Mitarbeiter verlagerte, und dass 
ein standardisiertes Genehmigungsregime im Hinblick auf Vorteilszu-
wendungen fehlte. 

Ferner kritisierte der RH, dass die Meldung eines allfälligen Verstoßes 
gegen die Antikorruptionsrichtlinie durch einen Mitarbeiter des Bundes-
theater–Konzerns nicht geregelt war, und auch nicht, mit welcher Vor-
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gehensweise und welchen Konsequenzen konzernintern in einem sol-
chen Fall zu rechnen war.

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, zum Thema Com-
pliance–Kultur einen allgemeinen Wertekatalog zu schaffen, in dem die 
Unternehmensleitung klar und verständlich das im Bundestheater–Kon-
zern erwartete Verhalten der Mitarbeiter festhält. Im Rahmen eines sol-
chen Wertekatalogs sollten nach Ansicht des RH auch Aspekte behan-
delt werden, die zwar nicht strafrechtlich, jedoch ethisch relevant sind 
– wie etwa Interessenskonflikte. Ferner empfahl der RH, die Aufgabe 
eines Compliance–Verantwortlichen zu schaffen, der auch als neutrale 
Ansprechperson für die Mitarbeiter fungiert.

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH weiters, ein stan-
dardisiertes Genehmigungsregime im Hinblick auf alle Vorteilszuwen-
dungen zu schaffen und auch die Meldung eines allfälligen Verstoßes 
gegen die Antikorruptionsrichtlinie durch einen Mitarbeiter des Bun-
destheater–Konzerns sowie — daran anknüpfend — die damit verbun-
dene Vorgehensweise und die Konsequenzen zu regeln.

 22.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH seien die von 
den Mitarbeitern erwarteten Grundeinstellungen und Verhaltensweisen 
konzernweit in unterschiedlichen Rechtsquellen — wie in der Antikor-
ruptionsrichtlinie und den diversen Kollektivverträgen, die z.B. eine 
Geschenkannahme grundsätzlich untersagen — geregelt.

Die Antikorruptionsrichtlinie gelte für sämtliche Mitarbeiter des Bun-
destheater–Konzerns, unabhängig davon, ob es sich um Beamte, Ver-
tragsbedienstete oder Angestellte handelt. Für Beamte gebe es im Hin-
blick auf die Geschenkannahme noch gesetzliche Spezialregelungen, 
weshalb eine allgemein gültige Aussage zu den Konsequenzen eines 
Verstoßes gegen die Antikorruptionsrichtlinie für alle Konzernmitar-
beiter nicht getroffen werden könne. 

Die Bundestheater–Holding GmbH werde aber die Empfehlung des RH 
aufgreifen und in den einzelnen Gesellschaften eine Ansprechperson 
für Mitarbeiter benennen, die — neben dem unmittelbaren Vorgesetz-
ten — in Zweifelsfragen Auskunft geben können solle.

 22.4 Der RH anerkannte, dass die Bundestheater–Holding GmbH plane, 
Ansprechpersonen zum Thema Compliance zu benennen, an die die 
Mitarbeiter herantreten können. Nach Ansicht des RH sollte die Bun-
destheater–Holding GmbH jedoch das Thema Compliance auch aktiv 
— durch eine einheitliche, möglichst klare und verständliche Rege-
lung — kommunizieren. Er blieb daher bei seiner Empfehlung, für alle 
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Mitarbeiter eine einheitliche Regelung mit den genannten Inhalten zu 
formulieren.

 23.1 Die Interne Revision prüfte im Herbst 2010 alle Gesellschaften des 
Bundestheater–Konzerns hinsichtlich der Vergabeprozesse. Sie prüfte 
auch die implementierten internen Kontrollen im Sinne eines Inter-
nen Kontrollsystems und bei Vorliegen von wesentlichen Kontroll-
maßnahmen deren Wirksamkeit. Die Interne Revision beurteilte die 
bestehenden Regelungen in den Gesellschaften des Bundestheater–
Konzerns hinsichtlich der einzelnen Prozessabläufe und dem damit 
verbundenen Internen Kontrollsystem als sehr heterogen. Sie emp-
fahl, in einer Beschaffungsrichtlinie für den Bundestheater–Konzern 
die diesbezüglichen Prozesse zu vereinheitlichen und klare Verant-
wortlichkeiten festzulegen. 

Weiters kritisierte die Interne Revision, dass der Bundestheater–Konzern 
über keine Datenbank verfügte, die sämtliche Daten und Informationen 
über Lieferanten zentral speicherte, um generellen Unternehmensrisiken 
vorzubeugen. Die Interne Revision empfahl, eine Lieferantendatenbank 
für den Bundestheater–Konzern zu erstellen. 

Die Bundestheater–Holding GmbH gab dem RH bekannt, dass eine 
Beschaffungsrichtlinie und eine Lieferantendatenbank in Planung seien. 

 23.2 Der RH kritisierte, dass der Bundestheater–Konzern bisher über keine 
einheitlichen Beschaffungsrichtlinien und keine Datenbank verfügte, 
die sämtliche Daten und Informationen über die Lieferanten zentral 
speicherte, um generellen Unternehmensrisiken vorzubeugen.

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, einheitliche Beschaf-
fungsrichtlinien und eine Lieferantendatenbank für alle Gesellschaften 
des Bundestheater–Konzerns zu erstellen.

 23.3 Die Bundestheater–Holding GmbH teilte mit, dass Ende des Geschäfts-
jahres 2011/2012 — im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat — ein Bera-
tungsunternehmen beauftragt worden sei, die Beschaffungsprozesse im 
Bundestheater–Konzern hinsichtlich vorhandener Effizienzpotenziale 
einer (externen) Analyse zu unterziehen. Das Projekt „Standortbestim-
mung und Optimierung des Einkaufs“ sei im Herbst 2013 gestartet 
worden und soll im Frühjahr 2014 abgeschlossen sein.

Auf Grundlage der von der Internen Revision durchgeführten ganz-
heitlichen Dokumentation der Beschaffungsprozesse werde derzeit eine 
gemeinsame Standortbestimmung der Prozesse und der Organisation des 
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Einkaufs durchgeführt (Analyse der Organisationsabläufe, des Ressour-
ceneinsatzes und der Aufgabenteilung im Konzern und in den Gesell-
schaften). Darauf aufbauend sollen Maßnahmen zur Optimierung der 
Einkaufsprozesse und –organisation sowie zur Realisierung von Ein-
sparungspotenzialen erarbeitet werden.

Die konzernintern bereits ausgearbeitete „Beschaffungsrichtlinie“ (inkl. 
Vorgaben und zentrale Parameter für eine „Lieferantenbibliothek“) sei 
seitens der Bundestheater–Holding GmbH bewusst noch nicht in Kraft 
gesetzt worden, damit die Erkenntnisse des oben erwähnten „Einkauf“–
Projekts noch in den vorliegenden Entwurf einfließen können.

 23.4 Der RH nahm von der Mitteilung der Bundestheater–Holding GmbH 
Kenntnis und ging davon aus, dass eine Umsetzung der Empfehlung 
demnächst erfolgen wird.

 24.1 Die Bundestheater–Holding GmbH verfügte bei zwei Banken jeweils 
über ein Girokonto und ein Festgeldkonto. 

Das Girokonto und das Festgeldkonto bei der einen Bank wiesen in den 
Geschäftsjahren 2009/2010 bis 2011/2012 gemeinsam durchschnittlich 
ein Guthaben von rd. 4,6 Mio. EUR auf. Bei diesen Konten waren seit 
Oktober 2002 drei Bedienstete der Bundestheater–Holding GmbH kol-
lektivzeichnungsberechtigt, der Geschäftsführer und der Prokurist der 
Bundestheater–Holding GmbH hingegen einzelzeichnungsberechtigt. 
Der Prokurist der Bundestheater–Holding GmbH zeichnete zwischen 
2. September 2009 und 26. Mai 2010 fünf Überweisungen über insge-
samt 10,5 Mio. EUR einzeln. 

Das Girokonto und das Festgeldkonto bei der anderen Bank wiesen 
in den Geschäftsjahren 2009/2010 bis 2011/2012 gemeinsam durch-
schnittlich ein Guthaben von rd. 531.000 EUR auf. Bei diesen Konten 
waren seit Mai 2006 ausschließlich der Geschäftsführer und der Proku-
rist der Bundestheater–Holding GmbH zeichnungsberechtigt, beide ver-
fügten über Einzelzeichnungsberechtigungen. Der Prokurist zeichnete 
am 3. März 2011 eine Überweisung über 1,5 Mio. EUR einzeln.

Die Bundestheater–Holding GmbH veranlasste während der Gebarungs-
überprüfung durch den RH bei allen Konten die Umstellung auf Kollek-
tivzeichnungsberechtigung. 

 24.2 Der RH kritisierte, dass durch die sowohl für den Geschäftsführer als 
auch für den Prokuristen der Bundestheater–Holding GmbH vorgese-
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hene Einzelzeichnungsberechtigung bei Bankkonten die Einhaltung 
des Vier–Augen–Prinzips nicht gegeben war. 

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, bei allen Bankkon-
ten im Sinne des Vier–Augen–Prinzips nur Kollektivzeichnungsberech-
tigungen vorzusehen. 

 24.3 Die Bundestheater–Holding GmbH erklärte in ihrer Stellungnahme, 
dass bei sämtlichen Überweisungen vom Geschäftskonto der Bundes-
theater–Holding GmbH das Vier–Augen–Prinzip stets eingehalten wor-
den sei.

Die Bundestheater–Holding GmbH machte darauf aufmerksam, dass 
die Handlungsfähigkeit ihres Alleingeschäftsführers durch Mitzeich-
nung einer zweiten Person nicht rechtsverbindlich eingeschränkt wer-
den könne. 

Unabhängig davon sei jedoch bei allen Konten die Umstellung auf Kol-
lektivzeichnungsberechtigung bereits erfolgt.

 24.4 Der RH entgegnete der Bundestheater–Holding GmbH, dass insgesamt 
sechs Überweisungen von den Girokonten der Bundestheater–Hol-
ding GmbH erfolgt waren, die der Prokurist der Bundestheater–Hol-
ding GmbH einzeln gezeichnet hatte. Bei diesen Überweisungen war 
damit das Vier–Augen–Prinzip nicht eingehalten worden.

Auch unter Berücksichtigung der dem Alleingeschäftsführer der Bundes-
theater–Holding GmbH zukommenden rechtlichen Möglichkeiten wies 
der RH darauf hin, dass dieser jedenfalls verpflichtet war, für die Füh-
rung eines Internen Kontrollsystems (IKS) zu sorgen, das den Anforde-
rungen des Unternehmens entsprach. Eines der wichtigsten IKS–Prin-
zipien war das Vier–Augen–Prinzip. Auch wenn das Vier–Augen–Prinzip 
die rechtliche Handlungsfähigkeit des Alleingeschäftsführers nicht ein-
schränken konnte, so würde es doch eine systematische Kontrolle aller 
Überweisungen darstellen. Die Bundestheater–Holding GmbH wies ihre 
Tochtergesellschaften im März 2010 schriftlich an, das Vier–Augen–Prin-
zip in allen Geschäftsabläufen ausnahmslos anzuwenden.

Der RH anerkannte, dass die Bundestheater–Holding GmbH bei allen 
Konten die Umstellung auf Kollektivzeichnungsberechtigung veranlasst 
hatte, empfahl jedoch, das Vier–Augen–Prinzip auch im eigenen Unter-
nehmen einzuhalten.
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 25.1 (1) Der RH hatte im Rahmen seiner von Oktober 2008 bis Jänner 2009 
durchgeführten Überprüfung der Internen Revisionen in ausgeglie-
derten Rechtsträgern des Bundes im Jahr 2009 auch die Interne Revi-
sion der Bundestheater–Holding GmbH überprüft.8

(2) Der RH hatte empfohlen, die Interne Revision der Bundestheater–
Holding GmbH — die für alle Gesellschaften des Bundestheater–Kon-
zerns prüfungszuständig ist — mit zumindest zwei Prüfern einzurichten, 
um eine gegenseitige Vertretung sowie die Einhaltung des Vier–Augen–
Prinzips sicherstellen zu können. Er hatte weiters empfohlen, die Revisi-
onsordnung auf die vom RH als notwendig angesehenen Regelungsin-
halte hin zu überprüfen und sie gegebenenfalls nach einer Überarbeitung 
der Organisationsleitung zur Genehmigung vorzulegen. Insbesondere 
sollten gegebenenfalls auch Regelungen über die Berichterstattung und 
die Auskunftspflichten gegenüber dem Aufsichtsrat Eingang finden.9

Die Bundestheater–Holding GmbH gab dem RH im Nachfrageverfahren 
bekannt, dass sie die allgemeinen bzw. an sie direkt gerichteten Empfeh-
lungen im Rahmen der Neuorganisation der Internen Revision überwie-
gend umgesetzt hätte. So wäre die Interne Revision personell auf zwei 
Vollzeitäquivalente aufgestockt worden.

Der RH stellte nunmehr fest, dass die Bundestheater–Holding GmbH die 
Interne Revision im Jahr 2010 mit einer zweiten Vollzeitkraft verstärk te. 
Die Bundestheater–Holding GmbH überarbeitete ihre Revisionsordnung 
aus dem Jahr 2001 und setzte die überarbeitete Fassung ab Septem-
ber 2009 in Kraft. Der RH stellte fest, dass die Revisionsordnung der 
Internen Revision der Bundestheater–Holding GmbH mit den interna-
tionalen Standards für die berufliche Praxis der Internen Revision des 
„Institute of Internal Auditors (IIA)“ grundsätzlich übereinstimmte. 

Die Interne Revision brachte in den Aufsichtsratssitzungen der Bundes-
theater–Holding GmbH ab dem Jahr 2010 u.a. den Jahresrevisionsbe-
richt zur Kenntnis. 

(3) Der RH hatte der Bundestheater–Holding GmbH auch empfohlen, die 
Revisionsplanung vermehrt risikoorientiert durchzuführen, weil das die 
Geschäftsführung bei der Genehmigung der Jahresrevisionspläne unter-
stützen würde und zu einer Reduzierung des hohen Anteils an Son-
derprüfungen führen könnte. Der RH hatte der Bundestheater–Holding 
GmbH schließlich empfohlen, eine Maßnahmenevidenz bzw. Follow–

8 vgl. Bericht des RH, „Interne Revision in ausgegliederten Rechtsträgern des Bundes“, 
Reihe Bund 2010/1, S. 11 ff.

9 vgl. Bericht des RH, Nachfrageverfahren 2010 zu „Interne Revision in ausgegliederten 
Rechtsträgern des Bundes“, Reihe Bund 2011/13, S. 143 ff.

Interne Revision
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up–Datenbank einzurichten, um den Umsetzungsstand der geforderten 
Maßnahmen zur Unterstützung der Organisationsleitung und der Revisi-
onstätigkeit verfolgen zu können. Zur laufenden Wartung der Maßnah-
menevidenz wären eine Übersicht der umsetzungsverantwortlichen Per-
sonen, eine Terminevidenz sowie die Mitteilungspflicht der überprüften 
Stelle an die Interne Revision über die erfolgte Umsetzung erforderlich. 

Die Bundestheater–Holding GmbH hatte in ihrer Stellungnahme zu die-
ser Gebarungsüberprüfung bekannt gegeben, dass die Sonderprüfungen 
aufgrund einer mittlerweile erarbeiteten und auf Risikoorientierung aus-
gelegen Prüflandkarte stark abgenommen hätten. 

Die Bundestheater–Holding GmbH gab dem RH im Nachfrageverfahren 
bekannt, die Revisionsordnung sei überarbeitet und eine Maßnahmen-
evidenz bzw. Follow–up–Datenbank eingerichtet worden. 

Die Bundestheater–Holding GmbH regelte in der Revisionsordnung nun-
mehr auch, dass der Aufsichtsrat der betroffenen Tochtergesellschaft 
sowie der Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH jeweils eine 
Zusammenfassung der Revisionsberichte und auf Anforderung die 
Gesamtberichte erhalten. 

Die Bundestheater–Holding GmbH entwickelte weiters eine risikoorien-
tierte Prüflandkarte als Basis für den Prüfplan der Internen Revision und 
ergänzte die Revisionsordnung um dieses Instrument. Die Auswahl der 
Prüfgebiete und der zeitlichen Intervalle erfolgte seither unter Berück-
sichtigung der Prüflandkarte. 

Die Jahresrevisionspläne für 2009/2010 bis 2011/2012 umfassten fünf-
zehn Prüfungen. Die Geschäftsführung der Bundestheater–Holding 
GmbH beauftragte die Interne Revision im selben Zeitraum mit zwei 
weiteren Sonderprüfungen. 

Die Bundestheater–Holding GmbH ergänzte die Revisionsordnung auch 
um eine Maßnahmenevidenz, welche die Umsetzung der Empfehlungen 
der Internen Revision dokumentierte. Die Revisionsordnung regelte auch, 
dass die geprüfte Organisationseinheit die Interne Revision über die 
Umsetzung der Empfehlungen sowie die Beseitigung der festgestellten 
Mängel zu informieren habe. 

Die Revisionsordnung regelte schließlich die Nachprüfung (Follow–up) 
der umgesetzten Empfehlungen. Die Interne Revision richtete dazu eine 
Follow–up–Datenbank ein und führte in den Geschäftsjahren 2009/2010, 
2010/2011 und 2011/2012 je eine Follow–up–Prüfung durch. Die Revi-
sionsordnung 2009 regelte, dass Follow–up–Berichte dem Aufsichtsrat 
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der Bundestheater–Holding GmbH und den Aufsichtsräten der betrof-
fenen Tochtergesellschaft vorzulegen waren. 

Der RH stellte weiters fest, dass die Follow–up–Berichte zwar den 
Umsetzungsstand der vereinbarten Maßnahmen dokumentierten, die 
Bundestheater–Holding GmbH jedoch die Follow–up–Berichte der 
Geschäftsjahre 2010/2011 und 2011/2012 den Aufsichtsräten der Toch-
tergesellschaften nicht vorlegte. 

 25.2 Der RH hielt fest, dass die Bundestheater–Holding GmbH mit der 
Überarbeitung der Revisionsordnung eine den Empfehlungen des RH 
entsprechende Grundlage für die Interne Revision geschaffen hatte, 
kritisierte jedoch, dass die Bundestheater–Holding GmbH die Follow–
up–Berichte der Geschäftsjahre 2010/2011 und 2011/2012 den Auf-
sichtsräten der Tochtergesellschaften nicht vorlegte und empfahl der 
Bundestheater–Holding GmbH — wie in der Revisionsordnung vorge-
sehen — dies zukünftig zu tun.

 25.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH sei mit der 
Berichterstattung über „das Follow–Up des Geschäftsjahres 2011/2012 
und Vorjahre“ in allen Aufsichtsräten der Konzerngesellschaften bereits 
im Oktober 2013 der Empfehlung des RH nachgekommen worden.

 26.1 (1) Zusätzlich zur jährlichen Prüfung der Jahresabschlüsse der Bun-
destheater–Holding GmbH und deren Tochtergesellschaften führte der 
Abschlussprüfer alle zwei Jahre bei allen Gesellschaften Gebarungs-
prüfungen durch. Gemäß § 14 Abs. 1 BThOG prüfte der Abschlussprü-
fer dabei die Einhaltung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaft-
lichkeit und Zweckmäßigkeit. 

(2) Der Abschlussprüfer führte von Oktober bis Dezember 2011 Geba-
rungsprüfungen bei der Bundestheater–Holding GmbH und ihren Toch-
tergesellschaften für die Geschäftsjahre 2009/2010 und 2010/2011 durch. 
Diese Gebarungsprüfungen waren die dritten der seit dem Geschäfts-
jahr 2005/2006 beauftragten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft.  

Für die Gebarungsprüfung bei der Bundestheater–Holding GmbH und 
ihren Tochtergesellschaften schlug die Bundestheater–Holding GmbH 
dem Abschlussprüfer im Dezember 2010 die folgenden zwei Prüfungs-
gegenstände vor: 

– Kassa, Telebanking und

– Freigabeprozess bei Mehrdienstleistungen.

Gebarungsprüfungen 
durch den Abschluss-
prüfer
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Ein Mitglied des Aufsichtsrats der Burgtheater GmbH schlug dem 
Abschlussprüfer im Jänner 2011 zusätzlich den Prüfungsgegenstand 
„Marketing“ für die Gebarungsprüfungen bei der Bundestheater–Hol-
ding GmbH und ihren Tochtergesellschaften vor. 

Der Abschlussprüfer schlug die genannten drei Prüfungsgegenstände im 
Jänner 2011 dem Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH vor, 
der damit einverstanden war. 

Der Bericht über die Gebarungsprüfung bei der Bundestheater–Holding 
GmbH, den der Abschlussprüfer am 30. Jänner 2012 dem Aufsichtsrat der 
Bundestheater–Holding GmbH vorlegte, enthielt allerdings nur Ergeb-
nisse zum Prüfungsgegenstand „Kassa, Telebanking“. Im Bericht führte 
der Abschlussprüfer aus, dass in der Bundestheater–Holding GmbH das 
Gebarungsvolumen für Mehrdienstleistungen unwesentlich und jene für 
Marketing gering gewesen seien und er deshalb bei diesen Prüfungsge-
genständen keine Gebarungsprüfung vorgenommen habe.  

 26.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass der Abschlussprüfer von drei 
vorgeschlagenen Prüfungsgegenständen für die Gebarungsprüfung 
der Bundestheater–Holding GmbH zwei Prüfungsgegenstände nicht 
prüfte, weil das Gebarungsvolumen bei diesen Prüfungsgegenstän-
den zu gering war. Der RH kritisierte, dass die Bundestheater–Holding 
GmbH dem Abschlussprüfer Prüfungsgegenstände für die Gebarungs-
prüfung vorschlug, deren Gebarungsvolumen gering war. Der RH kriti-
sierte weiters, dass der Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH 
diesen Prüfungsgegenständen dennoch zustimmte.

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH sicherzustellen, dass 
der Abschlussprüfer nur mit Prüfungsgegenständen beauftragt wird, 
deren Gebarungsvolumen eine Gebarungsprüfung sinnvoll erscheinen 
lassen.

 26.3 Die Bundestheater–Holding GmbH erläuterte in ihrer Stellungnahme, 
dass die Themen der Gebarungsprüfungen von den jeweiligen Gesell-
schaftsorganen (Geschäftsführungen und Aufsichtsräte) erarbeitet und 
sodann zu einem einheitlichen Katalog zusammengefasst würden. Da 
die Aufgabengebiete der einzelnen Gesellschaften unterschiedlicher 
Natur seien, könne es bei so genannten „Querschnittsthemen“ durch-
aus vorkommen, dass deren Relevanz in der einen oder anderen Kon-
zern–Gesellschaft höher oder niedriger sein könne. 

Die Geschäftsführung der Bundestheater–Holding GmbH werde künf-
tig die Themenvorschläge für die Gebarungsprüfungen mit der risiko-
orientierten Prüfungsplanung der Internen Revision des Bundesthea-
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ter–Konzerns abstimmen. Dadurch sei sichergestellt, dass Themen der 
Gebarungsprüfung auch diesbezüglichen Risikoüberlegungen Rechnung 
tragen und der Mehrwert der Ergebnisse der Gebarungsprüfungen für 
den Konzern nachhaltig gesteigert werden könnte. 

 26.4  Der RH anerkannte die geplanten Maßnahmen, empfahl der Bundes-
theater–Holding GmbH jedoch, den Abschlussprüfer mit Prüfungsge-
genständen zu beauftragen, die einen Mehrwert erwarten lassen. 

 27.1 (1) Von Mai bis September 2011 prüfte die Interne Revision der Bun-
destheater–Holding GmbH die Barzahlungen der Bundestheater–Hol-
ding GmbH und ihrer Tochtergesellschaften u.a. für die Geschäfts-
jahre 2009/2010 und 2010/2011. Die Interne Revision stellte in ihrem 
Bericht die Barzahlungsprozesse und deren organisatorische Rahmen-
bedingungen dar. Die Interne Revision empfahl den vier Tochtergesell-
schaften der Bundestheater–Holding GmbH, jeweils eine verbindliche 
Kassenordnung zu erstellen. Die vier Tochtergesellschaften setzten die 
Empfehlung der Internen Revision um. 

(2) In unmittelbarem Anschluss an die Prüfung der Internen Revision 
fand in Abstimmung mit dem Aufsichtsrat (TZ 26) von Oktober bis 
Dezember 2011 bei der Bundestheater–Holding GmbH und allen Toch-
tergesellschaften die Gebarungsprüfung durch den Abschlussprüfer 
u.a. zum Prüfungsgegenstand „Kassa, Telebanking“ für die Geschäfts-
jahre 2009/2010 und 2010/2011 statt. Der Abschlussprüfer stellte in 
seinen Berichten über die fünf Gesellschaften die baren und unbaren 
Auszahlungsprozesse sowie die vorhandenen Bankverbindungen und 
Zeichnungsberechtigungen dar. Er empfahl der Bundestheater–Holding 
GmbH, eine schriftliche Kassenordnung für alle Gesellschaften des Bun-
destheater–Konzerns zu erstellen. Die Bundestheater–Holding GmbH 
setzte die Empfehlung jedoch nicht um, weil sich die Empfehlung der 
Internen Revision an die Tochtergesellschaften, verbindliche Kassenord-
nungen zu erstellen, bereits in Umsetzung befand. 

 27.2 Der RH hielt fest, dass die Interne Revision von Mai bis September 2011 
und der Abschlussprüfer von Oktober bis Dezember 2011 die Barzah-
lungen in der Bundestheater–Holding GmbH und ihren Tochtergesell-
schaften prüften. Auch wenn die beiden Prüfungen zu geringfügig 
unterschiedlichen Ergebnissen kamen, war es aus Sicht des RH weder 
wirtschaftlich noch zweckmäßig, denselben Prüfungsgegenstand in 
unmittelbarer zeitlicher Abfolge zu prüfen. Eine zeitliche und the-
matische Abstimmung der Prüfungen der Internen Revision mit dem 
Abschlussprüfer fand nicht statt.
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Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, die Prüfungen der 
Internen Revision zeitlich und thematisch mit den Gebarungsprüfungen 
des Abschlussprüfers abzustimmen.

 27.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH werde sie die 
Empfehlung des RH umsetzen.

 28.1 Ein Prüfungsgegenstand der von Oktober bis Dezember 2011 durch-
geführten Gebarungsprüfungen des Abschlussprüfers bei der Wiener 
Staatsoper GmbH, der Burgtheater GmbH und der Volksoper Wien 
GmbH betraf die Vergabe von Dienst– und Regiekarten. 

Der Abschlussprüfer berichtete, dass mit der Vergabe von Dienst– und 
Regiekarten bei allen drei Bühnengesellschaften sparsam umgegangen 
werde, weil der Anteil der Dienst– und Regiekarten an den insgesamt 
verkauften Karten 

– bei der Wiener Staatsoper GmbH unter 5 %,

– bei der Burgtheater GmbH unter 10 % und

– bei der Volksoper Wien GmbH unter 15 % liege.

Tabelle 6:  Dienst– und Regiekarten bei den Bühnengesellschaften des Bundestheater–
Konzerns 2009/2010 und 2010/2011 

Dienst– und 
Regiekarten

Anteil der Dienst– und Regiekarten an 
den insgesamt verkauften Karten

2009/2010 2010/2011 2009/2010 2010/2011 Veränderung 
2009/2010 bis 

2010/2011

Anzahl in %

Wiener Staatsoper GmbH Dienstkarten 7.874 8.222 1,3 1,4 7,7

Regiekarten 19.258 17.828 3,3 3,0 – 9,1

Summe 27.132 26.050 4,6 4,4 – 4,3

Burgtheater GmbH Dienstkarten 15.187 16.142 3,8 4,0 5,3

Regiekarten 12.661 12.677 3,2 3,2 – 

Summe 27.848 28.819 7,0 7,2 2,9

Volksoper Wien GmbH Dienstkarten 16.822 15.586 5,3 5,1 – 3,8

Regiekarten 24.681 26.256 7,8 8,7 11,5

Summe 41.503 41.842 13,1 13,8 5,3

Quellen:  Gebarungsprüfungen gemäß § 14 BThOG für die Geschäftsjahre 2009/2010 und 2010/2011 bei der Wiener Staatsoper 
GmbH, der Burgtheater GmbH und der Volksoper Wien GmbH; RH
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Die Berichte über die Gebarungsprüfungen enthielten keine Begrün-
dungen der Wertungen des Abschlussprüfers, die Abweichungen von 
200 % aufwiesen. Die Bundestheater–Holding GmbH forderte aber auch 
keine diesbezüglichen Begründungen ein.

 28.2 Für den RH waren die vom Abschlussprüfer angewendeten Bewertungs-
grenzen bei der Vergabe von Dienst– und Regiekarten nicht nachvoll-
ziehbar. 

Der RH kritisierte, dass die Bundestheater–Holding GmbH keine Begrün-
dungen für die Wertungen in den Berichten des Abschlussprüfers ver-
langte, die Abweichungen von 200 % aufwiesen, und empfahl, Begrün-
dungen dafür einzufordern.

 28.3 Die Bundestheater–Holding GmbH verwies auf ihre Aufsichtsratssit-
zung vom 30. Jänner 2012, in der die Begründungen für die Wertungen 
der Abschlussprüfer mündlich erläutert worden seien. 

Die Bundestheater–Holding GmbH werde aber in Zukunft auch schrift-
liche Erläuterungen einfordern.

 28.4 Dem RH lag das Protokoll der Aufsichtsratssitzung der Bundesthea-
ter–Holding GmbH vom 30. Jänner 2012 vor. Zu den darin wiederge-
gebenen mündlichen Erläuterungen der Abschlussprüfer merkte ein 
Aufsichtsratsmitglied an, dass „die Feststellungen der Wirtschaftsprü-
fer in Bezug auf die Obergrenzen bei Dienst– und Regiekarten nicht 
begründet sowie auch nicht nachvollziehbar seien“.

Der RH anerkannte die Absicht der Bundestheater–Holding GmbH, in 
Zukunft schriftliche Erläuterungen einfordern zu wollen.

 29.1 Bei der Bundestheater–Holding GmbH bestand keine Maßnahmen-
evidenz bzw. Follow–up–Datenbank, um den Umsetzungsstand der 
empfohlenen Maßnahmen aus den Gebarungsprüfungen des Abschluss-
prüfers bei der Bundestheater–Holding GmbH und ihren Tochterge-
sellschaften zu verfolgen. 

 29.2  Der RH kritisierte, dass bei der Bundestheater–Holding GmbH keine 
Maßnahmenevidenz bzw. Follow–up–Datenbank bestand, um den 
Umsetzungsstand der empfohlenen Maßnahmen aus den Gebarungs-
prüfungen des Abschlussprüfers bei der Bundestheater–Holding GmbH 
und ihren Tochtergesellschaften zu verfolgen. 
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Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH die Einrichtung einer 
Maßnahmenevidenz bzw. Follow–up–Datenbank, um den Umsetzungs-
stand der empfohlenen Maßnahmen aus den Gebarungsprüfungen des 
Abschlussprüfers bei den Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns 
verfolgen zu können. 

 29.3 Laut ihrer Stellungnahme habe die Bundestheater–Holding GmbH die 
Empfehlung des RH bereits umgesetzt.

 30.1 (1) In der folgenden Tabelle werden die Anzahl der Beschäftigten im 
Jahresdurchschnitt und die Personalaufwendungen der Bundesthea-
ter–Holding GmbH dargestellt:

(2) Beamte, die vor dem 1. September 1999 im Planstellenbereich „Bun-
destheater“ ernannt worden waren, gehörten laut BThOG danach der 
Dienststelle „Amt der Bundestheater“ an. Dieses Amt ist eine nachge-
ordnete Dienststelle des BKA, das der Geschäftsführer der Bundesthea-
ter–Holding GmbH leitet, der in dieser Funktion an die Weisungen des 
Bundesministers für Unterricht, Kunst und Kultur gebunden ist.

Bei der Gebarungsüberprüfung waren der Bundestheater–Holding GmbH 
noch zehn Beamte zur Dienstleistung zugewiesen. Zu den Beamten zähl-
ten auch der Geschäftsführer und der Prokurist der Bundestheater–Hol-
ding GmbH.

Alle Beamten erhielten zuzüglich zu den Bezügen gemäß Gehaltsge-
setz 1956 einen leistungsorientierten Zuschlag aufgrund sondergesetz-
licher Regelung.10

10 Bundesgesetz über Sozialpläne und sonstige dienstrechtliche Sonderregelungen für von 
Ausgliederungen betroffene Bundesbedienstete – Bundesbediensteten–Sozialplange-
setz (BB–SozPG), BGBl. I Nr. 6/2001

Beschäftigte und  
Personalaufwendungen 

Personal

Tabelle 7: Anzahl der Beschäftigten und Personalaufwendungen
2009/2010 2010/2011 2011/2012

in VZÄ

Beschäftigte1 14 15 16

in Mio. EUR

Personalaufwendungen 1,42 1,57 1,63
1 durchschnittliche Anzahl je Geschäftsjahr

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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Dieser Zuschlag betrug 2011 bei den Beamten (ohne Geschäftsführer 
und Prokurist) zwischen rd. 5,7 % und rd. 18,5 % des Monatsbezugs. 

(3) Für die nach dem 1. September 1999 abgeschlossenen Dienstverhält-
nisse galten die Bestimmungen des Angestelltengesetzes, des Kollektiv-
vertrags für Angestellte im Gesamtbereich der Bundestheater–Holding 
GmbH (Bundestheater–Holding GmbH und deren Tochtergesellschaf-
ten), des Urlaubsgesetzes und des Allgemeinen Sozialversicherungsge-
setzes (ASVG). 

Bei der Gebarungsüberprüfung bestanden derartige Verträge mit neun 
Personen, wobei je eine Person geringfügig beschäftigt, teilzeitbeschäf-
tigt bzw. in Karenz war. 

 30.2 Der RH hielt fest, dass für die Beschäftigten der Bundestheater–Hol-
ding GmbH unterschiedliche Dienstrechte galten und die Beamten 
einen leistungsorientierten Zuschlag zuzüglich zu den Monatsbezü-
gen gemäß Gehaltsgesetz 1956 zwischen 5,7 % und 18,5 % erhielten. 

Bestellungen des Geschäftsführers

 31.1 Der Bundeskanzler bestellte in Ausübung der Gesellschafterrechte den 
früheren Generalsekretär des Österreichischen Bundestheaterverbands 
ab 1. September 1999 für fünf Jahre als Geschäftsführer der Bundes-
theater–Holding GmbH.

Seit seiner ersten Bestellung ab 1. September 1999 wurde er 2004 vom 
Bundeskanzler sowie 2008 und 2011 vom Bundesminister für Unter-
richt, Kunst und Kultur — zuletzt bis zum 31. Dezember 2014 — zum 
Geschäftsführer wiederbestellt. 

Keiner Bestellung/Wiederbestellung des Geschäftsführers ging eine 
öffentliche Ausschreibung voran, obwohl dies das Stellenbesetzungsge-
setz für die Bestellung/Wiederbestellung der Geschäftsführer von Unter-
nehmungen mit eigener Rechtspersönlichkeit, die der Kontrolle des RH 
unterliegen, vorsah.

Die Ausschreibung wäre bis zum Jahr 2007 vom Bundeskanzler, danach 
vom Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur vorzunehmen 
gewesen. 

 31.2 Der RH kritisierte, dass der Bundeskanzler bzw. der Bundesminister 
für Unterricht, Kunst und Kultur seit 1999 die Position des Geschäfts-
führers der Bundestheater–Holding GmbH nie öffentlich ausschrieben. 

Geschäftsführer
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Gemäß dem Stellenbesetzungsgesetz hat der Bestellung von Geschäfts-
führern von Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit, die der 
Kontrolle des RH unterliegen, eine öffentliche Ausschreibung voran-
zugehen.11 Da eine öffentliche Ausschreibung bei der Bestellung/Wie-
derbestellung unterblieb, war die Transparenz im Prozess der Bestel-
lung beeinträchtigt. 

Der RH empfahl dem BKA, die Stelle des Geschäftsführers der Bundes-
theater–Holding GmbH künftig öffentlich auszuschreiben.

 31.3 Laut Stellungnahme des BKA sei zur bisher geübten Praxis der Bestel-
lung bzw. Wiederbestellung des Geschäftsführers der Bundestheater–
Holding GmbH anzumerken, dass die gemäß den entsprechenden beson-
deren Bestimmungen des BThOG eingehaltene Vorgehensweise durch 
ein Erkenntnis des OGH (E OGH 30.11.2011, 7Ob 120/11i) bestätigt 
wurde.

Ungeachtet der in der Vergangenheit geübten Vorgehensweise sei vorge-
sehen, die Geschäftsführung der Bundestheater–Holding GmbH künftig 
in Übereinstimmung mit Pkt. 9.3.1. ff. des am 30. Oktober 2012 von 
der Bundesregierung beschlossenen Bundes Public Corporate Gover-
nance Kodex (i.d.g.F.) auszuschreiben.

 31.4 Der RH erwiderte dem BKA, dass der OGH im genannten Erkenntnis 
zwar ausgesprochen hatte, dass das Stellenbesetzungsgesetz Bewer-
bern keine subjektiven Rechte und auch keine ausdrücklichen Rechts-
folgen für den Fall einräumt, wenn rechtswidrig eine öffentliche Aus-
schreibung unterbleibt. Das vorgebrachte Erkenntnis des OGH änderte 
jedoch nichts an der Bewertung, dass das Kulturressort durch die bis-
her geübte Praxis gegen die Ausschreibungspflicht des Stellenbeset-
zungsgesetzes verstoßen hatte, auch wenn für potenzielle Bewerber 
keine konkrete Durchsetzungsmöglichkeit dieser Bestimmung besteht.

Geschäftsführervertrag

 32 Der Geschäftsführer, der bereits vor dem 1. September 1999 im Plan-
stellenbereich „Bundestheater“ als Beamter ernannt war, erhielt zuzüg-
lich zu den Bezügen gemäß Gehaltsgesetz 1956 einen leistungsori-
entierten Zuschlag aufgrund sondergesetzlicher Regelung. Dieser 
Zuschlag betrug 2011 rd. 36,9 % des Bruttomonatsbezugs. Damit betrug 
der Bruttojahresbezug im Jahr 2011 rd. 258.000 EUR. Im Vertrag mit 

11 Bericht des RH „Managerverträge“, Reihe Bund 2011/7, S. 39
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dem Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH waren die in 
der Vertragsschablonenverordnung vorgesehenen Punkte enthalten.

 33.1 Der Geschäftsführervertrag sah zusätzlich zum Zuschlag aufgrund son-
dergesetzlicher Regelung die Gewährung einer leistungs– und erfolgs-
orientierten Prämie vor, die maximal 10 % des Jahresentgelts betragen 
durfte. Die Kriterien für eine allfällige Prämie waren von der General-
versammlung der Bundestheater–Holding GmbH im Vorhinein festzu-
legen und zu begründen.

Das Kulturressort und der Geschäftsführer der Bundestheater–Holding 
GmbH schlossen für 2009/2010 bis 2011/2012 jährlich eine Zielverein-
barung ab. 

Der RH stellte fest, dass die Zielvereinbarung für 2009/2010 erst im 
März 2010, die für 2010/2011 im September 2010 und die für 2011/2012 
im November 2011, somit jährlich erst nach Beginn des jeweiligen 
Geschäftsjahrs abgeschlossen wurde. 

 33.2 Der RH kritisierte, dass das Kulturressort die Zielvereinbarungen im 
überprüften Zeitraum nicht — wie im Geschäftsführervertrag vorgese-
hen — im Vorhinein abschloss, sondern erst um bis zu sieben Monate 
nach Beginn des jeweiligen Geschäftsjahrs.

Der RH empfahl dem BKA, künftig die Bestimmungen des Vertrags 
mit dem Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH zu beach-
ten und die Zielvereinbarung jeweils vor Beginn eines Geschäftsjahrs 
abzuschließen.

 33.3 Laut Stellungnahme des BKA würde auf den Abschluss der Vereinba-
rung vor Beginn eines Geschäftsjahres wie bisher im Rahmen der Ver-
handlungen geachtet werden. Im Übrigen verwies das BKA auf seine 
Ausführungen zu TZ 10.

 34.1 Als allgemeine Regelung zur jährlichen Zielvereinbarung wurde aus-
drücklich festgehalten, dass nicht Vereinbarungsgegenstand Leistungen 
waren, die im Umfang des Auftrags zur Geschäftsführung der Bundes-
theater–Holding GmbH vorauszusetzen waren, wie Jahres– und Kon-
zernabschluss, Erarbeitung von Einsparungs– bzw. Produktionssteige-
rungspotenzialen, von Motivationssystemen für die Mitarbeiter und 
von Analysen zur Nachfrageentwicklung für alle Gesellschaften des 
Bundestheater–Konzerns, Akquisition von Sponsor– und Förderbei-
trägen sowie wirtschaftliche, zweckmäßige und sparsame Gestion der 
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Bundestheater–Holding GmbH bzw. entsprechende Veranlassungen bei 
den Beteiligungsgesellschaften. Schließlich wurde festgelegt, dass der 
Grad der Erfüllung nach pflichtgemäßem Ermessen durch das Kultur-
ressort ermittelt und festgelegt werde, wenn die Zielerreichung nicht 
quantitativ messbar war.

Für die Gewährung einer Prämie waren für die Geschäftsjahre 2009/2010 
bis 2011/2012 im Wesentlichen folgende Kriterien festgelegt:

–  Leistungsziele für die Geschäftsführer der Beteiligungsgesellschaften 
definieren,

– realistische Budgetvorgaben festlegen,

– Konzerncontrolling umgestalten,

–  Gehaltsabschlüsse für die Bundestheater–Bediensteten unter jenen 
für Bundesbedienstete verhandeln,

– Strategiekonzept vorlegen,

– Finanzierungskonzept erstellen,

– konzernweite Interne Revision ausbauen,

– konzernweites Marketingkonzept erarbeiten,

–  Finanzierungskonzept für die Probebühne für die Wiener Staatsoper 
erarbeiten,

–  laufende Evaluierung des Bundestheater–Konzerns durch das BKA 
aktiv unterstützen und mitarbeiten,

–  vorgesehene Maßnahmen gemäß Maßnahmenkatalog der Bundes-
theater–Holding GmbH umsetzen,

–  zusätzliche Maßnahmen gemäß Beschluss des Aufsichtsrats der Bun-
destheater–Holding GmbH umsetzen und

–  gesellschaftsrechtliche Anpassungen des BThOG gemäß dem vorge-
legten Maßnahmenkatalog unterstützen. 

Viele der für die Gewährung einer Prämie angeführten Kriterien deckten 
sich mit den in der Arbeitsplatzbeschreibung des Geschäftsführers ange-
führten Aufgaben bzw. mit den üblichen Tätigkeiten eines Geschäfts-
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führers, waren nicht konkret formuliert und enthielten kein Zielausmaß. 
Dadurch ergaben sich Interpretationsspielräume, wodurch eine Evalu-
ierung vielfach nicht möglich war. 

Das Kulturressort beauftragte jährlich einen Wirtschaftsprüfer und Steu-
erberater, um zu beurteilen, ob der Geschäftsführer der Bundestheater–
Holding GmbH die Kriterien erfüllte. Obwohl dieser Wirtschaftsprüfer 
und Steuerberater bei der Beurteilung der Zielerreichung für 2009/2010 
feststellte, dass die Ziele nur zu 77,5 % erreicht wurden, ermächtigte 
das Kulturresssort die Bundestheater–Holding GmbH, nicht dementspre-
chend 7,75 % des Jahresentgelts als Prämie auszuzahlen, sondern 9 %. 

Die Prämie betrug von 2009/2010 bis 2011/2012 jährlich rd. 20.000 EUR.

 34.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass das Kulturressort dem Geschäfts-
führer der Bundestheater–Holding GmbH Prämien für Leistungen 
gewährte, die als Aufgaben in seiner Arbeitsplatzbeschreibung ent-
halten waren oder den üblichen Tätigkeiten eines Geschäftsführers ent-
sprachen bzw. die vielfach nicht konkret formuliert waren und kein 
Zielausmaß enthielten. 

Weiters kritisierte der RH, dass das Kulturressort dem Geschäftsführer 
der Bundestheater–Holding GmbH für 2009/2010 eine höhere leistungs– 
und erfolgsorientierte Prämie auszahlen ließ, als aufgrund der Beurtei-
lung der Zielerreichung zu gewähren gewesen wäre.

Der RH empfahl dem BKA, für die Gewährung von leistungs– und erfolgs-
orientierten Prämien aufgrund von Zielvereinbarungen nur konkret for-
mulierte Kriterien festzulegen, die einen Anreiz für Leistungen bieten, 
die über die üblichen Anforderungen eines Geschäftsführers hinausge-
hen und die ansonsten nicht erbracht werden würden. 

Schließlich empfahl der RH dem BKA, leistungs– und erfolgsorientierte 
Prämien nur in Höhe der festgestellten Zielerreichung zu gewähren.

 34.3 Laut Stellungnahme des BKA solle künftig der Abschluss etwaiger 
Zielvereinbarungen mit der Geschäftsführung der Bundestheater–Hol-
ding GmbH unter Beachtung der entsprechenden Regelungen unter 
Punkt 9.3.6. ff. des am 30. Oktober 2012 von der Bundesregierung 
beschlossenen Public Corporate Governance Kodex (i.d.g.F.) erfolgen. 
Die Höhe des festgestellten Zielerreichungsgrades werde beachtet wer-
den. Im Übrigen verwies das BKA auf seine Ausführungen zu TZ 10.
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 35.1 Der Prokurist war Stellvertreter des Geschäftsführers der Bundesthea-
ter–Holding GmbH und vor der Gründung dieser Gesellschaft Beam-
ter beim Österreichischen Bundestheaterverband. Der Prokurist erhielt 
ebenfalls zuzüglich zu den Bezügen gemäß Gehaltsgesetz 1956 einen 
leistungsorientierten Zuschlag aufgrund sondergesetzlicher Regelung. 
Dieser Zuschlag betrug 2011 rd. 32,2 % des Monatsbezugs und ver-
ringerte sich in jenem Ausmaß, in dem der Monatsbezug als Beam-
ter sich erhöhte. Damit betrug der Bruttojahresbezug im Jahr 2011 
rd. 154.000 EUR.

2009 wurde vereinbart, die Zuerkennung eines leistungsorientierten 
Zuschlags bis 31. August 2012 zu verlängern. Im Hinblick auf die vom 
Kulturressort gewünschte Einführung eines ausschließlich erfolgsabhän-
gigen Entlohnungsanteils wurde der Monatsbezugs nicht erhöht und die 
Möglichkeit einer künftigen Gewährung einer leistungsorientierten Prä-
mie in Aussicht genommen. Dies hielt der Geschäftsführer der Bundes-
theater–Holding GmbH in einem Aktenvermerk vom 6. September 2011 
fest. Als Kriterien für die Gewährung einer Prämie sollten die vom 
Kulturressort für den Geschäftsführer festgelegten Kriterien angesehen 
werden. Da das Kulturressort im Mai 2011 die Erfüllung von 90 % der 
für das Geschäftsjahr 2009/2010 festgelegten Leistungskriterien festge-
stellt hatte, erhielt der Prokurist und Stellvertreter des Geschäftsführers 
für die erfolgreiche Mitwirkung zur Erreichung der Kriterien für die-
ses Geschäftsjahr ebenfalls eine Prämie im Ausmaß von 9 % des Jah-
resentgelts zuerkannt. 

Der Prokurist erhielt auch für 2010/2011 eine Prämie zuerkannt; eine 
diesbezügliche schriftliche Vereinbarung legte die Bundestheater–Hol-
ding GmbH nicht vor.

 35.2 Der RH kritisierte, dass die Bundestheater–Holding GmbH dem Pro-
kuristen und Stellvertreter des Geschäftsführers leistungsorientierte 
Prämien zuerkannte, obwohl die Kriterien dafür nicht im Vorhinein 
schriftlich festgelegt waren.

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, künftig leistungs-
orientierte Prämien an den Prokuristen und Stellvertreter des Geschäfts-
führers nur dann zuzuerkennen, wenn die Kriterien für deren Zuerken-
nung im Vorhinein schriftlich festgelegt wurden. Für die Gewährung von 
leistungs– und erfolgsorientierten Prämien aufgrund von Zielvereinba-
rungen sollten die Kriterien konkret formuliert sein und einen Anreiz 
für Leistungen bieten, die über die üblichen Anforderungen hinausge-
hen und die ansonsten nicht erbracht werden würden.

Prokurist
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 35.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH werde sie die 
Empfehlung des RH umsetzen.

 36.1 (1) Im Rahmen der Effizienzanalyse (siehe TZ 44 ff.) empfahl die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft der Bundestheater–Holding GmbH im Jän-
ner 2010 zu analysieren, ob Teilfunktionen der Buchhaltung und des 
Controlling der fünf Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns zen-
tralisiert werden können. Die Bundestheater–Holding GmbH sagte den 
Abschluss dieser Analyse für das Geschäftsjahr 2012/2013 zu. 

Der Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH diskutierte im Sep-
tember 2011 die Ergebnisse der Effizienzanalyse der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft und beauftragte die Geschäftsführung der Bundesthe-
ater–Holding GmbH mit einer umfassenden Prüfung der Möglichkeiten 
von sogenannten Shared Service Centers. Durch die Zentralisierung von 
administrativen Dienstleistungen, die jede Gesellschaft des Bundesthe-
ater–Konzerns dezentral erbrachte, sollten Synergiemöglichkeiten im 
Bundestheater–Konzern besser als bisher genutzt werden. 

Im Auftrag der Geschäftsführung der Bundestheater–Holding GmbH 
prüfte zunächst der Abschlussprüfer die Möglichkeiten der Einführung 
von Shared Service Centers und präsentierte seine Überlegungen im 
Juni 2012 dem Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH. Der 
Abschlussprüfer riet von der Einführung von Shared Service Centers 
in der Buchhaltung, dem Controlling und dem Personalwesen ab, weil 
dadurch bei gleichbleibender Qualität der Leistungen zusätzliche Kosten 
entstünden. 

Der Aufsichtsrat der Bundestheater–Holding GmbH bewertete im 
Juni 2012 die Möglichkeiten der Einführung von Shared Service Cen-
ters jedoch anders als der Abschlussprüfer und ersuchte die Geschäfts-
führung, dies nochmals überprüfen zu lassen. 

Die Geschäftsführung der Bundestheater–Holding GmbH beauftragte im 
November 2012 einen weiteren Berater mit einer umfassenden Evalu-
ierung der Möglichkeiten der Einführung von Shared Service Centers. 
Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung durch den RH lagen die Ergebnisse 
dieser Evaluierung noch nicht vor. 

(2) Der RH stellte fest, dass die Bundestheater–Holding GmbH u.a. bereits 
folgende administrative Dienstleistungen für den gesamten Bundesthe-
ater–Konzern zentralisiert erbrachte:

Shared Service Centers

Zusammenwirken der Bundestheater–Holding GmbH mit den Tochtergesellschaften
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– Liquiditätsmanagement, 

– Interne Revision,

–  Abschluss von Kollektivverträgen für den Gesamtbereich der Bundes-
theater,

– Vollzug des Bundestheaterpensionsgesetzes und

– Leitung des „Amts der Bundestheater“. 

(3) Der RH stellte auch fest, dass jede der fünf Gesellschaften des Bun-
destheater–Konzerns über eine eigene Buchhaltung verfügte, welche 
wesentliche Abläufe unterschiedlich handhabte: 

–  Obwohl in vielen Fällen mehrere Gesellschaften des Bundestheater–
Konzerns Lieferungen und Leistungen von denselben Unternehmen 
(Lieferanten) bezogen, stimmten die Kontenbezeichnungen für diese 
Unternehmen bei den einzelnen Gesellschaften des Bundestheater–
Konzerns nicht überein. Dadurch konnte der Bundestheater–Konzern 
nur mit hohem administrativen Aufwand eine Übersicht über die bei 
einem Unternehmen bezogenen Lieferungen und Leistungen erhal-
ten. 

–  Die fünf Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns verfügten über 
die gleichen Buchhaltungskonten für die Sachaufwendungen. Die 
Interne Revision der Bundestheater–Holding GmbH stellte jedoch 
2011 fest, dass die fünf Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns 
Aufwendungen für Telefon, Kleiderreinigung, Publikumsdienst, Auf-
sichtsratsvergütungen, Kartenvertriebsprovisionen und Mitgliedsbei-
träge auf unterschiedlichen Buchhaltungskonten verbuchten. 

  Der RH stellte stichprobenweise fest, dass die fünf Gesellschaften 
des Bundestheater–Konzerns auch die Aufwendungen für Versiche-
rungen und Softwarewartungen auf unterschiedlichen Buchhaltungs-
konten verbuchten. Dadurch konnte der Bundestheater–Konzern nur 
mit hohem administrativen Aufwand eine Übersicht über einzelne 
konzernweit angefallene Sachaufwendungen erhalten. 

(4) Die Bundestheater–Holding GmbH erließ 2011/2012 erstmals Buch-
haltungs– und Bilanzierungsrichtlinien für den Bundestheater–Konzern. 
Diese Richtlinien wiesen einen hohen Detaillierungsgrad auf und regel-
ten — einer Empfehlung der Internen Revision der Bundestheater–Hol-
ding GmbH folgend — u.a. die konzernweit einheitliche Verbuchung der 
Aufwendungen für Telefon, Kleiderreinigung, Publikumsdienst, Auf-
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sichtsratsvergütung, Kartenvertriebsprovisionen und Mitgliedsbeiträge. 
Eine einheitliche Verbuchung bspw. der Aufwendungen für Versiche-
rungen und Softwarewartungen war jedoch nicht Inhalt der Richtlinien. 

 36.2 Der RH kritisierte, dass die Bundestheater–Holding GmbH Buchhal-
tungs– und Bilanzierungsrichtlinien erst im Geschäftsjahr 2011/2012 
erließ. 

Obwohl die Buchhaltungs– und Bilanzierungsrichtlinien teilweise einen 
hohen Detaillierungsgrad aufwiesen, regelten sie bspw. nicht die ein-
heitliche Verbuchung der Aufwendungen für Versicherungen und Soft-
warewartungen. Die konzernweit einheitliche Verbuchung der gleichen 
Aufwendungen konnte durch die Richtlinien aber nicht vollständig 
umgesetzt werden. Auch die konzernweit einheitliche Anlage des Per-
sonenkontos für denselben Lieferanten war in den Buchhaltungs– und 
Bilanzierungsrichtlinien nicht geregelt. 

Der RH kritisierte deshalb, dass durch die konzernweit uneinheitliche 
Anlage des Personenkontos für dieselben Lieferanten und die konzern-
weit uneinheitliche Verbuchung der gleichen Sachaufwendungen die 
Bundestheater–Holding GmbH nur mit hohem administrativen Aufwand 
eine Übersicht über die bei einem Lieferanten bezogenen Leistungen 
und über einzelne im Bundestheater–Konzern angefallene Sachaufwen-
dungen erhalten konnte.

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, die konzernweit 
einheitliche Anlage des Personenkontos für denselben Lieferanten und 
die konzernweit einheitliche Verbuchung der gleichen Aufwendungen 
durch eine gemeinsame Buchhaltung aller Gesellschaften des Bundes-
theater–Konzerns im Sinne eines Shared Service Centers sicherzustel-
len, um hohen administrativen Aufwand zu vermeiden. 

 36.3 Die Bundestheater–Holding GmbH erläuterte in ihrer Stellungnahme, 
dass die 2011/2012 erstmals erlassenen Buchhaltungs– und Bilanzie-
rungsrichtlinien für den Bundestheater–Konzern eine Aktualisierung 
einer seit 1999 bestehenden und 2007 überarbeiteten Konzernrichtlinie 
seien. In der seit 1999 bestehenden Konzernrichtlinie seien die Para-
meter der wesentlichen Sachverhalte und Transaktionen bereits fest-
gelegt gewesen. Dieser Konzernrichtlinie seien als Anhang der Konten-
rahmen, die Bilanz– und G&V–Struktur sowie die Kostenstellen– und 
Kostenträgerpläne beigefügt gewesen. Adaptierungen des Kontenrah-
mens seien stets zentral erfolgt.    

Die Anlage von Personenkonten erfolge im Buchhaltungssystem durch 
die Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns autonom. Eine Zen-
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tralisierung dieses Vorgangs erschiene deshalb nicht sinnvoll, weil die 
Nummern der Buchhaltungskonten vom System für jede Gesellschaft 
des Bundestheater–Konzerns automatisch vergeben werden würden.

Die Evaluierung von Shared Service Centers–Überlegungen für das Rech-
nungswesen sei mit besonderem Nachdruck vom Aufsichtsrat der Bun-
destheater–Holding GmbH gefordert worden. In einem besonders sorg-
fältigen, von zwei Wirtschaftsprüfungsgesellschaften begleiteten Prozess 
sei festgestellt worden, dass von der Einführung eines Shared Service 
Centers abzuraten sei.

 36.4 Der RH erwiderte, dass die seit 1999 bestehende Konzernrichtlinie als 
Grundlage und Ursprung der 2011/2012 erstmals erlassenen Buch-
haltungs– und Bilanzierungsrichtlinien gesehen werden kann, diesen 
jedoch an Detaillierung weit nachstand. Unter anderem regelte die seit 
1999 bestehende Konzernrichtlinie nicht die konzernweit einheitliche 
Verbuchung der Aufwendungen für Telefon, Kleiderreinigung, Publi-
kumsdienst, Aufsichtsratsvergütung, Kartenvertriebsprovisionen und 
Mitgliedsbeiträge. 

Bezüglich der konzernweit einheitlichen Anlage des Personenkontos für 
einen Lieferanten verwies der RH auf die Notwendigkeit der Auswert-
barkeit der bei einem Lieferanten konzernweit bezogenen Leistungen. 

Der RH war bei seiner Überprüfung der Bundestheater–Holding GmbH zur 
Ansicht gekommen, dass beim Bundestheater–Konzern eine gemeinsame 
Buchhaltung aller Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns im Sinne 
eines Shared Service Centers unter Berücksichtigung von Kosten–Nut-
zen–Aspekten sicherzustellen wäre. Der RH verblieb bei seiner Ansicht.

 37 (1) Im Bundestheater–Konzern entstanden für bezogene Leistungen 
und für den Bezug konzernweit gleicher Leistungen die folgenden 
Aufwendungen:

Koordination des 
Bezugs konzernweit 
gleicher Leistungen 
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Der Bundestheater–Konzern bezog im Geschäftsjahr 2011/2012 Leistun-
gen im Wert von rd. 37,01 Mio. EUR von dritten Unternehmen. 

(2) Rund ein Viertel der Leistungen, die die Gesellschaften des Bundes-
theater–Konzerns von dritten Unternehmen bezogen, war konzernweit 
gleich. Der Bezug dieser Leistungen war jedoch bei den Gesellschaften 
des Bundestheater–Konzerns unterschiedlich koordiniert und organisiert:

Tabelle 8:  Aufwendungen für den Bezug von Leistungen bzw. für den Bezug konzernweit 
gleicher Leistungen im Bundestheater–Konzern 

2009/2010 2010/2011 2011/2012 Anteil 2011/2012 
an den bezogenen 

Leistungen 
insgesamt

Veränderung 
2009/2010 bis 

2011/2012

in EUR in %

Bezogene Leistungen insgesamt 37.815.196 34.144.921 37.013.130  – 2,1 

Bezogene konzernweit gleiche 
Leistungen 9.565.066 9.166.914 9.534.580 25,8 – 0,3 

davon

Versicherungen 786.936 793.513 838.605 2,3 + 6,6 

Rechts– und Steuerberatung 
sowie Abschlussprüfung 542.963 230.686 498.654 1,3 – 8,2 

Strom 1.451.934 1.277.306 1.244.483 3,4 – 14,3 

Fernwärme 1.007.448 1.046.113 1.071.867 2,9 + 6,4 

Publikumsdienst 2.695.123 2.853.317 2.912.015 7,9 + 8,0 

Reinigung 606.318 587.120 561.640 1,5 – 7,4 

Telefonie 1.079.713 1.114.448 1.092.190 3,0 + 1,2 

Druckleistungen 1.394.631 1.264.411 1.315.126 3,6 – 5,7 

rundungsbedingte Abweichungen möglich 

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH

Tabelle 9:  Koordination und Organisation des Bezugs konzernweit gleicher Leistungen 
dritter Unternehmen bei den Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns 

 

Bezug konzernweit gleicher 
Leistungen von der Bundestheater–
Holding GmbH regelmäßig bzw. nicht 
regelmäßig (*) koordiniert

Bezug konzernweit gleicher 
Leistungen NICHT von der 
Bundestheater–Holding GmbH bzw. 
nicht regelmäßig (*) koordiniert

Bezug konzernweit gleicher 
Leistungen einheitlich 
organisiert

– Versicherungen
– Rechtsberatung
– Abschlussprüfung 
– Strom, Fernwärme1

– Publikumsdienst (*)

Bezug konzernweit gleicher 
Leistungen NICHT einheitlich 
organisiert

– Reinigung (*)
– Telefonie – Druckleistungen

1 im Auftrag der Bundestheater–Holding GmbH von der ART for ART Theaterservice GmbH koordiniert 

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH 
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 38.1  (1) Die Bundestheater–Holding GmbH schrieb die von den fünf Gesell-
schaften des Bundestheater–Konzerns benötigten Versicherungsleis-
tungen (insbesondere Sachversicherung, Betriebsunterbrechungsver-
sicherung, Haftpflichtversicherung) in deren Namen und auf deren 
Rechnung alle fünf Jahre — zuletzt im März 2009 mit Vertragsbeginn 
1. September 2009 — aus. 

Insgesamt zahlten die Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns 
2011/2012 rd. 839.000 EUR für Versicherungsprämien. Rund 35,6 % die-
ser Aufwendungen entfielen auf die Wiener Staatsoper GmbH, rd. 8,2 % 
auf die Bundestheater–Holding GmbH. Die Aufwendungen für Versiche-
rungen stiegen bei der Burgtheater GmbH von 2009/2010 bis 2011/2012 
um rd. 11,9 %, weil neben der vereinbarten jährlichen Preisanpassung 
bei der Sachversicherung 2010/2011 eine Änderung eintrat.  

Die Ausschreibung der von den fünf Gesellschaften des Bundesthea-
ter–Konzerns benötigten Versicherungsleistungen durch die Bundes-
theater–Holding GmbH — diese Ausschreibung erfolgte lt. Bundesthea-
ter–Holding GmbH im März 2009 — erbrachte bzw. erbringt von 2009 
bis 2014 bei gleichem Leistungsumfang eine Ersparnis von insgesamt 
rd. 290.000 EUR gegenüber den vorhergehenden Verträgen. Die Koordi-
nation des Bezugs dieser konzernweit gleichen Leistung durch die Bun-
destheater–Holding GmbH erbrachte dem Bundestheater–Konzern somit 
Synergievorteile und ersparte Verwaltungskosten.

(2) Die Bundestheater–Holding GmbH legte 1999 in einer verbindlichen 
Richtlinie fest, dass alle fünf Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns 
auf den Gebieten des Arbeitsrechts, des Gesellschaftsrechts und des Urhe-

Tabelle 10:  Aufwendungen für Versicherungen bei den Gesellschaften des  
Bundestheater–Konzerns, Anteil 2011/2012 und Veränderung 2009/2010  
bis 2011/2012 

 

2009/2010 2010/2011 2011/2012 Anteil 
2011/2012

Veränderung 
2009/2010  

bis 2011/2012

in EUR in %

Bundestheater–Holding GmbH 68.708 69.071 68.600 8,2 – 0,2 

ART for ART Theater service GmbH 192.469 181.236 203.159 24,2 + 5,6 

Wiener Staatsoper GmbH 278.164 287.723 298.228 35,6 + 7,2 

Volksoper Wien GmbH 109.801 107.081 114.375 13,6 + 4,2 

Burgtheater GmbH 137.794 148.402 154.243 18,4 + 11,9 

Summe 786.936 793.513 838.605 100,0 + 6,6 

rundungsbedingte Abweichungen möglich 

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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berrechts die gleichen Rechtsberater zu beauftragen hatten. Dies sollte 
eine einheitliche Qualität der Leistungen der Rechtsberater gewährleis-
ten. Laut Bundestheater–Holding GmbH verhandelte sie deren Honorar 
in regelmäßigen Abständen unter Berücksichtigung der Preisangemes-
senheit neu, zuletzt 2012. 

Die Bundestheater–Holding GmbH schrieb seit 1999 die Durchführung 
der Abschlussprüfung aller Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns 
für jeweils sechs Jahre aus. 

Die Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns wendeten 2011/2012 
rd. 499.000 EUR für Rechtsberatung und Abschlussprüfung auf. 48,6 % 
dieser Aufwendungen fielen für die Rechtsvertretung in Verfahren an, 
34,9 % für Rechts– und Steuerberatung und 16,6 % für die Abschluss-
prüfung. 

Die Volksoper Wien GmbH hatte 2011/2012 außergewöhnliche Aufwen-
dungen in der Höhe von rd. 211.000 EUR für die Rechtsvertretung in drei 
arbeitsrechtlichen Verfahren. Bei der ART for ART Theaterservice GmbH 
sanken die Aufwendungen für Rechtsberatung und Abschlussprüfung 
von 2009/2010 bis 2011/2012 um rd. 83,1 %, weil sie 2009/2010 außer-
gewöhnliche Aufwendungen für Rechtsberatungen im Zusammenhang 
mit Gebäudeschäden und Neuparifizierungen hatte. 

(3) Die ART for ART Theaterservice GmbH schrieb im Auftrag der Bun-
destheater–Holding GmbH die Stromlieferverträge für die fünf Gesell-
schaften des Bundestheater–Konzerns in deren Namen und auf deren 
Rechnung in regelmäßigen Abständen zeitgleich aus, zuletzt im Sep-

Tabelle 11:  Aufwendungen für Rechtsberatung und Abschlussprüfung bei den  
Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns, Anteil 2011/2012 und  
Veränderung 2009/2010 bis 2011/2012 

 

2009/2010 2010/2011 2011/2012 Anteil 
2011/2012

Veränderung 
2009/2010  

bis 2011/2012

in EUR in %

Bundestheater–Holding GmbH 36.153 48.074 66.372 13,3 + 83,6 

ART for ART Theaterservice GmbH 334.539 84.830 56.492 11,3 – 83,1 

Wiener Staatsoper GmbH 85.369 36.274 65.070 13,1 – 23,8 

Volksoper Wien GmbH 30.413 23.367 258.888 51,9 + 751,2 

Burgtheater GmbH 56.489 38.141 51.832 10,4 – 8,2 

Summe 542.963 230.686 498.654 100,0 – 8,2 

rundungsbedingte Abweichungen möglich 

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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tember 2012. Bei der ART for ART Theaterservice GmbH fielen dafür 
Verwaltungsaufwendungen von rd. 2.900 EUR an. 

Die ART for ART Theaterservice GmbH koordinierte 2012 im Auftrag 
der Bundestheater–Holding GmbH den Beitritt der Tochtergesellschaf-
ten der Bundestheater–Holding GmbH zu einer bestehenden Rahmen-
vereinbarung für Fernwärmelieferung. Die ART for ART Theaterservice 
GmbH erzielte durch diese koordinierte Vorgangsweise einen Preis für 
Fernwärme, der um rd. 15,7 % unter dem marktüblichen Preis lag. 

Die Bundestheater–Holding GmbH und ihre Tochtergesellschaften wen-
deten im Geschäftsjahr 2011/2012 rd. 1,24 Mio. EUR für Strom und 
rd. 1,07 Mio. EUR für Fernwärme auf. 

Im Geschäftsjahr 2011/2012 entfielen rd. 38,6 % der Aufwendungen für 
Strom auf die Wiener Staatsoper GmbH und rd. 38,5 % der Aufwen-
dungen für die Fernwärme auf die ART for ART Theaterservice GmbH, 
zu deren Liegenschaften auch die Kulissendepots und die Kostüm– und 
Dekorationswerkstätten zählten. 

Tabelle 12:  Aufwendungen für Strom und Fernwärme bei den Gesellschaften des  
Bundestheater–Konzerns, Anteil 2011/2012 und Veränderung 2009/2010  
bis 2011/2012 

2009/2010 2010/2011 2011/2012 Anteil 
2011/2012

Veränderung 
2009/2010  

bis 2011/2012

in EUR in %

Strom

Bundestheater–Holding GmbH –1 –1 –1 – –

ART for ART Theaterservice GmbH 202.915 210.247 232.553 18,7 + 14,6 

Wiener Staatsoper GmbH 599.158 503.998 480.415 38,6 – 19,8 

Volksoper Wien GmbH 223.159 189.275 182.469 14,7 – 18,2 

Burgtheater GmbH 426.702 373.786 349.046 28,0 – 18,2 

Summe 1.451.934 1.277.306 1.244.483 100,0 – 14,3 

Fernwärme

Bundestheater–Holding GmbH –1 –1 –1 – –

ART for ART Theaterservice GmbH 375.433 382.371 412.254 38,5 + 9,8 

Wiener Staatsoper GmbH 282.274 308.572 318.672 29,7 + 12,9 

Volksoper Wien GmbH 121.909 120.823 119.799 11,2 – 1,7 

Burgtheater GmbH 227.832 234.347 221.142 20,6 – 2,9 

Summe 1.007.448 1.046.113 1.071.867 100,0 + 6,4 
1 Werte nicht ermittelbar, weil die Bundestheater–Holding GmbH über keine Strom– und Wärmezähler verfügte
rundungsbedingte Abweichungen möglich 

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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Die Aufwendungen der Bundestheater–Holding GmbH für Strom und 
Fernwärme waren nicht ermittelbar, weil ihre Büroräumlichkeiten nicht 
mit eigenen Strom– oder Wärmezählern ausgestattet waren. Der Strom– 
und Fernwärmeverbrauch der Bundestheater–Holding GmbH wurde von 
der ART for ART Theaterservice GmbH auf deren Zählern erfasst. Die ART 
for ART Theaterservice GmbH verrechnete der Bundestheater–Holding 
GmbH eine monatliche Betriebskostenpauschale, mit der auch die Auf-
wendungen für Strom und Fernwärme abgedeckt waren. Die Aufwen-
dungen der Bundestheater–Holding GmbH für Strom und Fernwärme 
waren daher in der obigen Tabelle in den jeweiligen Aufwendungen der 
ART for ART Theaterservice GmbH enthalten. Die Aufwendungen für 
Strom stiegen bei der ART for ART Theaterservice GmbH von 2009/2010 
bis 2011/2012 um rd. 14,6 %, weil sie neue Liegenschaften in Betrieb 
nahm. 

Bei den drei Bühnengesellschaften sanken die Aufwendungen für Strom 
von 2009/2010 bis 2011/2012 um jeweils mehr als 18 %, weil der Strom-
preis sank und die Bühnengesellschaften stromsparende Maßnahmen 
ergriffen. 

Die Aufwendungen für Fernwärme stiegen bei der Wiener Staatsoper 
GmbH von 2009/2010 bis 2011/2012 um rd. 12,9 %, weil der Verbrauch 
stieg und sie 2011/2012 eine neue Liegenschaft in Betrieb nahm. 

 38.2  Der RH fasste zusammen, dass der Bezug von Versicherungsleistungen, 
der Leistungen von Rechtsberatern und Abschlussprüfern sowie von 
Strom und Fernwärme in allen Gesellschaften des Bundestheater–Kon-
zerns einheitlich organisiert war und von der Bundestheater–Holding 
GmbH oder der ART for ART Theaterservice GmbH regelmäßig koor-
diniert wurde. Der Bundestheater–Konzern 

–  verfügte dadurch über eine einheitliche Qualität der Leistungen (z.B. 
Bezug der Leistungen von Rechtsberatern), oder

– sparte Verwaltungskosten (z.B. Bezug von Strom) oder

–  erzielte Synergievorteile (z.B. Bezug von Versicherungsleistungen, 
Bezug von Fernwärme). 

Die Bundestheater–Holding GmbH erfüllte in den vorgenannten 
Bereichen beim Bezug konzernweit gleicher Leistungen die in ihrem 
Unternehmenskonzept vorgesehene Aufgabe, bei ihren Tochtergesell-
schaften Rationalisierungsmaßnahmen zu fördern und einzufordern.
Beim Publikumsdienst, der Reinigung, den Druck– und Mobiltelefo-
nieleistungen erfüllte die Bundestheater–Holding GmbH diese in ihrem 
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Unternehmenskonzept vorgesehene Aufgabe jedoch unzureichend (siehe 
TZ 39, 40, 41).

 39.1  Der Österreichische Bundestheaterverband — die Vorgängerorganisa-
tion des Bundestheater–Konzerns — schrieb 1996 den Publikumsdienst 
(Billeteure, Garderobepersonal, Wartefrauen) für die Wiener Staats-
oper, das Burgtheater und die Volksoper Wien aus. Die Bühnengesell-
schaften bezogen seither alle Leistungen des Publikumsdienstes vom 
Bestbieter dieser Ausschreibung. Nach Gründung der Bundestheater–
Holding GmbH im Jahr 1999 trat diese als Rechtsnachfolgerin des 
Österreichischen Bundestheaterverbands in die Rahmenvereinbarung 
mit dem Bestbieter ein.

Die Bühnengesellschaften wendeten im Geschäftsjahr 2011/2012 
rd. 2,91 Mio. EUR für den Publikumsdienst auf. Rund 42,7 % dieser 
Aufwendungen entfielen 2011/2012 auf die Burgtheater GmbH, die 
mehrere Spielstätten mit unterschiedlichem Fassungsvermögen betrieb. 
Rund 37,4 % der Aufwendungen für den Publikumsdienst entfielen auf 
die Wiener Staatsoper GmbH und rd. 19,9 % auf die Volksoper Wien 
GmbH. Bei der Burgtheater GmbH stiegen die Aufwendungen für den 
Publikumsdienst von 2009/2010 bis 2011/2012 um rd. 15,1 %, weil im 
Geschäftsjahr 2009/2010 eine Spielstätte teilweise geschlossen war. Bei 
der Wiener Staatsoper GmbH stiegen die Aufwendungen für den Publi-
kumsdienst von 2009/2010 bis 2011/2012 um rd. 3,8 % und bei der 
Volksoper Wien GmbH um rd. 2,5 %.

Die Interne Revision der Bundestheater–Holding GmbH hielt 2011 fest, 
dass seit der vom Österreichischen Bundestheaterverband 1996 durch-
geführten Ausschreibung keine grundlegende Evaluierung des Umfangs 
der bezogenen Leistungen stattgefunden hatte. 

Tabelle 13:  Aufwendungen für den Publikumsdienst bei den Bühnengesellschaften des 
Bundestheater–Konzerns, Anteil 2011/2012 und Veränderung 2009/2010  
bis 2011/2012 

2009/2010 2010/2011 2011/2012 Anteil 
2011/2012

Veränderung 
2009/2010  

bis 2011/2012

in EUR in %

Wiener Staatsoper GmbH 1.050.093 1.128.317 1.090.069 37,4 + 3,8 

Volksoper Wien GmbH 564.914 603.510 579.233 19,9 + 2,5 

Burgtheater GmbH 1.080.116 1.121.490 1.242.713 42,7 + 15,1 

Summe 2.695.123 2.853.317 2.912.015 100,0 + 8,0 

rundungsbedingte Abweichungen möglich 

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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Die Bundestheater–Holding GmbH beauftragte daher im Dezember 2011 
ein externes Beratungsunternehmen mit einer Evaluierung der Einspa-
rungspotenziale beim Publikumsdienst der Wiener Staatsoper GmbH, der 
Burgtheater GmbH und der Volksoper Wien GmbH. Im November 2012 
berichtete der Geschäftsführer dem Aufsichtsrat der Bundestheater–Hol-
ding GmbH, dass das Beratungsunternehmen bereits rd. 97.000 EUR 
beim Publikumsdienst der Wiener Staatsoper GmbH eingespart habe: 
ein neues Zeit– und ein neues Provisionsmodell seien eingeführt und der 
Einsatz der Billeteure und des Garderobepersonals flexibilisiert worden. 
Das Beratungsunternehmen stellte zusätzliche rd. 160.000 EUR durch 
eine weitere Flexibilisierung beim Einsatz der Billeteure, des Gardero-
bepersonals und der Wartefrauen bei der Wiener Staatsoper GmbH und 
der Burgtheater GmbH sowie durch den Einsatz automatischer Garde-
robesysteme bei der Volksoper Wien GmbH in Aussicht. 

 39.2 Der RH kritisierte, dass die Bundestheater–Holding GmbH erst 16 Jahre 
nach Vertragsbeginn die bezogenen Leistungsmengen des Publikums-
dienstes überprüfen ließ und aufgrund des Ergebnisses Einsparungen 
realisierte bzw. voraussichtlich realisieren wird, die rd. 8,8 % der Auf-
wendungen des Geschäftsjahrs 2011/2012 für den Publikumsdienst 
betrugen. 

Der RH kritisierte weiters, dass die Bundestheater–Holding GmbH die 
Rahmenvereinbarung für den Publikumsdienst in den Bühnengesell-
schaften seit 1999 nicht ausschrieb. 

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, die Rahmenverein-
barung für den Publikumsdienst spätestens alle fünf Jahre auszuschrei-
ben und die bezogenen Leistungsmengen des Publikumsdienstes regel-
mäßig zu überprüfen. 

 39.3 Die Bundestheater–Holding GmbH wies in ihrer Stellungnahme 
darauf hin, dass sie laufend den Markt für Sicherheitsdienstleistungen 
be obachtet habe. Auch sei ein Unternehmensberater beauftragt worden, 
die Angemessenheit der Preise des derzeitigen Anbieters zu untersu-
chen. Da diese Untersuchung eine äußerst geringe Gewinnmarge des 
derzeitigen Anbieters ergeben hätte, müsse im Falle einer Ausschreibung 
mit durchgehend höherpreisigen Angeboten, also einem betriebswirt-
schaftlich nachteiligen Ergebnis, gerechnet werden. Die Erfahrungen 
bei den Opernbällen der letzten Jahre hätten diese Annahme bestätigt. 

Die Bundestheater–Holding GmbH beabsichtige daher, die Empfehlung 
des RH auf andere Weise umzusetzen. Sie prüfe derzeit die Möglich-
keit, den Publikumsdienst an angestelltes Personal zu übertragen („In–
Sourcing“). Verhandlungen über den Abschluss eines Kollektivvertrages 
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für dieses anzustellende Personal würden in Kürze aufgenommen wer-
den. Sollten diese Verhandlungen keine Lösung erbringen, die betriebs-
wirtschaftlich mit dem Istzustand zumindest gleichwertig wäre, würde 
jedenfalls eine Neuausschreibung des Publikumsdienstes erfolgen. Der 
Empfehlung des RH folgend, würde die Bundestheater–Holding GmbH 
diese Ausschreibung für die Bühnengesellschaften durchführen.

Die vom Beratungsunternehmen in Aussicht gestellten Einsparungen 
von weiteren rd. 160.000 EUR könnten nicht realisiert werden, weil 
sie den Betriebsabläufen und behördlichen Auflagen nicht gerecht wer-
den würden.

 39.4 Der RH merkte kritisch an, dass die Bundestheater–Holding GmbH 
für die Prüfung der Angemessenheit der Preise des Publikumsdienstes 
bzw. zur Feststellung eines allenfalls möglichen Potenzials nicht eine 
Ausschreibung vornahm, sondern Beratungsleistungen beanspruchte. 
Der RH wies darauf hin, dass bei einer Neuorganisation des Publi-
kumsdienstes Kosten–Nutzen–Überlegungen im Vordergrund stehen 
sollten sowie auch freie und geeignete Personalressourcen im Bereich 
des Bundes zu berücksichtigen wären.

 40.1  Der Österreichische Bundestheaterverband — die Vorgängerorganisa-
tion des Bundestheater–Konzerns — schrieb 1993 und 1996 die Rei-
nigungsleistungen aus. Von 1996 bis 2000 bezogen alle Gesellschaf-
ten des Bundestheater–Konzerns Reinigungsleistungen vom Bestbieter 
der letzten Ausschreibung, reinigten aber auch weiter mit angestell-
tem Personal. Nach Gründung der Bundestheater–Holding GmbH im 
Jahr 1999 trat diese als Rechtsnachfolgerin des Österreichischen Bun-
destheaterverbands in die Rahmenvereinbarung mit dem Bestbieter ein. 

Ab 2000 bezog die Burgtheater GmbH Reinigungsleistungen teilweise, 
ab 2004 zur Gänze von einem anderen als dem vom Österreichischen 
Bundestheaterverband im Jahr 1996 beauftragten Unternehmen. Die 
Volksoper Wien GmbH reinigte ab 2003 ausschließlich mit angestell-
tem Personal. 
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Die Bundestheater–Holding GmbH und ihre Tochtergesellschaften wen-
deten im Geschäftsjahr 2011/2012 rd. 2,45 Mio. EUR für Reinigung auf. 
Rund 40,7 % dieser Aufwendungen entfielen 2011/2012 auf die Wiener 
Staatsoper GmbH, rd. 25,5 % auf die Burgtheater GmbH und rd. 20,8 % 
auf die Volksoper Wien GmbH. Bei dieser stiegen die Aufwendungen 
für die Reinigung von 2009/2010 bis 2011/2012 um rd. 7,8 % oder 
rd. 37.000 EUR, wohingegen sie bei der Burgtheater GmbH um rd. 7,2 % 
oder rd. 48.000 EUR sanken.

Die Volksoper Wien GmbH verglich 2003/2004 die Kosten ihres nunmehr 
zur Gänze angestellten Reinigungspersonals mit den Kosten, die eine 
Reinigung durch das vom Österreichischen Bundestheaterverband 1996 
beauftragte Unternehmen verursacht hätte. In dieser Vergleichsrech-
nung kam sie zum Ergebnis, dass die Reinigung durch angestelltes Rei-
nigungspersonal weniger koste als durch das Reinigungsunternehmen. 

Die Volksoper Wien GmbH übergab der mit der Effizienzanalyse beauf-
tragten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 2010 eine Vergleichsrechnung 
für die Geschäftsjahre 2007/2008 und 2008/2009, in der sie für beide 
Geschäftsjahre zum Ergebnis kam, dass die Reinigung durch angestell-
tes Reinigungspersonal weniger koste als durch das Reinigungsunter-
nehmen. Die Interne Revision der Bundestheater–Holding GmbH kriti-
sierte 2011 jedoch die Vergleichsrechnung der Volksoper Wien GmbH, 
weil sie für die Geschäftsjahre 2007/2008 und 2008/2009 die Vergleichs-
rechnung aus 2003/2004 fortgeschrieben hatte, ohne den tatsächlichen 
Reinigungsbedarf und die tatsächlichen Stundensätze des vom Öster-
reichischen Bundestheaterverband 1996 beauftragten Unternehmens zu 
berücksichtigen. 

Die folgende Tabelle stellt die durchschnittlichen Kosten des angestell-
ten Reinigungspersonals bei den Tochtergesellschaften der Bundesthe-
ater–Holding GmbH den durchschnittlichen Kosten einer bei beauftrag-
ten Unternehmen angestellten Reinigungskraft gegenüber:
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Von 2009/2010 bis 2011/2012 verursachte bei drei Tochtergesellschaften 
der Bundestheater–Holding GmbH, die sowohl über angestelltes Reini-
gungspersonal verfügten als auch Reinigungsleistungen bezogen, eine 
bei einem beauftragten Unternehmen angestellte Reinigungskraft gerin-
gere Kosten als eine angestellte Reinigungskraft. Dies war u.a. auf die 
unterschiedliche Altersstruktur sowie auf Unterschiede bei den zugrunde 
liegenden Dienstverhältnissen und den angefallenen Überstunden bei 
den beiden Personengruppen zurückzuführen. Die Interne Revision kri-
tisierte 2011, dass für eine Vergleichsrechnung der Reinigungskosten im 
Bundestheater–Konzern keine aussagekräftigen Daten vorlagen und die 
Bundestheater–Holding GmbH keine Vorgaben für die Erstellung von 
Vergleichsrechnungen machte. 

Im Geschäftsjahr 2011/2012 waren im Bundestheater–Konzern 61,57 VZÄ 
als Reinigungskräfte beschäftigt. 

Die Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns beauftragten folgende 
Unternehmen mit Reinigungsleistungen:

Im Geschäftsjahr 2011/2012 bezogen die Gesellschaften des Bundesthe-
ater–Konzerns rd. 91,7 % ihrer Reinigungsleistungen von zwei Unter-
nehmen: rd. 59,1 % vom Unternehmen A und rd. 32,6 % vom Unter-
nehmen B.

Die Interne Revision kritisierte 2011, dass es bei den Gesellschaften des 
Bundestheater–Konzerns keine aktuellen Verzeichnisse der durchzufüh-
renden Reinigungsleistungen gab, unabhängig davon, ob diese durch 
angestelltes Personal oder dritte Unternehmen durchgeführt wurden. 
Die Interne Revision empfahl eine kritische Durchsicht der vorhandenen 
Leistungsverzeichnisse. 2012 stellte die Interne Revision fest, dass ein-

Tabelle 16:  Anteil der Auftragnehmer für Reinigungsleistungen bei den Gesellschaften 
des Bundestheater–Konzerns, gemessen an den Gesamtaufwendungen dafür 

Auftragnehmer
 

2009/2010 2010/2011 2011/2012 Veränderung 
2009/2010 bis 

2011/2012

in %

Unternehmen A 46,8 51,0 59,1 + 26,3 

Unternehmen B 46,1 40,7 32,6 – 29,3 

Zwischensumme 92,9 91,7 91,7 – 1,3 

Sonstige 7,1 8,3 8,3 + 16,9 

Summe 100,0 100,0 100,0  

rundungsbedingte Abweichungen möglich

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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zelne Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns ihre vorhandenen Leis-
tungsverzeichnisse kritisch durchgesehen hatten, aber keine Synergie-
effekte für den Bundestheater–Konzern erkennbar waren.  

 40.2 Der RH kritisierte, dass die Bundestheater–Holding GmbH die Reini-
gungsleistungen seit 1999 nicht ausschrieb und die bezogenen Leis-
tungsmengen seither nicht überprüfte. Ferner kritisierte der RH, dass 
die Bundestheater–Holding GmbH die Reinigungsleistungen nicht kon-
zernweit koordinierte. Durch den Bezug von Reinigungsleistungen von 
zwei Unternehmen und den Einsatz angestellter Reinigungskräfte war 
die Nutzung von Synergien erschwert. Schließlich kritisierte der RH, 
dass die Bundestheater–Holding GmbH keine Vorgaben für die Erstel-
lung von Vergleichsrechnungen machte. Dadurch lag keine aussage-
kräftige Grundlage für die Entscheidung zwischen angestelltem Rei-
nigungspersonal und bezogenen Reinigungsleistungen vor.

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, Reinigungsleis-
tungen spätestens alle fünf Jahre auszuschreiben und die bezogenen 
Leistungsmengen regelmäßig zu überprüfen. Der RH empfahl der Bun-
destheater–Holding GmbH weiters, Vorgaben für die Erstellung von Ver-
gleichsrechnungen zu machen, um diesbezüglich eine aussagekräftige 
Grundlage für die Entscheidung zwischen angestelltem Reinigungsper-
sonal und bezogenen Reinigungsleistungen zu erhalten.

 40.3 Die Bundestheater–Holding GmbH bezeichnete sich in ihrer Stellung-
nahme als vom Gesetzgeber „eingeschränkte Führungsholding“. Ihr 
obläge die strategische Führung ihrer Tochtergesellschaften. Im Rah-
men dieser Aufgabenstellung sei sie bemüht, auch den Bezug gleicher 
Leistungen der Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns zu koordi-
nieren. 

Nach der bestehenden Rechtslage sei es nicht Aufgabe der Bundesthe-
ater–Holding GmbH, etwa die erforderlichen Mengen für Reinigungs-
leistungen in den Tochtergesellschaften zu erheben und zu überprüfen. 
In diesem Zusammenhang müsse darauf hingewiesen werden, dass in 
den Tochtergesellschaften eine Vielzahl gleicher, für den Betriebsab-
lauf erforderlicher Leistungen anfallen würden. Wenn der RH davon 
ausginge, dass die Erhebung sämtlicher vergleichbarer Leistungsprofile 
und die dementsprechenden Vertragsabschlüsse Aufgaben der Bundes-
theater–Holding GmbH sein sollten, so verkenne er nicht nur die der 
Bundestheater–Holding GmbH übertragene, primär strategische Aufga-
benstellung, sondern übersehe auch die aufgrund der eingeschränkten 
personellen Ressourcen tatsächlich gegebenen Handlungsmöglichkeiten.  
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Mit Rücksicht auf die den Bühnengesellschaften im BThOG eingeräumte 
Autonomie könne die Bundestheater–Holding GmbH die Tochtergesell-
schaften nicht in jedem einzelnen Geschäftsbereich, sondern nur in den 
für die strategische Führung des Konzerns maßgeblichen Geschäftsbe-
reichen, etwa dem Publikumsdienst, koordinieren.

 40.4 Der RH erwiderte auf die grundsätzlichen Anmerkungen der Bundes-
theater–Holding GmbH, dass diese ihre Tochtergesellschaften nicht 
nur beim Bezug der Leistungen des Publikumsdiensts (siehe TZ 39) 
koordinierte, sondern auch beim Bezug von Versicherungsleistungen, 
der Leistungen von Rechtsberatern und Abschlussprüfern sowie von 
Strom und Fernwärme (siehe TZ 38). Der RH erachtete es im Hinblick 
auf die Höhe der Aufwendungen für zweckmäßig, die Reinigung kon-
zernweit zu koordinieren, zumal im Unternehmenskonzept die Aufgabe 
vorgesehen war, bei den Tochtergesellschaften Rationalisierungsmaß-
nahmen zu fördern und einzufordern (siehe TZ 38). 

Wie in TZ 39 ausgeführt, hielt der RH die Überprüfung der bezogenen 
Leistungsmengen im Publikumsdienst durch ein externes Beratungs-
unternehmen für wirtschaftlich und zweckmäßig. Diese Vorgangsweise 
wäre auch bei der Reinigung durchzuführen. 

 41.1 (1) Die Bundestheater–Holding GmbH und ihre Tochtergesellschaften 
bezogen bis 2011/2012 alle Festnetz– und Mobiltelefonieleistungen 
von einem Unternehmen, das 2003 als Bestbieter einer Ausschreibung 
hervorgegangen war und seine Telefontarife zuletzt 2010 angepasst 
hatte. Ab 2011/2012 bezog die Volksoper Wien GmbH ihre Telefonie-
leistungen von einem anderen Unternehmen, von dem sie Sponsoring-
mittel erhielt. Eine weitere Konzerngesellschaft plante 2012, ihre Tele-
fonieleistungen von einem anderen Unternehmen zu beziehen, setzte 
diesen Plan auf Betreiben der Bundestheater–Holding GmbH jedoch 
nicht um. 
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Die Bundestheater–Holding GmbH und ihre Tochtergesellschaften wen-
deten im Geschäftsjahr 2011/2012 rd. 1,09 Mio. EUR für Festnetz– und 
Mobiltelefonieleistungen auf, rd. 40,0 % dieser Aufwendungen entfielen 
auf die Burgtheater GmbH, rd. 22,1 % auf die Wiener Staatsoper GmbH 
und rd. 18,5 % auf die Volksoper Wien GmbH. Bei der Burgtheater GmbH 
stiegen die Aufwendungen für Festnetz– und Mobiltelefonieleistungen 
von 2009/2010 bis 2011/2012 um rd. 9,1 %, bei den anderen Gesellschaf-
ten des Bundestheater–Konzerns sanken diese Aufwendungen. 

Die Interne Revision empfahl 2012, Mobiltelefonieleistungen im Bun-
destheater–Konzern nur von einem Unternehmen zu beziehen. Die Bun-
destheater–Holding GmbH gab dem RH bekannt, an der Umsetzung die-
ser Empfehlung zu arbeiten. 

(2) Die Bundestheater–Holding GmbH und ihre Tochtergesellschaften 
— vorwiegend die Bühnengesellschaften — beauftragten u.a. den Druck 
von Programmheften, Abendzetteln, Tagesplakaten und Leporellos bei 
dritten Unternehmen. 

Tabelle 17:  Aufwendungen für Festnetz– und Mobiltelefonieleistungen bei den  
Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns, Anteil 2011/2012 und  
Veränderung 2009/2010 bis 2011/2012 

2009/2010 2010/2011 2011/2012 Anteil 
2011/2012

Veränderung 
2009/2010 bis 

2011/2012

in EUR in %

Bundestheater–Holding GmbH 51.051 49.481 50.305 4,6 – 1,5 

ART for ART Theaterservice GmbH 180.890 201.932 162.255 14,8 – 10,3 

Wiener Staatsoper GmbH 243.729 238.888 240.918 22,1 – 1,2 

Volksoper Wien GmbH 204.059 204.245 202.291 18,5 – 0,9 

Burgtheater GmbH 399.984 419.902 436.421 40,0 + 9,1 

Summe 1.079.713 1.114.448 1.092.190 100,0 + 1,2

rundungsbedingte Abweichungen möglich

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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Die Bühnengesellschaften wendeten im Geschäftsjahr 2011/2012 
rd. 1,32 Mio. EUR für Druckleistungen auf. Rund 49,9 % dieser Auf-
wendungen entfielen im Geschäftsjahr 2011/2012 auf die Wiener Staats-
oper GmbH, rd. 29,2 % auf die Burgtheater GmbH und rd. 19,7 % auf die 
Volksoper Wien GmbH. Die Aufwendungen bei der Burgtheater GmbH 
sanken um rd. 21,2 %, bei der Wiener Staatsoper GmbH und der Volks-
oper Wien GmbH stiegen bzw. sanken sie geringfügig.

Die Bühnengesellschaften des Bundestheater–Konzerns beauftragten die 
folgenden Unternehmen mit Druckleistungen:

Tabelle 18:  Aufwendungen für Druckleistungen bei den Gesellschaften des  
Bundes theater–Konzerns, Anteil 2011/2012 und Veränderung 2009/2010  
bis 2011/2012 

 
 

2009/2010 2010/2011 2011/2012 Anteil 
2011/2012

Veränderung 
2009/2010 bis 

2011/2012

in EUR in %

Bundestheater–Holding GmbH 739 377 1.104 0,1 + 49,4 

ART for ART Theaterservice GmbH 7.109 2.999 14.125 1,1 + 98,7 

Wiener Staatsoper GmbH 629.332 575.645 656.550 49,9 + 4,3 

Volksoper Wien GmbH 269.897 273.888 259.227 19,7 – 4,0 

Burgtheater GmbH 487.554 411.502 384.120 29,2 – 21,2 

Summe 1.394.631 1.264.411 1.315.126 100,0 – 5,7 

rundungsbedingte Abweichungen möglich

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH

Tabelle 19:  Anteil der Auftragnehmer für Druckleistungen für die Bühnengesellschaften 
des Bundestheater–Konzerns, gemessen an den Gesamtaufwendungen dafür 

Auftragnehmer 2009/2010 2010/2011 2011/2012 Veränderung 
2009/2010 bis 

2011/2012

in %

Unternehmen C 62,0 49,9 51,5 – 16,9 

Unternehmen D 24,9 26,5 25,8 + 3,6 

Unternehmen E 11,2 19,1 12,4 + 10,7 

Unternehmen F 0,9 3,1 8,2 + 811,1 

Zwischensumme 99,0 98,6 97,9 – 1,1 

Sonstige 1,0 1,4 2,1 + 110,0 

Summe 100,0 100,0 100,0  

rundungsbedingte Abweichungen möglich

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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Im Geschäftsjahr 2011/2012 bezogen die Bühnengesellschaften rd. 97,9 % 
ihrer Druckleistungen von vier Unternehmen: Unternehmen C erhielt 
rd. 51,5 %, Unternehmen D erhielt rd. 25,8 %, Unternehmen E erhielt 
rd. 12,4 % und Unternehmen F rd. 8,2 % der Druckaufträge. Die rest-
lichen rd. 2,1 % der im Geschäftsjahr 2011/2012 vom Bundestheater–
Konzern bezogenen Druckleistungen teilten sich auf mehrere Unter-
nehmen auf.

Die Interne Revision wies 2011 darauf hin, dass das Unternehmen C 
bei den Bühnengesellschaften eine dominante Stellung innehatte. Bis 
2011/2012 verringerte sich dessen Anteil an den Gesamtaufwendungen 
für Druckleistungen um rd. 16,9 %, weil die Wiener Staatsoper GmbH 
seit 2011/2012 ihre Druckleistungen verstärkt vom Unternehmen F, das 
bis dahin einen geringen Anteil an den Druckaufträgen des Bundesthe-
ater–Konzerns hatte, bezog. 

Der RH stellte fest, dass die Bundestheater–Holding GmbH die Druck-
leistungen bisher nicht ausgeschrieben hatte.  

 41.2 Der RH kritisierte, dass die Gesellschaften des Bundestheater–Kon-
zerns ab 2011/2012 Mobiltelefonieleistungen von zwei Unternehmen 
bezogen. Dadurch war die Nutzung von Synergien im Bundesthea-
ter–Konzern erschwert. Der RH kritisierte weiters, dass die Bundes-
theater–Holding GmbH die Druckleistungen für die Gesellschaften des 
Bundestheater–Konzerns bisher nicht zentral ausschrieb. Dies obwohl 
beträchtliche Druckkosten von durchschnittlich rd. 1,32 Mio. EUR 
jährlich anfielen. 

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, die Mobiltelefonie-
leistungen und die Druckleistungen für alle Gesellschaften des Bundes-
theater–Konzerns auszuschreiben.

 41.3 Die Bundestheater–Holding GmbH hielt in ihrer Stellungnahme fest, 
dass neben der Volksoper Wien GmbH seit 2013 auch die Burgtheater 
GmbH ihre Mobiltelefonieleistungen von einem Unternehmen beziehe, 
von dem sie Sponsoringmittel erhalte. Gemäß BThOG zähle die „Ver-
marktung des künstlerischen Angebotes“ und die „Wahrnehmung von 
Marketingaufgaben und Öffentlichkeitsarbeit“ zu den Aufgaben der 
Bühnengesellschaften. Da nunmehr sowohl Volksoper Wien GmbH als 
auch Burgtheater GmbH von den Lieferanten ihrer Mobiltelefonieleis-
tungen Sponsoringmittel erhielten, würde die Umsetzung der Empfeh-
lung des RH in den gesetzlich vorgesehenen Aufgabenbereich dieser 
Bühnengesellschaften eingreifen.

Sinngemäß gelte dasselbe für die Ausschreibung der Druckleistungen.
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Im Übrigen verwies die Bundestheater–Holding GmbH in ihrer Stel-
lungnahme auf ihre Ausführungen in TZ 40.3. 

 41.4 Der RH wies darauf hin, dass die Bundestheater–Holding GmbH sich 
im Rahmen der Gebarungsüberprüfung durch den RH zu ihrem Ziel 
bekannt hatte, alle Mobiltelefonieleistungen im Bundestheater–Kon-
zern von einem Unternehmen zu beziehen (s.o. TZ 41.1). 

Der RH verkannte nicht, dass die Bühnengesellschaften gemäß BThOG 
für die Wahrnehmung von Marketingaufgaben — z.B. den Abschluss 
einer Sponsoringvereinbarung — zuständig waren, verwies jedoch ins-
besondere bei der Burgtheater GmbH bei den Festnetz– und Mobilte-
lefonieleistungen auf deren Höhe, den rund doppelt so hohen Anteil 
gegenüber den anderen Bühnengesellschaften sowie auf den Anstieg 
von rd. 9,1 % (2009/2010 bis 2011/2012).

Der RH sah es als Aufgabe der Bundestheater–Holding GmbH, in Ver-
gleichsrechnungen und durch Ausschreibungen die Synergiemöglich-
keiten des gemeinsamen Bezugs konzernweit gleicher Leistungen zu 
ermitteln. Eine derartige Vergleichsrechnung lag für die Telefonieleis-
tungen und die Druckleistungen im Bundestheater–Konzern nicht vor. 
Der RH ging daher weiterhin von Synergiemöglichkeiten für den gesam-
ten Bundestheater–Konzern bei gemeinsamem Bezug aus. Der RH blieb 
daher bei seiner Empfehlung, die Telefonieleistungen und die Druck-
leistungen für alle Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns auszu-
schreiben.

 42.1 (1) Der RH errechnete den Durchschnitt der Bargeldbestände, die sich 
von 30. September 2009 bis 31. August 2012 in den Kassen der Gesell-
schaften des Bundestheater–Konzerns befanden:

Kassaführung
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Vier Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns hatten zwei oder mehr 
Kassen; eine davon war die Hauptkassa, die über deutlich höhere Bar-
geldbestände als die anderen Kassen zusammen verfügte. Drei Gesell-
schaften des Bundestheater–Konzerns hatten von 30. September 2009 
bis 31. August 2012 jeweils zum Monatsletzten in den Kassen durch-
schnittliche Bargeldbestände von über 100.000 EUR, eine hatte durch-
schnittlich rd. 35.000 EUR und eine 216 EUR. 

(2) Die Bundestheater–Holding GmbH und die ART for ART Theater-
service GmbH bezahlten ausschließlich Materialbeschaffungen in bar. 
Die Wiener Staatsoper GmbH, die Burgtheater GmbH und die Volks-
oper Wien GmbH bezahlten auch Gagen, Honorare und Reisekosten von 
Künstlern, die nicht Mitglied im Ensemble waren (Gastkünstler), in bar.

Tabelle 20:  Anzahl der Kassen und durchschnittliche Bargeldbestände in den Kassen der 
Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns von 30. September 2009  
bis 31. August 2012, jeweils zum Monatsletzten 

 
Kassen durchschnittlicher 

Bargeldbestand in den Kassen1

Anzahl in EUR

Konzerngesellschaft 1 1 216 

Konzerngesellschaft 2 8 109.010 

Konzerngesellschaft 3 2 107.986 

Konzerngesellschaft 4 8 34.954 

Konzerngesellschaft 5 6 138.565 
1 Auswertungszeitraum: 30. September 2009 bis 31. August 2012

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH 

Tabelle 21:  Barauszahlungen insgesamt und an Gastkünstler sowie Anteil der Barauszah-
lungen an Gastkünstler (Gagen, Honorare und Reisekosten) an den Baraus-
zahlungen insgesamt bei der Wiener Staatsoper GmbH, der Burgtheater GmbH 
und der Volksoper Wien GmbH, Summe 2009/2010 bis 2011/2012 

 

Barauszahlungen 
insgesamt

Barauszahlungen an 
Gastkünstler

Anteil der 
Barauszahlungen an 
Gastkünstler an den 

Barauszahlungen 
insgesamt

in Mio. EUR in %

Wiener Staatsoper GmbH 1,21 1,07 88,4

Burgtheater GmbH 7,13 2,80 39,3

Volksoper Wien GmbH 0,57 0,07 12,3

Summe 8,91 3,94 44,2 

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH 
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In den Geschäftsjahren 2009/2010 bis 2011/2012 betrugen die Baraus-
zahlungen an Gastkünstler bzw. der Anteil der Barauszahlungen an Gast-
künstler an den Barauszahlungen insgesamt bei der Wiener Staatsoper 
GmbH rd. 1,07 Mio. EUR oder rd. 88,4 %, bei der Burgtheater GmbH 
rd. 2,80 Mio. EUR oder rd. 39,3 % und bei der Volksoper Wien GmbH 
rd. 0,07 Mio. EUR oder rd. 12,3 %. Der Anteil der Barauszahlungen der 
Burgtheater GmbH an der Summe der Barauszahlungen der drei Büh-
nengesellschaften lag bei rd. 80 %.

(3) Die Wiener Staatsoper GmbH, die Burgtheater GmbH und die Volks-
oper Wien GmbH überwiesen Gagen, Honorare und Reisekosten teilweise 
auf die Bankkonten der Gastkünstler, teilweise zahlten sie diese bar aus.

 

Von 2009/2010 bis 2011/2012 zahlten die Wiener Staatsoper GmbH 
rd. 4,6 %, die Burgtheater GmbH rd. 17,1 % und die Volksoper Wien 
GmbH rd. 1,0 % der Gagen, Honorare und Reisekosten an Gastkünst-
ler in bar aus. Der Anteil der Barauszahlungen der Burgtheater GmbH 
an Gastkünstler an den Barauszahlungen der drei Bühnengesellschaf-
ten an Gastkünstler lag bei rd. 71,1 %.

(4) Die Bundestheater–Holding GmbH und die ART for ART Theaterser-
vice GmbH überwiesen in den Geschäftsjahren 2009/2010 bis 2011/2012 
alle Bezüge und Bezugsvorschüsse auf die Bankkonten ihrer Beschäf-
tigten. 

Die Volksoper Wien GmbH zahlte zwei Mal an einen Beschäftigten ins-
gesamt 1.000 EUR an Bezügen in bar aus. Die Wiener Staatsoper GmbH 
zahlte drei Mal an drei Beschäftigte insgesamt 4.711 EUR in bar aus. 

Tabelle 22:  Anteil der Barauszahlungen an Gastkünstler an den Zahlungen an  
Gastkünstler insgesamt, Summe 2009/2010 bis 2011/2012  

 Zahlungen an 
Gastkünstler insgesamt

Barauszahlungen an 
Gastkünstler

Anteil der Baraus-
zahlungen an 

Gastkünstler an 
den Zahlungen an 

Gastkünstler insgesamt

in Mio. EUR in %

Wiener Staatsoper GmbH 23,06 1,07 4,6

Burgtheater GmbH 16,36 2,80 17,1

Volksoper Wien GmbH 6,97 0,07 1,0

Summe 46,39 3,94 8,5

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH 
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Die Burgtheater GmbH zahlte in den Geschäftsjahren 2009/2010 bis 
2011/2012  229–mal an Beschäftigte insgesamt 288.623 EUR an Bezü-
gen und Bezugsvorschüssen in bar aus. 

Die höchste Anzahl an bar ausbezahlten Bezügen oder baren Bezugs-
vorschüssen von allen Beschäftigten der Burgtheater GmbH betraf 
in den Geschäftsjahren 2009/2010 bis 2011/2012 den künstlerischen 
Geschäftsführer. Die Burgtheater GmbH leistete 39–mal Barzahlungen 
in der Höhe von 8,40 EUR bis 1.000 EUR (insgesamt 10.169,06 EUR), 
die den künstlerischen Geschäftsführer betrafen, bei denen aber nicht 
unmittelbar erkennbar war, ob es sich um eine dienstliche Veranlassung 
handelte; deshalb verbuchte die Burgtheater GmbH diese Zahlungen als 
Bezugsvorauszahlung des künstlerischen Geschäftsführers. Am Ende des 
Geschäftsjahrs behielt die Burgtheater GmbH jene Zahlungen, die nicht 
dienstlich veranlasst waren, von den jeweils für ein Geschäftsjahr im 
Nachhinein abgerechneten Regiehonoraren des künstlerischen Geschäfts-
führers ein. Die Burgtheater GmbH gab dem RH bekannt, dass sie diese 
Vorgangsweise künftig nicht mehr anwenden werde. 

Der künstlerische Geschäftsführer der Burgtheater GmbH erhielt von 
dieser neben seinen Bezügen auch Honorare als Regisseur. Im Juli 2010 
erteilte er der kaufmännischen Geschäftsführerin eine Vollmacht, für 
ihn ein Honorar von 40.000 EUR, auf das er als Regisseur eines mit dem 
Salzburger Festspielfonds koproduzierten Stückes Anspruch hatte, bei 
der Hauptkasse der Burgtheater GmbH in bar zu beheben und ihm aus-
zuzahlen; dies erledigte sie am 26. Juli 2010. Auf Anraten seiner Steuer-
beraterin entschied sich der künstlerische Geschäftsführer jedoch nach-
träglich gegen eine Barauszahlung des Honorars und zahlte den Betrag 
am 27. August 2010 bei der Hauptkassa der Burgtheater GmbH wieder 
in bar ein. 

(5) Eine Kenngröße der Verwaltungsaufwendungen für die Barauszah-
lungen bei den Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns war die 
Anzahl der Buchungszeilen auf dem Buchhaltungskonto der jewei-
ligen Hauptkassa. So umfasste das Buchhaltungskonto der Hauptkassa 
der Burgtheater GmbH von 1. September 2009 bis 31. August 2012 
rd. 20.000 Buchungszeilen, das Buchhaltungskonto der Hauptkassa der 
Wiener Staatsoper GmbH rd. 9.100 Buchungszeilen und jenes der Volks-
oper Wien GmbH rd. 7.600 Buchungszeilen. 

(6) Bei der Bundestheater–Holding GmbH gab es keine schriftlichen 
Richtlinien, wonach die Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns 
Barauszahlungen möglichst vermeiden und den Kassastand möglichst 
niedrig halten sollten. 
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 42.2  Der RH kritisierte die hohen Bargeldbestände von jeweils über 
100.000 EUR in den Kassen von drei Gesellschaften des Bundesthea-
ter–Konzerns, weil dadurch ein erhöhtes Sicherheitsrisiko bestand.  

Weiters kritisierte der RH, dass die Bühnengesellschaften von 2009/2010 
bis 2011/2012  8,91 Mio. EUR an Gagen, Honoraren und Reisekosten 
sowie Bezügen und Bezugsvorschüssen in bar auszahlten.

Der RH kritisierte insbesondere, dass die Burgtheater GmbH von 
2009/2010 bis 2011/2012 

–  rd. 7,13 Mio. EUR in bar auszahlte (das entsprach rd. 80 % der Baraus-
zahlungen der Bühnengesellschaften des Bundestheater–Konzerns), 

–  an ihre Beschäftigten rd. 290.000 EUR an Bezügen und Bezugsvor-
schüssen in bar auszahlte, 

–  Barauszahlungen leistete, die ihren Geschäftsführer betrafen, bei 
denen aber die dienstliche Veranlassung nicht unmittelbar erkenn-
bar war, sowie

–  rd. 2,80 Mio. EUR an Gagen, Honoraren und Reisekosten an Gastkünst-
ler in bar ausbezahlte (das waren mit rd. 71,1 % der höchste Anteil 
aller Barauszahlungen der Bühnengesellschaften des Bundestheater–
Konzerns an Gastkünstler).

Durch die Barauszahlungen bei den Gesellschaften des Bundestheater–
Konzerns fielen hohe Verwaltungsaufwendungen an.

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, alle Gesellschaften 
des Bundestheater–Konzerns schriftlich anzuweisen, 

–  Barauszahlungen und Kassastände auf ein unvermeidbares Minimum 
zu reduzieren,

–  alle Gagen, Honorare und Reisekosten an Gastkünstler grundsätzlich 
nur auf deren Bankkonten zu überweisen,

–  Barauszahlungen von Bezügen und von Bezugsvorschüssen an 
Beschäftigte grundsätzlich zu untersagen sowie 

–  aufgrund der hohen Anzahl und der hohen Beträge die Barauszah-
lungen einer vertieften Überprüfung zu unterziehen und solche ein-
schließlich einer Belegprüfung regelmäßig vorzusehen. 
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 42.3 Die Bundestheater–Holding GmbH gab in ihrer Stellungnahme bekannt, 
dass sie der Empfehlung des RH am 4. Februar 2014 durch eine Wei-
sung an alle Tochtergesellschaften vollinhaltlich entsprochen habe. Als 
Nachweis übersendete die Bundestheater–Holding GmbH dem RH eine 
Fotokopie dieser Weisung.

 42.4 Der RH stellte fest, dass die von der Bundestheater–Holding GmbH 
übersendete Weisung inhaltlich mit der Empfehlung des RH überein-
stimmte. Der RH ging davon aus, dass sich die Bundestheater–Holding 
GmbH selber auch an die ihren Tochtergesellschaften erteilte Weisung 
hielt.

 43.1 (1) Die Bundestheater–Holding GmbH hatte laut Unternehmenskon-
zept u.a. das Ziel, eine kostendeckende Preisgestaltung für die Leis-
tungen der ART for ART Theaterservice GmbH sicherzustellen und die 
Aufgabe, die Preisgestaltung der ART for ART Theaterservice GmbH 
zu genehmigen. 

Laut dem BThOG war die ART for ART Theaterservice GmbH bis zum 
31. August 2004 verpflichtet, ihre Leistungen an die anderen Gesell-
schaften des Bundestheater–Konzerns zu erbringen und diesen die Leis-
tungen kostendeckend zu verrechnen. 

Die Bundestheater–Holding GmbH vereinbarte 2004 vertraglich mit der 
Wiener Staatsoper GmbH, der Burgtheater GmbH und der Volksoper 
Wien GmbH, dass die ART for ART Theaterservice GmbH Entgelte für 
Leistungen an die Bühnengesellschaften nach dem Grundsatz der Kosten-
deckung festzulegen hatte. Die Bühnengesellschaften waren andererseits 
verpflichtet, Leistungen von der ART for ART Theaterservice GmbH zu 
beziehen. 

(2) Die ART for ART Theaterservice GmbH verrechnete den Bühnenge-
sellschaften seit 2004 Stundensätze für die Leistungen der Kostüm– und 
Dekorationswerkstätten, die sie mit diesen und der Bundestheater–Hol-
ding GmbH verhandelte. Jährlich im Nachhinein erstellte die ART for 
ART Theaterservice GmbH einen Betriebsabrechnungsbogen, in dem sie 
die tatsächlichen durchschnittlichen Kosten je Arbeitsstunde (Vollkosten) 
in den Kostüm– und Dekorationswerkstätten ermittelte. Sie stellte die 
verrechneten Stundensätze den tatsächlichen durchschnittlichen Kosten 
je Arbeitsstunde in den Kostüm– und Dekorationswerkstätten gegenüber: 

Überprüfung der Kos-
tendeckung bei der 
ART for ART Theater-
service GmbH 
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Die ART for ART Theaterservice GmbH stellte fest, dass sie für die Leis-
tungen der Kostüm– und Dekorationswerkstätten von 2009/2010 bis 
2011/2012 den Bühnengesellschaften um rd. 5,79 Mio. EUR weniger 
verrechnete als den tatsächlichen Kosten entsprach. 

(3) Die Interne Revision der Bundestheater–Holding GmbH hatte 2006 
kritisiert, dass die von der ART for ART Theaterservice GmbH an die 
Bühnengesellschaften verrechneten Stundensätze dem Grundsatz der 
Kostendeckung widersprachen. Die Interne Revision hatte der Bundes-
theater–Holding GmbH und der ART for ART Theaterservice GmbH 
empfohlen, kostendeckende Preise zu verrechnen. Die Bundestheater–
Holding GmbH setzte die Empfehlung der Internen Revision nicht um.

(4) Die mit der Effizienzanalyse beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft kritisierte 2010, dass die ART for ART Theaterservice GmbH von 
2003/2004 bis 2007/2008 für die Leistungen der Kostüm– und Deko-

Tabelle 23:  Durchschnittliche Kosten je Arbeitsstunde der ART for ART Theater service 
GmbH und die an die Bühnengesellschaften verrechneten Stundensätze 
und daraus resultierende Abweichungen in den Kostüm– und Dekorations-
werkstätten 

 
2009/2010 2010/2011 2011/2012 Summe 

2009/2010 bis 
2011/2012

Kostümwerkstätten in EUR

durchschnittliche Kosten je Arbeitsstunde 42,30 43,93 44,99  

verrechneter Stundensatz 37,94 37,94 37,94  

Abweichungen je Arbeitsstunde – 4,36 – 5,99 – 7,05  

 Anzahl

verrechnete Arbeitsstunden 93.987 112.685 109.880 316.552

 in Mio. EUR

Abweichungen Kostümwerkstätten  – 0,41  – 0,67  – 0,77  – 1,85

Dekorationswerkstätten in EUR

durchschnittliche Kosten je Arbeitsstunde 55,59 55,34 58,22  

verrechneter Stundensatz 47,23 47,23 47,23  

Abweichungen je Arbeitsstunde – 8,36 – 8,11 – 10,99  

 Anzahl

verrechnete Arbeitsstunden 144.966 145.053 141.125 431.144 

 in Mio. EUR

Abweichungen Dekorationswerkstätten  – 1,21  – 1,18  – 1,55  – 3,94

Abweichungen insgesamt  – 1,62  – 1,85  – 2,32  – 5,79

rundungsbedingte Abweichungen möglich 

Quellen: ART for ART Theaterservice GmbH; RH
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rationswerkstätten an die Bühnengesellschaften um rd. 7,51 Mio. EUR 
weniger verrechnete als den tatsächlichen Kosten entsprach. Die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, 
bei der ART for ART Theaterservice GmbH das Prinzip der Kosten deckung 
umzusetzen. Die Bundestheater–Holding GmbH lehnte dies ab, weil eine 
Veränderung der von der ART for ART Theaterservice GmbH verrech-
neten Preise zu einer unerwünschten grundsätzlichen Verteilungsdis-
kussion führen würde. 

Die Bundestheater–Holding GmbH beauftragte im Geschäfts-
jahr 2011/2012 einen Berater, ein Projekt zur weiteren Optimierung der 
Aufbau– und Ablauforganisation der Dekorationswerkstätten durchzu-
führen. In sieben Teilprojekten identifizierte der Berater Einsparungs-
potenziale von bis zu 735.000 EUR. Die schrittweise Umsetzung dieser 
Maßnahmen war ab dem Geschäftsjahr 2012/2013 geplant. 

 43.2  Der RH hob die Identifizierung von Einsparungspotenzialen in den 
Dekorationswerkstätten durch den von der Bundestheater–Holding 
GmbH beauftragten Berater positiv hervor. Der RH kritisierte jedoch, 
dass die Bundestheater–Holding GmbH die kostendeckende Preisge-
staltung der ART for ART Theaterservice GmbH nicht sicherstellte. 
Dadurch konnte die ART for ART Theaterservice GmbH für die Leis-
tungen der Kostüm– und Dekorationswerkstätten an die Bühnenge-
sellschaften von 2009/2010 bis 2011/2012 um rd. 5,79 Mio. EUR weni-
ger verrechnen, als den tatsächlichen Kosten entsprach. 

Der RH empfahl der Bundestheater–Holding GmbH, die identifizierten 
Einsparungspotenziale bei der Preisgestaltung für die Leistungen der 
Kostüm– und Dekorationswerkstätten der ART for ART Theaterservice 
GmbH an die Bühnengesellschaften zu nutzen. 

 44.1 Das Regierungsprogramm vom 28. Oktober 2008 für die XXIV. Gesetz-
gebungsperiode sah „eine Evaluierung der Bundestheaterorganisation 
in organisatorischer und struktureller Hinsicht“ vor. 

Die Evaluierung des Bundestheater–Konzerns umfasste einerseits eine 
rechtliche Evaluierung von Bereichen des Bundestheater–Konzerns sowie 
andererseits eine Effizienzanalyse der Bundestheater–Holding GmbH, 
der Wiener Staatsoper GmbH, der Volksoper Wien GmbH, der Burgthe-
ater GmbH und der ART for ART Theaterservice GmbH. 

Aufträge des  
Kulturressorts

Evaluierung des Bundestheater–Konzerns 
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–  Am 12. März 2009 erteilte das Kulturressort einer Rechtsanwalts-
kanzlei (Rechtsanwaltskanzlei 1) den Auftrag zur rechtlichen Eva-
luierung von Bereichen des Bundestheater–Konzerns sowie danach 
mündlich einen weiteren Auftrag zur Erstellung von Vorschlägen für 
die Änderung des BThOG. 

–  Das Kulturressort beauftragte mündlich einen Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater mit Vorarbeiten zur Evaluierung und am 17. März 2009 
schriftlich mit der Unterstützung bei der Durchführung der Evaluie-
rung. 

–  Am 18. Mai 2009 beauftragte das Kulturressort eine Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, eine Effizienzanalyse der Bundestheater–Hol-
ding GmbH und der ART for ART Theaterservice GmbH durchzufüh-
ren. 

–  Am 1. März 2010 gab das Kulturressort dem Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater den Auftrag zur Vorbereitung, Begleitung und Koor-
dinierung der Effizienzanalyse der Wiener Staatsoper GmbH, der 
Volksoper Wien GmbH und der Burgtheater GmbH (Bühnengesell-
schaften). 

–  Am 29. März 2010 beauftragte das Kulturressort dieselbe Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, eine Effizienzanalyse der Bühnengesellschaf-
ten durchzuführen. 

–  Am 28. Februar 2011 beauftragte das Kulturressort dieselbe Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, eine weiterführende Analyse der Ergeb-
nisse der Effizienzanalyse der Bühnengesellschaften durchzuführen. 

–  Am 30. Mai 2011 beauftragte das Kulturressort dieselbe Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft mit der Erstellung von Kurzberichten über die 
Effizienzanalyse des Bundestheater–Konzerns. 

–  Am 15. Juni 2011 gab das Kulturressort dem Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater den Auftrag zur Überprüfung der von der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft und der Rechtsanwaltskanzlei 1 erstellten Kurz-
berichte über die Evaluierung sowie zur Überprüfung der aus der 
Effizienzanalyse der Bühnengesellschaften abgeleiteten finanziellen 
Optimierungspotenziale. 

–  Das Kulturressort erteilte einer weiteren Rechtsanwaltskanzlei (Rechts-
anwaltskanzlei 2) mündlich den Auftrag, die Frage zu prüfen, ob und 
in welchem Umfang Berichte bzw. Teile der von der Wirtschaftsprü-
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fungsgesellschaft erstellten Evaluierungsberichte Dritten zugänglich 
gemacht werden müssen bzw. dürfen. 

Für die von den vier Auftragnehmern erbrachten Leistungen ergaben 
sich folgende Kosten (inkl. USt): 

– Rechtsanwaltskanzlei 1   97.200 EUR
– Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 174.850 EUR
– Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 247.800 EUR
– Rechtsanwaltskanzlei 2 1.800 EUR

Insgesamt beliefen sich somit die Kosten der Evaluierung auf 521.650 EUR 
(inkl. USt). 

 44.2 Der RH stellte kritisch fest, dass das Kulturressort für die rechtliche 
Evaluierung von Bereichen des Bundestheater–Konzerns sowie eine 
Effizienzanalyse aller Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns 
rd. 522.000 EUR aufwendete, von denen rd. 175.000 EUR (rund ein 
Drittel) insbesondere auf Begleitung, Koordinierung sowie die Beur-
teilung der Ergebnisse der Effizienzanalyse der Bühnengesellschaften 
durch den Wirtschaftsprüfer und Steuerberater entfielen (siehe TZ 46).

Rechtsanwaltskanzlei 1

 45.1  Die Rechtsanwaltskanzlei 1 legte ihren Bericht über die rechtliche Eva-
luierung  am 22. März 2010 vor. Dieser umfasste neun Empfehlungen, 
welche jedoch nicht mit finanziellen Konsequenzen verbunden waren. 

Die Rechtsanwaltskanzlei 1 wies bspw. darauf hin, dass strittig sein 
könnte, ob die Mitglieder des Aufsichtsrats abberufen werden können, 
wenn ein „wichtiger“ Grund vorliegt, der weder eine „Vernachlässigung“ 
der Pflichten noch ein „schweres körperliches oder geistiges Gebrechen“ 
im Sinn des § 13 Abs. 8 BThOG ist und regte an, dass der Gesetzgeber 
eine Klarstellung vornehmen könnte. Diese Empfehlung wurde durch 
die Novelle 2012 zum BThOG umgesetzt.

Weiters nahm die Rechtsanwaltskanzlei 1 Bezug auf den 
§ 13 Abs. 12 BThOG, in welchem ausgeführt wird, dass Beschlüsse des 
Aufsichtsrats aller Gesellschaften, zu deren Umsetzung zusätzliche Bud-
getmittel zur jährlichen Basisabgeltung aufzuwenden sind, der Zustim-
mung der vom Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur bestell-
ten und der vom Bundesminister für Finanzen entsandten Mitglieder 
bedürfen. Die Rechtsanwaltskanzlei 1 führte dazu aus, dass diese Bestim-
mung im Widerspruch zu den Wertungen des allgemeinen Gesellschafts-

Durchführung der 
Aufträge
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rechts stehe, in dem Vetorechte einzelner Mitglieder des Aufsichtsrats als 
unzulässig erachtet werden, weil sie verhindern, dass der Aufsichtsrat 
als Kollegialorgan tätig wird. Diese Empfehlung wurde nicht umgesetzt.

Hinsichtlich des Publikumsforums führte die Rechtsanwaltskanzlei 1 
aus, dass die Einrichtung des Publikumsforums in der Praxis vom Publi-
kum der österreichischen Bundestheater nicht angenommen wurde. Aus 
rechtlicher Sicht sei festzuhalten, dass eine gesetzliche Anpassung erfol-
gen sollte. Diese Empfehlung wurde mit der Novelle 2012 zum BThOG 
umgesetzt.

 45.2 Der RH stellte fest, dass von den insgesamt neun von der Rechtsan-
waltskanzlei 1 abgegebenen Empfehlungen sechs umgesetzt wurden, 
wobei es sich bei vier der umgesetzten Empfehlungen um Änderungen 
im Rahmen der Novelle 2012 zum BThOG handelte. Drei Empfehlungen 
wurden nicht umgesetzt, wobei es sich u.a. um die Prüfung einer Ände-
rung des im § 13 Abs. 12 BThOG enthaltenen Vetorechts der vom Bun-
desminister für Unterricht, Kunst und Kultur bestellten und der vom 
Bundesminister für Finanzen entsandten Mitglieder des Aufsichtsrats 
sowie die Entscheidung der Bundestheater–Holding GmbH über die 
operative Zuteilung der Finanzmittel an die einzelnen Gesellschaften 
des Bundestheater–Konzerns handelte. 

Wirtschaftsprüfer und Steuerberater

 46.1 Gemäß den zwischen dem Kulturressort und dem Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater abgeschlossenen Werkverträgen (siehe TZ 44) waren als 
Leistungen u.a. die Unterstützung bei der Beurteilung der Evaluierungs-
ergebnisse, Anregungen zur Neudefinition der Organisationsstruktur 
des Bundestheater–Konzerns und der dazu gehörenden Gesellschaften 
auf Grundlage der Evaluierungsergebnisse, Anregungen zu Restruktu-
rierungsmaßnahmen auf Grundlage der durchgeführten betriebswirt-
schaftlichen Effizienzanalyse bei der Wiener Staatsoper GmbH, der 
Volksoper Wien GmbH und der Burgtheater GmbH sowie die Über-
prüfung der aus der Effizienzanalyse der Bühnengesellschaften abge-
leiteten finanziellen Optimierungspotenziale vereinbart. 

Der RH ersuchte das Kulturressort um Vorlage von Unterlagen über die 
diesbezüglich durchgeführten Tätigkeiten. 

Das Kulturressort teilte dazu mit, dass der Wirtschaftsprüfer und Steu-
erberater beauftragt gewesen sei, das Kulturressort beim Projekt Evalu-
ierung der Bundestheater zu unterstützen und ein externes Monitoring 
vorzunehmen. Er habe den Evaluierungsprozess in allen Phasen beglei-
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tet und koordiniert. Die Leistung sei laufend und grundsätzlich mündlich 
erbracht worden, eine schriftliche Schlussbeurteilung seiner Leistung sei 
im Rahmen der Honorarnote vom 30. Juni 2011 erfolgt. 

Der vom Kulturressort dem RH übermittelten Honorarnote des Wirt-
schaftsprüfers und Steuerberaters vom 30. Juni 2011 war ein zweisei-
tiges Schreiben beigelegt, in dem dieser darlegte, dass er in Ausfüh-
rung seines Auftrags 

–  die von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und der Rechtsanwalts-
kanzlei 1 erstellten Executive Summaries über die Evaluierung des 
Bundestheater–Konzerns auf deren inhaltliche Übereinstimmung mit 
den Gesamtberichten überprüft habe und

–  die rechtliche Analyse des BThOG, deren Umsetzung und die davon 
abgeleitete Corporate Governance, 

–  die betriebswirtschaftliche und vermögensrechtliche Analyse der ART 
for ART Theaterservice GmbH, 

–  die Neudefinition des Bundestheater–Konzerns und der Bundesthe-
ater–Holding GmbH sowie

–  die wirtschaftliche Effizienzanalyse der Burgtheater GmbH, der Wie-
ner Staatsoper GmbH und der Volksoper Wien GmbH beurteilt habe. 

Der Wirtschaftsprüfer und Steuerberater gab in dem Schreiben weiters 
bekannt, dass er im Hinblick auf die aus der Effizienzanalyse der Büh-
nengesellschaften abgeleiteten Optimierungspotenziale die Plausibilität 
der von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft dargestellten Werte über-
prüft habe, wobei sich keine Differenz zu den von ihm festgestellten 
Werten ergeben habe. 

Konkrete schriftliche Ergebnisse der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers und 
Steuerberaters lagen nicht vor. 

Der vom Wirtschaftsprüfer und Steuerberater in Rechnung gestellte 
Betrag von 174.850 EUR (inkl. USt) machte rund ein Drittel der für die 
Evaluierung des Bundestheater–Konzerns in Rechnung gestellten Beträge 
von 521.650 EUR (inkl. USt) aus.

 46.2 Der RH kritisierte, dass das Kulturressort einen Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater beauftragte, 
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–  das Kulturressort beim Projekt Evaluierung der Bühnengesellschaf-
ten zu unterstützen,

– den Evaluierungsprozess zu begleiten und zu koordinieren und 

– die Ergebnisse der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu beurteilen.

Der RH verwies neuerlich darauf, dass rund ein Drittel der für die Eva-
luierung des Bundestheater–Konzerns in Rechnung gestellten Beträge 
von 521.650 EUR auf diese Aufgaben entfielen, obwohl diese Aufga-
ben nach Ansicht des RH von der Bundestheater–Holding GmbH über-
nommen hätten werden können. 

Der RH kritisierte darüber hinaus, dass der Wirtschaftsprüfer und Steu-
erberater die Leistung an das Kulturressort grundsätzlich nur mündlich 
erbrachte; daher war diese nicht nachvollziehbar.

Der RH empfahl dem BKA sicherzustellen, dass in Verträgen über Bera-
tungen jeweils die Vorlage von aussagefähigen schriftlichen Berichten 
über die durchgeführten Tätigkeiten vereinbart wird. 

 46.3 Laut Stellungnahme des BKA werde der Hinweis des RH, wonach in 
Verträgen über Beratungen sichergestellt werden soll, dass die Vorlage 
von schriftlichen Berichten über die durchgeführte Tätigkeit vereinbart 
wird, bei künftig abzuschließenden Vereinbarungen berücksichtigt.

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

 47.1 Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft legte ihre Berichte über die Effi-
zienzanalyse der Bundestheater–Holding GmbH und der ART for 
ART Theaterservice GmbH im Jänner 2010, über die Wiener Staats-
oper GmbH, die Volksoper Wien GmbH und die Burgtheater GmbH im 
Mai 2011 vor. 

In den Berichten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft über die Effizi-
enzanalyse waren für alle fünf Gesellschaften insgesamt 120 Empfeh-
lungen enthalten, wovon 34 auf die Bundestheater–Holding GmbH, 26 
auf die Burgtheater GmbH, 25 auf die Wiener Staatsoper GmbH, 19 auf 
die Volksoper Wien GmbH und 16 auf die ART for ART Theaterser-
vice GmbH entfielen. 

In den Berichten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft waren hinsichtlich 
der Steigerung von Erträgen und der Reduzierung von Aufwendungen 
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keine Beträge und bezüglich der Umsetzung der Maßnahmen kein zeit-
licher Rahmen angeführt. 

In dem vom Kulturressort mit der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft am 
18. Mai 2009 abgeschlossenen Werkvertrag bezüglich der Effizienzana-
lyse der Bundestheater–Holding GmbH und der ART for ART Theater-
service GmbH wurde darauf hingewiesen, dass das im April 2009 über-
mittelte Anbot des Auftragnehmers einen integrierenden Bestandteil des 
Vertrags bilde. In diesem Anbot der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft war 
angeführt, dass das Ergebnis inkl. identifizierter, quantifizierter und pri-
orisierter Optimierungspotenziale und abgeleiteter Handlungsempfeh-
lungen dargestellt werde. 

Im Werkvertrag des Kulturressorts mit der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft vom 29. März 2010 bezüglich der Effizienzanalyse der Wiener 
Staatsoper GmbH, der Volksoper Wien GmbH und der Burgtheater GmbH 
war u.a. angeführt, dass die in sich geschlossene Arbeit die Darstellung 
der möglichen finanziellen Optimierungspotenziale durch Effizienzstei-
gerung einzeln und in Summe umfassen werde. 

In der Sitzung des Aufsichtsrats der Bundestheater–Holding GmbH vom 
April 2011 stellte auch der Vorsitzende fest, dass auffallend sei, dass die 
zu diesem Zeitpunkt vorgelegenen drei vorläufigen Berichte über die 
Effizienzanalyse der Burgtheater GmbH, der Wiener Staatsoper GmbH 
und der Volksoper Wien GmbH keinerlei Aussagen über die Höhe der 
Optimierungspotenziale bei einer Umsetzung der vorgeschlagenen Maß-
nahmen enthielten. 

Das Kulturressort gab dazu dem RH im Dezember 2012 bekannt, dass 
im Zuge des Evaluierungsprojekts entschieden worden sei, von einer 
Quantifizierung der Optimierungspotenziale in den Evaluierungsberich-
ten Abstand zu nehmen und diese durch einen Bewertungs– und Kon-
trollmechanismus zu ersetzen. Die Berichte sollten eine Analyse der 
Evaluierungsergebnisse und auch langfristig umsetzbare Verbesserungs-
empfehlungen darlegen. Mit der Bewertung der einzelnen Optimierungs-
potenziale sollte die Bundestheater–Holding GmbH beauftragt werden, 
weil diese letztendlich für die konzernweite Umsetzung eines auf Basis 
der Evaluierungsergebnisse zu erstellenden Maßnahmenkatalogs ver-
antwortlich sei (siehe TZ 49). 

 47.2 Der RH kritisierte, dass das Kulturressort einer Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft den Auftrag erteilte, eine Effizienzanalyse von Gesellschaften 
des Bundestheater–Konzerns durchzuführen und die einzelnen Opti-
mierungspotenziale zu bewerten, in weiterer Folge aber die Bewertung 
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der einzelnen Optimierungspotenziale nicht durch diese durchführen 
ließ, sondern damit die Bundestheater–Holding GmbH beauftragte.

Der RH empfahl dem BKA sicherzustellen, dass Optimierungspotenzi-
ale, die als Ergebnisse von Evaluierungen bzw. Effizienzanalysen von 
einem Beratungsunternehmen festgestellt wurden, künftig nicht durch 
das evaluierte bzw. analysierte Unternehmen, sondern jeweils von dem 
betreffenden Beratungsunternehmen im Rahmen dessen Berichte bewer-
tet werden.

 47.3 Laut Stellungnahme des BKA habe sich im gegenständlichen Fall der 
Bewertung von Optimierungspotenzialen aufgrund der Ergebnisse der 
Evaluierung des Bundestheaterkonzerns das Ressort als Auftragge-
ber der Evaluierung für eine Methode zur Bewertung von Potenzialen 
zur Umsetzung durch die Bundestheater entschieden, die mit der Kon-
zernmutter Holding jene Stelle in besondere Verantwortung genommen 
habe, die für die Umsetzung der zu treffenden Maßnahmen im Kon-
zern unmittelbar zuständig sei.

Wie auch bereits in den Besprechungen gegenüber dem RH dargestellt, 
sei die Plausibilität des von der Bundestheater–Holding GmbH vor-
gelegten Maßnahmenkatalogs zwischen dem Ressort als Auftraggeber 
und dem Beratungsunternehmen eingehend besprochen und der Kata-
log schließlich vom Aufsichtsrat genehmigt worden.

 47.4 Der RH wies darauf hin, dass, wie unter TZ 54 dargestellt, die Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft das Optimierungspotenzial um rd. 4,07 Mio. EUR 
bzw. rd. 40,4 % höher bewertete als die Bundestheater–Holding GmbH. 
Da dieses von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bewertete Optimie-
rungspotenzial jedoch keine auf die  einzelnen Maßnahmen bezogenen 
Beträge auswies, war nicht feststellbar, bei welchen konkreten Maß-
nahmen, in welchem jeweiligen Ausmaß und aus welchen Gründen 
die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft das Optimierungspotenzial höher 
bewertete.

Der RH erachtete es daher als unzweckmäßig, dass das Kulturressort mit 
der Bewertung der einzelnen Optimierungspotenziale nicht die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, sondern die Bundestheater–Holding GmbH 
beauftragte.

Der RH wiederholte seine Empfehlung, sicherzustellen, dass Optimie-
rungspotenziale, die als Ergebnisse von Evaluierungen bzw. Effizienz-
analysen von einem Beratungsunternehmen festgestellt wurden, künf-
tig nicht durch das evaluierte bzw. analysierte Unternehmen, sondern 
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jeweils von dem betreffenden Beratungsunternehmen im Rahmen des-
sen Berichte bewertet werden.

Rechtsanwaltskanzlei 2

 48 Die Rechtsanwaltskanzlei 2 gab dem Kulturressort mit Schreiben vom 
24. März 2011 bekannt, dass nach ihrer Auffassung eine Offenlegung 
der Berichte der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und der Rechtsanwalts-
kanzlei 1 wegen der Wahrung der Geschäftsgeheimnisse der Bundes-
theater–Gesellschaften ausscheide; empfehlenswert sei es, dass die mit 
den Evaluierungsberichten befasste Wirtschaftsprüfungsgesellschaft eine 
aussagefähige Executive Summary verfasse, welche dann als solche 
— ohne Verletzung von Geschäftsgeheimnissen — interessierten Krei-
sen zugänglich gemacht werden könne. 

Mit Schreiben vom 21. Oktober 2011 gab die Rechtanwaltskanzlei 2 
dem Kulturressort bekannt, dass aus ihrer Sicht aus Gründen der Wah-
rung der Geschäftsgeheimnisse der „Bundestheater–Gesellschaften“ eine 
Offenlegung des Maßnahmenkatalogs auszuschließen sei. Anstelle des-
sen komme allenfalls eine abstrakt gehaltene Information an die inte-
ressierten Kreise in Frage, in der auf die wesentlichen allgemeinen Maß-
nahmen hingewiesen werde.  

Auftrag zur Erstellung eines Maßnahmenkatalogs

 49 Nachdem das Kulturressort bereits im Schreiben vom 15. Novem-
ber 2010 den Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH ersucht 
hatte, am Ende des konzerninternen Abstimmungsprozesses auf Grund-
lage der umfassenden Evaluierungsergebnisse der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft einen Maßnahmenkatalog vorzulegen, erhielt der 
Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH am 11. April 2011 
den Auftrag, auf der Grundlage der Berichte über die Effizienzanalyse 
der Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns einen Maßnahmen-
katalog zu erarbeiten, der die in den Berichten enthaltenen Feststel-
lungen und Empfehlungen berücksichtigt und bewertet, und diesen 
Maßnahmenkatalog bis Ende Juni 2011 dem Kulturressort vorzulegen. 

Die Bundestheater–Holding GmbH erstellte in Koordination mit den 
Tochtergesellschaften einen Maßnahmenkatalog für die Geschäfts-
jahre 2010/2011 bis 2014/2015 und übermittelte diesen im Juni 2011 
dem Kulturressort. 

Maßnahmenkatalog
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Im September 2011 genehmigten die Aufsichtsräte der Bundestheater–
Holding GmbH, der Burgtheater GmbH, der Wiener Staatsoper GmbH, 
der Volksoper Wien GmbH und der ART for ART Theaterservice GmbH 
die Umsetzung des Maßnahmenkatalogs. Ergänzend wurde in den Proto-
kollen der Aufsichtsratssitzungen bei allen fünf Gesellschaften angeführt, 
dass der jeweilige Aufsichtsrat die Auffassung vertrat, dass durch diese 
Genehmigung weitere sich ergebende Optimierungspotenziale unberührt 
blieben und zu realisieren seien. Der Aufsichtsrat der Bundestheater–
Holding GmbH beschloss, die Umsetzung des Maßnahmenkatalogs lau-
fend zu überwachen. 

Struktur der Maßnahmen

 50.1 Grundlage für die Ausarbeitung des Maßnahmenkatalogs durch die 
Bundestheater–Holding GmbH waren die in der Effizienzanalyse der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft für die fünf Gesellschaften des Bun-
destheater–Konzerns ausgewiesenen 120 Empfehlungen. Die Bundes-
theater–Holding GmbH wies in ihrem Maßnahmenkatalog lediglich 
bei 20 dieser Empfehlungen Beträge zur Steigerung von Erträgen bzw. 
Reduzierung von Aufwendungen, bei 100 Empfehlungen hingegen 
keine Beträge aus. 

Die Bundestheater–Holding GmbH ergänzte von sich aus die in den 
Berichten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ausgewiesenen insgesamt 
120 Empfehlungen aus der Effizienzanalyse um weitere 13 sogenannte 
ergebnisverbessernde Maßnahmen. 

Die Bundestheater–Holding GmbH begründete dies damit, dass sie es 
aufgrund der angespannten finanziellen Situation des Bundestheater–
Konzerns als unbedingt notwendig ansah, bei allen Tochtergesellschaf-
ten zusätzlich zu den von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft gege-
benen Empfehlungen noch weitere Maßnahmen für Einsparungen bzw. 
Mehreinnahmen vorzusehen. 

Die weiteren 13 mit Beträgen versehenen Maßnahmen betrafen die Burg-
theater GmbH, die Wiener Staatsoper GmbH, die Volksoper Wien GmbH 
und die ART for ART Theaterservice GmbH, nicht jedoch die Bundes-
theater–Holding GmbH.

 50.2 Der RH hielt fest, dass sich die insgesamt 133 im Katalog enthaltenen 
Maßnahmen somit wie folgt zusammensetzten: 
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 50.3 Die Bundestheater–Holding GmbH ergänzte in ihrer Stellungnahme 
mit Bezugnahme auf die in der Tabelle 24 angeführte Fußnote 1, dass 
sowohl im Maßnahmenkatalog der Bundestheater–Holding GmbH 
vom September 2011 als auch in den beiden „Zwischenberichten zum 
Maßnahmenkatalog vom September 2012 und Oktober 2013“ die von 
der Rechtsanwaltskanzlei abgegebenen Empfehlungen unter dem Titel 
„Maßnahmen auf Basis der rechtlichen Evaluierung des Bundesthea-
terkonzerns (BThOG)“ enthalten seien.

 50.4 Der RH nahm von der ergänzenden Mitteilung der Bundestheater–Hol-
ding GmbH Kenntnis, dass auch die neun von der Rechtsanwaltskanzlei 
abgegebenen Empfehlungen, die nicht mit finanziellen Konsequenzen 
verbunden waren (siehe TZ 45), Bestandteil des Maßnahmenkatalogs 
sind.

Inhalte der im Katalog vorgesehenen Maßnahmen

 51.1 (1) Der Katalog sah bei den 33 mit Beträgen bewerteten Maßnahmen 
bspw. Erhöhungen der Kartenpreise bei den Bühnengesellschaften vor. 

Bei diesen Erhöhungen der Kartenpreise mit einem Gesamtbetrag von 
rd. 4,57 Mio. EUR handelte es sich nicht um neue Maßnahmen aufgrund 
der Effizienzanalyse, sondern um eine Fortführung der bereits bis dahin 
von den Bühnengesellschaften des Bundestheater–Konzerns in mehr-
jährigen Zeitabständen vorgenommenen Erhöhungen der Kartenpreise. 

Tabelle 24: Anzahl und Struktur der Maßnahmen im Katalog1

Grundlagen Maßnahmen davon Maßnahmen  
mit Beträgen

Anzahl

Maßnahmen aufgrund der Effizienzanalyse der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 120 20

zusätzliche ergebnisverbessernde Maßnahmen der 
Bundestheater–Holding GmbH 13 13

Summe 133 33
1  Die insgesamt neun von der Rechtsanwaltskanzlei 1 abgegebenen Empfehlungen (siehe TZ 45) sind nicht im Maßnahmenkatalog 

enthalten.

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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Auch eine Reihe weiterer mit Beträgen versehenen Maßnahmen wie 
bspw. 

– die Suche nach Koproduktionspartnern,

– die Forcierung von Gastspielen,

–  die kontinuierliche Überwachung der Personalkostenentwicklung bei 
den Bühnengesellschaften,

– die Erhöhung der Garderobengebühr,

–  die einheitliche Einkaufsstrategie,

– die Steigerung der Erlöse aus Rundfunk– und Fernsehübertragungen,

– die Erhöhung der Einnahmen aus Sponsoring

stellten keine Neuerungen gegenüber der bereits vor der Erstellung des 
Maßnahmenkatalogs gehandhabten üblichen Vorgangsweise der Gesell-
schaften des Bundestheater–Konzerns dar. 

Bei den mit Beträgen versehenen Maßnahmen aufgrund der Effizienz-
analyse war lediglich bei der ART for ART Theaterservice GmbH im 
Bereich der Hausarbeiter und Reinigungskräfte — mit einem bewerteten 
Optimierungspotenzial von 5.000 EUR — nachvollziehbar, dass es sich 
um eine Neuerung handelte. 

(2) Bei den 100 nicht mit Beträgen versehenen Maßnahmen im Kata-
log handelte es sich ebenfalls in einer Reihe von Fällen um keine Neu-
erungen.

So stellten bspw. 

–  bei der Bundestheater–Holding GmbH die Erfüllung der gesetzlichen 
Anforderungen des Bundestheaterpensionsgesetzes, 

–  bei der Burgtheater GmbH die Durchführung von Bauproben mit aus-
reichend zeitlichem Vorlauf, die Beibehaltung des Repertoirebetriebs 
und die Abhaltung von Bühnenproben im Umfang von drei bis vier 
Wochen, 

–  bei der Wiener Staatsoper GmbH die Forcierung von Koproduktionen 
und 
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–  bei der Volksoper Wien GmbH die Forcierung von Marketingaktivi-
täten, die Durchführung von Publikumsbefragungen sowie der Aus-
tausch von Ensemblemitgliedern mit der Wiener Staatsoper GmbH 

keine Neuerungen dar. 

Bei den nicht mit Beträgen versehenen Maßnahmen handelte es sich 
jedoch auch — vor allem bei der Bundestheater–Holding GmbH — in 
einer Reihe von Fällen um neue Maßnahmen, welche hauptsächlich das 
Controlling, die Budgetierung und Planung, das Rechnungswesen, die 
Interne Revision und organisatorische Angelegenheiten betrafen. 

Laut Bundestheater–Holding GmbH wäre es für die Erstellung des Kata-
logs irrelevant gewesen, ob bestimmte Maßnahmen seitens der Bundes-
theater–Holding GmbH oder der Tochtergesellschaften wie z.B. Karten-
preiserhöhungen auch zuvor bereits gesetzt oder Erlössteigerungen aus 
Rundfunk– bzw. Fernsehübertragungen angedacht, „parallel zur Entste-
hung der Berichte bereits eingeleitet/umgesetzt oder originär durch die 
Evaluierung initiiert oder verstärkt“ worden seien. Es sei um die Dar-
stellung eines Gesamtpotenzials auf der Ertrags– und der Aufwands-
seite gegangen. 

Laut Bundestheater–Holding GmbH habe die detaillierte Auseinanderset-
zung mit der externen Sicht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wert-
volle Anstöße geliefert, interne Prozesse und Abläufe bewusster und dif-
ferenzierter wahrzunehmen und gezielt Maßnahmen auszuarbeiten, die 
sicherstellen, dass diese Prozesse qualitativ beibehalten, verstärkt oder 
gegebenenfalls verbessert werden. So wichtig diese durch die Evaluie-
rung ausgelösten „Verstärkereffekte“ für den internen Abstimmungs-
prozess gewesen seien, so wenig ließen sie sich in quantitativer Hin-
sicht bewerten. 

 51.2 Der RH kritisierte, dass der von der Bundestheater–Holding GmbH auf 
Grundlage der Effizienzanalyse der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
erstellte Katalog zahlreiche Maßnahmen vorsah, die der bereits bisher 
gehandhabten Vorgangsweise der Gesellschaften des Bundestheater–
Konzerns entsprachen und somit keine Neuerungen darstellten. 

Der RH stellte kritisch fest, dass den Kosten für die Evaluierung von 
521.650 EUR (inkl. USt) lediglich bei der ART for ART Theaterser-
vice GmbH im Bereich der Hausarbeiter und Reinigungskräfte das mit 
5.000 EUR bewertete Optimierungspotenzial als Neuerung nachvollzieh-
bar gegenüberstand. Von der Bundestheater–Holding GmbH angeführte 
„Verstärkereffekte“ ließen sich in quantitativer Hinsicht nicht bewerten.
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 51.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH habe sie, dem 
Auftrag des Kulturressorts, „auf Grundlage der übermittelten Berichte 
zur Evaluierung der Bundestheater einen Maßnahmenkatalog zu erar-
beiten, der die in den Berichten enthaltenen Feststellungen und Empfeh-
lungen berücksichtigt und bewertet“, entsprechend, keine zusätzlichen 
Kategorisierungen in bereits bisher gehandhabte Vorgangsweise und 
Neuerungen getroffen. Vielmehr sei es um die Darstellung des Gesamt-
potenzials — getrennt nach Ertrags– und Aufwandsseite — auf Basis 
der Empfehlungen der vom Kulturressort beauftragten Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft gegangen.

Wenn der RH feststelle, dass der von der Bundestheater–Holding GmbH 
erstellte Katalog „zahlreiche Maßnahmen vorsah, die ... keine Neu-
erungen darstellten“, müsse festgehalten werden, dass die Effizienz-
analysen der Österreichischen Bundestheater einen wichtigen Prozess 
im Bundestheater–Konzern auslösten bzw. verstärkten, ein Prozess, 
der — im Sinne des seit der Ausgliederung beschrittenen Weges der 
Umsetzung nachhaltiger Rationalisierungsmaßnahmen — zu weiteren 
Optimierungen der Kosten– und Ertragssituation ganz wesentlich bei-
getragen habe. 

Als Ergebnis diese Prozesses sei auf die Erreichung eines nachhaltigen 
Optimierungspotenzials von 12,4 Mio. EUR mit 31. August 2015 hin-
zuweisen.

Der RH bestätige aber mit der eingangs erwähnten Feststellung auch, 
dass die Geschäftsführung aus eigenem Antrieb zahlreiche erforderliche 
Maßnahmen bereits vor, während und auch nach dem Evaluierungs-
zeitraum 2006/2007 bis 2008/2009 in Angriff genommen und bereits 
umgesetzt habe. Wieso der RH diese Bestätigung einer aktiven, enga-
gierten und ambitionierten Führung der Geschäfte durch die Bundes-
theater–Holding GmbH als Kritik formuliere, sei nicht nachvollziehbar.

 51.4 Der RH stellte fest, dass die Bundestheater–Holding GmbH im Wesent-
lichen ihre bereits anlässlich der Gebarungsüberprüfung dargelegte 
Sicht wiederholte. Die Bundestheater–Holding GmbH führte jedoch 
auch in ihrer Stellungnahme keine konkreten Maßnahmen des Kata-
logs an, welche ihrer Ansicht nach als Neuerungen anzusehen waren 
und über das vom RH bereits dargestellte von der Bundestheater–Hol-
ding GmbH mit 5.000 EUR bewertete Optimierungspotenzial im Bereich 
der Hausarbeiter und Reinigungskräfte hinausgingen.

Zur Angabe der Bundestheater–Holding GmbH, dass die Geschäftsfüh-
rung aus eigenem Antrieb zahlreiche erforderliche Maßnahmen bereits 
vor, während und auch nach dem Evaluierungszeitraum in Angriff 
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genommen und bereits umgesetzt habe, wies der RH darauf hin, dass 
Tätigkeiten wie Erhöhungen von Kartenpreisen, Suche nach Koprodukti-
onspartnern, Forcierung von Gastspielen, kontinuierliche Überwachung 
der Personalkostenentwicklung, Erhöhung der Garderobengebühr etc. 
zu den üblichen Aufgaben einer Geschäftsführung im Theaterbereich 
gehörten und somit keine Besonderheit darstellten.

 52 Der Begriff Optimierungspotenzial wurde in den vom Kulturressort und 
der Bundestheater–Holding GmbH vorgelegten Unterlagen sowohl auf 
Empfehlungen bzw. Maßnahmen angewendet, die mit Beträgen bewer-
tet wurden (Steigerung von Erträgen bzw. Reduzierung von Aufwen-
dungen) als auch auf solche, bei denen dies nicht der Fall war. Teil-
weise wurde auch der Begriff finanzielle Verbesserungspotenziale bzw. 
— in der Parlamentskorrespondenz über die am 30. Juni 2011 stattge-
fundene Sitzung des Kulturausschusses, in welchem die Evaluierung 
der Bundestheater behandelt wurde — der Begriff Einsparungspoten-
zial verwendet. 

Der RH verwendete in weiterer Folge den Begriff Optimierungspoten-
zial allgemein für den Inhalt der Empfehlungen bzw. Maßnahmen und 
unterschied dabei, sofern erforderlich, zwischen bewertetem, d.h. mit 
Beträgen versehenem Optimierungspotenzial und nicht bewertetem, d.h. 
nicht mit Beträgen versehenem Optimierungspotenzial.

Bewertetes Optimierungspotenzial gemäß Bundestheater–Holding GmbH

 53.1 Gemäß den Vorgaben der Bundestheater–Holding GmbH sollten von 
den einzelnen Gesellschaften aufgrund der vorgesehenen Maßnahmen 
folgende Steigerungen der Erträge und Reduzierungen der Aufwen-
dungen (bewertetes Optimierungspotenzial) erzielt werden: 

Bewertung des Opti-
mierungspotenzials
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Betragsmäßig bezogen sich 81,5 % der vorgesehenen Maßnahmen auf 
die Effizienzanalyse der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und 18,5 % auf 
die von der Bundestheater–Holding GmbH zusätzlich vorgeschlagenen 
ergebnisverbessernden Maßnahmen.

Der Maßnahmenkatalog sah vor, dass der Gesamtbetrag des bewerteten 
Optimierungspotenzials in einem Zeitraum von fünf Jahren, beginnend 
mit dem Geschäftsjahr 2010/2011 bis zum Geschäftsjahr 2014/2015, mit 
rd. 8,23 Mio. EUR (66,5 %) aus der Steigerung von Erträgen und mit 
rd. 4,14 Mio. EUR (33,5 %) aus der Reduzierung von Aufwendungen 
erreicht werden sollte. 

Tabelle 25: Bewertetes Optimierungspotenzial gemäß Bundestheater–Holding GmbH
Gesellschaft Maßnahmen 

aufgrund der 
Effizienzanalyse 
der Wirtschafts-

prüfungs-
gesellschaft 

Zusätzliche 
ergebnis-

verbessernde 
Maßnahmen der 
Bundestheater–
Holding GmbH

Summe der 
Steigerung der 

Erträge bzw. der 
Reduzierung der 
Aufwendungen

Summe der 
Steigerung der 
Erträge und der 
Reduzierung der 
Aufwendungen

Beträge in Mio. EUR, jeweils bis 2014/2015

Burgtheater GmbH Steigerung der 
Erträge 1,37 0,12 1,49

3,63
Reduzierung der 
Aufwendungen 2,04 0,10 2,14

Wiener Staatsoper 
GmbH

Steigerung der 
Erträge 5,44 0,30 5,74

6,66
Reduzierung der 
Aufwendungen 0,07 0,85 0,92

Volksoper Wien 
GmbH

Steigerung der 
Erträge 0,80 0,01 0,81

1,44
Reduzierung der 
Aufwendungen 0,35 0,28 0,63

ART for ART 
Theaterservice 
GmbH

Steigerung der 
Erträge – 0,19 0,19

0,64
Reduzierung der 
Aufwendungen 0,01 0,44 0,45

Summen Steigerung der 
Erträge 7,61 0,62 8,23

12,37
Reduzierung der 
Aufwendungen 2,47 1,67 4,14

Steigerung der 
Erträge und 
Reduzierung der 
Aufwendungen 

10,08 2,29 12,37

in % 81,5 18,5 100,0

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; RH
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Vom Gesamtbetrag des bewerteten Optimierungspotenzials von 
rd. 12,37 Mio. EUR entfielen rd. 6,66 Mio. EUR oder rd. 53,8 % auf die 
Wiener Staatsoper GmbH, rd. 3,63 Mio. EUR oder rd. 29,4 % auf die 
Burgtheater GmbH, rd. 1,44 Mio. EUR oder rd. 11,6 % auf die Volks-
oper Wien GmbH und rd. 0,64 Mio. EUR oder rd. 5,2 % auf die ART for 
ART Theaterservice GmbH. 

Rund 5,74 Mio. EUR oder rd. 46,4 % des gesamten bewerteten Optimie-
rungspotenzials von rd. 12,37 Mio. EUR sollten durch die Steigerung der 
Erträge bei der Wiener Staatsoper GmbH erreicht werden. 

 53.2 Der RH stellte dazu fest, dass der Maßnahmenkatalog für die Bundesthe-
ater–Holding GmbH kein mit Beträgen versehenes Optimierungspoten-
zial enthielt. Es wurde jedoch im Katalog angegeben, dass eine stärkere 
Einbindung der Bundestheater–Holding GmbH in den Budgetierungs-
prozess der Tochtergesellschaften bzw. die verstärkte Vorgabe und 
Kontrollfunktion der Bundestheater–Holding GmbH rd. 200.000 EUR 
und die Zurverfügungstellung der notwendigen personellen Ressour-
cen für die Revisionsabteilung für eine angemessene Revisionstätig-
keit rd. 400.000 EUR an zusätzlichen Aufwendungen erforderten. 

 53.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH bezogen sich die 
im Maßnahmenkatalog angegebenen Kosten von 200.000 EUR auf den 
ursprünglich geplanten Ankauf eines zentralen Planungs– und Bud-
getierungstools, dessen Ankauf jedoch aus finanziellen Gründen ver-
schoben und durch einen umfassenden Ausbau des bestehenden Pla-
nungstools ersetzt wurde. Die im Maßnahmenkatalog ab 2010/2011 
und bis 2014/2015 anfallenden Kosten von 400.000 EUR seien die 
Folge der vom RH empfohlenen Aufstockung der Internen Revision um 
einen Mitarbeiter (jährliche Gesamtkosten 80.000 EUR).

Da es sich im Fall der Internen Revision um zusätzliche Aufwendungen 
handle, die Summenblätter des Maßnahmenkatalogs sowie der darauf 
folgenden Zwischenberichte aber auf ein finanzielles Optimierungs-
potenzial abstellen, sei der Betrag von 80.000 EUR vom Gesamtbe-
trag des Optimierungspotenzials in der Höhe von 12,4 Mio. EUR auch 
nicht in Abzug gebracht worden.

 53.4 Der RH stellte fest, dass die Bundestheater–Holding GmbH mit der vor-
genommenen Aufstockung der Internen Revision um einen Mitarbei-
ter der vom RH in seinem Bericht über Interne Revisionen in ausge-
gliederten Rechtsträgern des Bundes (Reihe Bund 2010/1) getätigten 
Empfehlung grundsätzlich entsprach, eine Interne Revision mit zumin-
dest zwei Prüfern einzurichten, sobald es die Größe der Organisation 
(nach Mitarbeitern oder Geschäftsvolumen) oder sonstige Umstände 
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(hohes Risiko, besondere Prüfungserfordernisse) rechtfertigen. Er wies 
jedoch darauf hin, die Interne Revision auch verstärkt für risikoori-
entiert ausgelegte Prüfungen einzusetzen, um den vom RH durch die 
Aufstockung erwarteten Mehrwert zu erbringen. Darüber hinaus sollte 
durch den verstärkten Einsatz der Internen Revision der hohe Anteil 
an Sonderprüfungen durch Jahresabschlussprüfer reduziert bzw. nicht 
erforderlich werden.

Bewertetes Optimierungspotenzial gemäß Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

 54.1 (1) Das Kulturressort ersuchte im Mai 2011 die Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, eine Bewertung des in den Berichten über die Effizienz-
analyse dargestellten Optimierungspotenzials vorzunehmen, die aus-
schließlich dem Kulturressort als Kontrollrechnung hinsichtlich des 
von der Bundestheater–Holding GmbH zu erstellenden Maßnahmen-
katalogs zur Verfügung stehen sollte. 

Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wies als bewertetes Optimierungs-
potenzial einen Betrag von rd. 14,15 Mio. EUR aus. Dieser Betrag war 
nach Gesellschaften und Geschäftsjahren aufgegliedert, die angenom-
menen Steigerungen der Erträge und Reduzierungen der Aufwendungen 
wurden jedoch zusammengefasst nach Bereichen wie bspw. Personal-
kosten, Produktionen, Technische Leitung, Bühnentechnik und Sons-
tige Technik ausgewiesen. Eine Zuordnung der einzelnen Beträge zu 
den jeweiligen empfohlenen Einzelmaßnahmen war nicht enthalten. 

Wie unter TZ 53 ausgeführt, bewertete die Bundestheater–Holding GmbH 
im Maßnahmenkatalog das Optimierungspotenzial aufgrund der Effizi-
enzanalyse der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nur mit einem Gesamt-
betrag von rd. 10,08 Mio. EUR.

Die Unterschiede zwischen der von der Bundestheater–Holding GmbH 
auf der Grundlage der Effizienzanalyse im Maßnahmenkatalog ange-
gebenen Bewertung des Optimierungspotenzials und der von der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft vorgenommenen Bewertung des Optimie-
rungspotenzials stellten sich wie folgt dar:
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Die Unterschiede zwischen den Bewertungen der Bundestheater–Hol-
ding GmbH und der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft waren erheblich.

Bei welchen konkreten Maßnahmen, in welchem jeweiligen Ausmaß und 
aus welchen Gründen die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft das Optimie-
rungspotenzial insgesamt um rd. 4,07 Mio. EUR bzw. rd. 40,4 % höher 
bewertete als die Bundestheater–Holding GmbH, war aufgrund der nicht 
auf die einzelnen Maßnahmen bezogenen Darstellung der Beträge nicht 
feststellbar.

(2) Der Wirtschaftsprüfer und Steuerberater gab dem Kulturressort im 
Schreiben vom 30. Juni 2011 bekannt, dass er im Hinblick auf die aus 
der Effizienzanalyse der Bühnengesellschaften abgeleiteten Optimie-
rungspotenziale die Plausibilität der von der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft dargestellten Werte überprüft habe, wobei sich keine Differenz zu 
den von ihm festgestellten Werten ergeben habe. 

Wie der Wirtschaftsprüfer und Steuerberater zu dieser Aussage gelangte 
und welche Werte er dazu heranzog, war nicht feststellbar, weil eine ent-
sprechende schriftliche Dokumentation fehlte (siehe TZ 46).

Tabelle 26:  Bewertetes Optimierungspotenzial gemäß Bundestheater–Holding GmbH und 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Gesellschaft Bundestheater–
Holding GmbH

Wirtschafts-
prüfungs-

gesellschaft

Unterschieds betrag

Beträge bis 2014/2015

in Mio. EUR in %

Burgtheater GmbH Steigerung der 
Erträge 1,37 1,60 + 0,23 + 16,8

Reduzierung der 
Aufwendungen 2,04 3,19 + 1,15 + 56,4

Wiener Staatsoper 
GmbH

Steigerung der 
Erträge 5,44 4,16 – 1,28 – 23,5

Reduzierung der 
Aufwendungen 0,07 2,31 + 2,24 + 3.200,0

Volksoper Wien 
GmbH

Steigerung der 
Erträge 0,80 1,41 + 0,61 + 76,3

Reduzierung der 
Aufwendungen 0,35 0,65 + 0,30 + 85,7

ART for ART 
Theaterservice 
GmbH

Steigerung der 
Erträge – – – –

Reduzierung der 
Aufwendungen 0,01 0,83 + 0,82 + 8.200,0

Summe 10,08 14,15 + 4,07 + 40,4

Quellen: Bundestheater–Holding GmbH; Kulturressort; RH
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(3) Das Kulturressort beurteilte die von der Bundestheater–Holding 
GmbH im Katalog dargestellten Maßnahmen und deren Bewertung nach 
Rückfrage bei der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft als plausibel, sach-
lich gerechtfertigt und im Rahmen der üblichen Abweichungsbreite. 
Die beschriebene Vorgehensweise sei laut Kulturressort auch im Nach-
hinein gesehen als zweckmäßig für die Erreichung des Ziels eines aus-
sagekräftigen Evaluierungsergebnisses zu betrachten, zumal es gelun-
gen sei, ohne öffentlich ausgetragene Diskussion ein substanzielles und 
umsetzbares Endergebnis zu erreichen. 

Auf welcher Basis das Kulturressort die erheblichen Unterschiede als 
plausibel, sachlich gerechtfertigt und im Rahmen der „üblichen Abwei-
chungsbreite“ klassifizierte, war für den RH nicht nachvollziehbar.

 54.2 Der RH kritisierte, dass das Kulturressort zunächst im April 2011 die 
Bundestheater–Holding GmbH und im Mai 2011 die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft beauftragte — wie im ursprünglichen Werkvertrag 
vereinbart — eine Bewertung des in den Berichten dargestellten Opti-
mierungspotenzials durchzuführen. Die von der Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft vorgenommene Bewertung des in den Berichten dargestell-
ten Optimierungspotenzials wies die Beträge nicht auf die einzelnen 
Maßnahmen bezogen aus. Damit war ein Vergleich mit den von der 
Bundestheater–Holding GmbH bei den jeweiligen einzelnen Maßnah-
men vorgesehenen Beträgen nicht möglich, das Kulturressort akzep-
tierte jedoch diese Form der Darstellung.

Der RH kritisierte, dass das Kulturressort die Gründe für den Unter-
schied von rd. 4,07 Mio. EUR zwischen dem von der Bundestheater–
Holding GmbH auf Basis der Effizienzanalyse mit rd. 10,08 Mio. EUR 
bewerteten und dem von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit 
rd. 14,15 Mio. EUR bewerteten Optimierungspotenzial nicht konkret 
hinterfragte. Damit wurde nach Ansicht des RH ein mögliches Optimie-
rungspotenzial nicht weiter verfolgt.

Der RH empfahl dem BKA und der Bundestheater–Holding GmbH, 
den Unterschiedsbetrag der Bewertungen durch die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft und der Bundestheater–Holding GmbH in Höhe von 
rd. 4,07 Mio. EUR zu analysieren und mögliche Optimierungspotenzi-
ale zu heben.

 54.3 (1) Laut Stellungnahme des BKA verwiesen die Vertreter der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft im Kulturausschuss vom 30. Juni 2011 zu diesem 
Punkt darauf, dass Abweichungen zwischen den Annahmen eines Bera-
tungsunternehmens und den tatsächlich in einem Unternehmen umsetz-
baren Maßnahmen durchaus der Norm entsprächen. Nach Darstellung 
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der Bundestheater–Holding GmbH sei zum Zeitpunkt der Erstellung des 
Maßnahmenkatalogs aufgrund der Evaluierung das durch ihre Steue-
rung im Konzern umsetzbare Optimierungspotenzial über einen Zeit-
raum von fünf Jahren bis inklusive dem Geschäftsjahr 2014/2015 bei 
12,371 Mio. EUR gelegen. Dieser Vorschlag der Bundestheater–Hol-
ding GmbH sei vom Aufsichtsrat und vom Gesellschafter, von diesem 
auch unter Heranziehung der Bewertung und Analyse der Evaluierungs-
teams, akzeptiert und seine Umsetzung beauftragt worden. Die Notwen-
digkeit zur Konkretisierung (weiterer) finanzieller Verbesserungspoten-
ziale durch die Bundestheater–Holding GmbH zähle aus der Sicht des 
Gesellschafters zu den ständigen Aufgaben der Gesellschaft. Die von 
der Evaluierung aufgezeigten Optimierungen seien selbstverständlich 
bei der Erarbeitung von finanziellen Optimierungspotenzialen laufend 
zu berücksichtigen.

Das BKA verwies weiters auf Informationen vom Dezember 2012 bzw. 
April 2013, die das vormals zuständige Ressort (BMUKK) übermit-
telt habe. 

(2) Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH sei das 
prognostizierte nachhaltige Optimierungspotenzial von insgesamt 
12,4 Mio. EUR am Ende des Geschäftsjahres 2014/2015 unter der 
Prämisse einer uneingeschränkten Aufrechterhaltung des Spielbetriebs 
in bestehender qualitativer und quantitativer Hinsicht zu sehen.

Weiters beinhalteten die durch die Bundestheater–Holding GmbH 
ergänzten 13 Maßnahmen neben Erlössteigerungen vor allem Ein-
sparungen im Personal– und Produktionsbereich, die jedenfalls auch 
Teil des durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bewerteten Opti-
mierungspotenzials seien. Aus Sicht der Bundestheater–Holding GmbH 
seien daher auch diese Maßnahmen bei einer gegenüberstellenden 
Betrachtung mit einzubeziehen.

Die Bundestheater–Holding GmbH habe die unter TZ 54.2 ausgespro-
chene Empfehlung des RH, den Unterschiedsbetrag der Bewertungen 
zu analysieren, nur unter der Voraussetzung erfüllen können, dass ihr 
die Bewertungsunterlagen der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zugäng-
lich gemacht worden seien. Dazu sei jedoch festzuhalten, dass Umfang 
und Bandbreite der finanziellen Auswirkungen im Rahmen der Erar-
beitung des Maßnahmenkatalogs in Gesprächen mit dem Eigentümer 
auf Validität und Umsetzbarkeit mehrfach einer Überprüfung unterzo-
gen worden seien. Darüber hinaus sei auch von der mit den Effizienz-
analysen betrauten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft festgehalten wor-
den, dass sich die festgestellten Abweichungen innerhalb der üblichen 
Bandbreite von 25–30 % bewegten.



Bund 2014/10  155

BKA
Bundestheater–Holding GmbHEvaluierung des Bundestheater–Konzerns

 54.4 (1) Der RH entgegnete dem BKA, dass die Angabe der Vertreter der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, dass Abweichungen zwischen den Annah-
men eines Beratungsunternehmens und den tatsächlich in einem Unter-
nehmen umsetzbaren Maßnahmen durchaus der Norm entsprächen, 
keinen Hinderungsgrund darstellt, den erheblichen Unterschied von 
rd. 4,07 Mio. EUR zwischen dem von der Bundestheater–Holding GmbH 
auf Basis der Effizienzanalyse mit rd. 10,08 Mio. EUR bewerteten und 
dem von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit rd. 14,15 Mio. EUR 
bewerteten Optimierungspotenzial konkret zu hinterfragen.

Wenn das Kulturressort die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft beauftragt 
hätte, das in den Berichten dargestellte Optimierungspotenzial auf die 
einzelnen Beträge bezogen auszuweisen, wären auch daraus bereits 
Erkenntnisse ableitbar gewesen.

(2) Zur Ansicht der Bundestheater–Holding GmbH, auch die 13 ergän-
zenden Maßnahmen der Bundestheater–Holding GmbH in die Aufstel-
lung aufzunehmen, wies der RH darauf hin, dass das Kulturressort im 
Mai 2011 die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ersuchte, eine Bewertung 
des in den Berichten über die Effizienzanalyse dargestellten Optimie-
rungspotenzials vorzunehmen. Da die Darlegung der 13 ergänzenden 
Maßnahmen durch die Bundestheater–Holding GmbH nicht in Form 
von Berichten erfolgte, sondern diese lediglich im Maßnahmenkata-
log angeführt wurden (siehe TZ 50), kann es sich bei den Berichten nur 
um die Effizienzanalyse der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft handeln.

Selbst wenn, wie von der Bundestheater–Holding GmbH angesprochen, 
der Betrag von 12,37 Mio. EUR als Basis für die gegenüberstellende 
Betrachtung herangezogen würde, würde sich der Unterschied insge-
samt immer noch auf 1,78 Mio. EUR belaufen und wäre somit wei-
terhin erheblich. Bei der Reduzierung der Aufwendungen der Staats-
oper GmbH würde der Unterschied 1,39 Mio. EUR (920.000 EUR zu 
2,31 Mio. EUR), bei der Reduzierung der Aufwendungen der Burgthe-
ater GmbH 1,05 Mio. EUR (2,14 Mio. EUR zu 3,19 Mio. EUR) betragen.

 55.1 Das Kulturressort beauftragte im November 2011 den Geschäftsführer 
der Bundestheater–Holding GmbH mit der Umsetzung des Maßnah-
menkatalogs. 

 55.2 Der RH stellte kritisch fest, dass der Geschäftsführer der Bundesthea-
ter–Holding GmbH vom Kulturressort erst im November 2011 mit der 
Umsetzung des Maßnahmenkatalogs beauftragt wurde, somit zu einem 
Zeitpunkt, zu dem die für das Geschäftsjahr 2010/2011 vorgesehenen 
Maßnahmen bereits umgesetzt sein sollten. 

Auftrag zur Umset-
zung des Maßnah-
menkatalogs und 
Zwischenbericht
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Der RH empfahl dem BKA, die Umsetzung von Maßnahmen jeweils vor 
Beginn des zur Umsetzung vorgesehenen Zeitraums zu beauftragen.

 55.3 Laut Stellungnahme des BKA sei die Evaluierung selbst über einen 
längeren Zeitraum erfolgt, die Beauftragung zur wirtschaftlichen Effi-
zienzanalyse der Bühnengesellschaften im März 2010. Im Zuge des 
Evaluierungsprozesses seien zahlreiche Gespräche zwischen den Evalu-
ierungsteams und den Verantwortlichen der Bundestheatergesellschaf-
ten geführt worden, in denen Handlungsmöglichkeiten und Spielräume 
erörtert worden seien. Die aufgezeigten Optimierungspotenziale habe 
der Bundestheater–Konzern Zug um Zug bei Vorliegen der entspre-
chenden Erkenntnisse umgesetzt, um rasch wirksame Ergebnisse zu 
erzielen, d.h. es sei selbstverständlich nicht auf den formellen Abschluss 
der Evaluierung bzw. die formelle Beauftragung der Bundestheater–
Holding GmbH zur Umsetzung des gesamten Pakets des Maßnahmen-
katalogs gewartet worden.

Im gegenständlichen Fall sei überdies anzumerken (bzw. zu TZ 51), dass 
im Maßnahmenkatalog der Bundestheater–Holding GmbH alle Maß-
nahmen angeführt seien, bei denen es sich, wie der RH unter TZ 51 
bemerke, teilweise nicht um spezielle, per se „neuartige“ Methoden zur 
Ergebnisverbesserung handle, die erst bei Abfassung des Abschluss-
berichts im Detail bekannt geworden seien. Die Hebung von Optimie-
rungspotenzialen erfolge beispielsweise über die Steigerung von Ein-
nahmen aus Kartenverkäufen in Folge der Anhebung von Preisen, bzw. 
aufgrund der Erzielung entsprechender Besucherauslastung oder die 
Reduktion des Aufwands durch die Verringerung von Personalständen 
usw. Die Evaluierung habe diesbezüglich Handlungsmöglichkeiten prä-
zisiert bzw. eingegrenzt und Spielräume für die Umsetzung von Maß-
nahmen aufgezeigt. 

Wie in den Besprechungen mit dem RH wiederholt ausgeführt, sei es 
nicht Ziel der Evaluierung gewesen, „Neues“ oder „Problematisches“ 
zu finden, sondern die bestehenden Strukturen auf ihre Effektivität 
zu untersuchen und im Rahmen einer Effizienzanalyse Optimierungs-
potenziale zu identifizieren.

 55.4 Der RH wies zu den Ausführungen des BKA darauf hin, dass der von 
der Bundestheater–Holding GmbH erstellte Maßnahmenkatalog u.a. 
auch Erhöhungen der Kartenpreise der Wiener Staatsoper GmbH im 
Geschäftsjahr 2008/2009 und der Volksoper Wien GmbH im Geschäfts-
jahr 2009/2010 enthielt.

Bei diesen von der Bundestheater–Holding GmbH mit einem jährlichen 
Optimierungspotenzial von insgesamt 940.000 EUR bewerteten Maß-
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nahmen handelte es sich, weil sie eine Fortführung der in mehrjährigen 
Zeitabständen vorgenommenen Erhöhungen der Kartenpreise darstellten 
und somit der bereits bis dahin gehandhabten, üblichen Vorgangsweise 
der Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns entsprachen, um keine 
Neuerungen. Weiters waren diese Maßnahmen auch nicht auf die Eva-
luierung zurückzuführen, weil sie bereits vor der im März 2010 erfolgten 
Beauftragung der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine Effizienzana-
lyse der Bühnengesellschaften durchzuführen, vorgenommen wurden.

Der RH hielt fest, dass das Ziel einer Evaluierung und eines daraus 
resultierenden Maßnahmenkatalogs nicht darin bestehen sollte, Maß-
nahmen darzustellen, welche der bereits bisher gehandhabten, üblichen 
Vorgangsweise entsprechen bzw. schon aus Jahren vor der Evaluierung 
datieren, sondern tatsächliche Verbesserungsmöglichkeiten aufzuzeigen 
und neue Optimierungspotenziale zu heben.

Der RH verwies in diesem Zusammenhang erneut auf die Kosten der 
Evaluierung in Höhe von 521.650 EUR inkl. USt.

Zwischenbericht

 56.1 Ein von der Bundestheater–Holding GmbH dem eigenen Aufsichtsrat, 
den Aufsichtsräten der Bühnengesellschaften sowie der ART for ART 
Theaterservice GmbH im Oktober 2012 vorgelegter Zwischenbericht 
über die Umsetzung der im Katalog angeführten Maßnahmen wies 
bereits erzielte Steigerungen von Erträgen um rd. 5,68 Mio. EUR und 
Reduzierungen von Aufwendungen um rd. 3,67 Mio. EUR, somit von 
insgesamt rd. 9,35 Mio. EUR aus. 

Laut diesem Zwischenbericht, der in weiterer Folge auch dem Kul-
turressort übermittelt wurde, war das bis zum Ende des Geschäfts-
jahrs 2011/2012 geplante und mit rd. 7,09 Mio. EUR bewertete Opti-
mierungspotenzial um rd. 2,26 Mio. EUR insbesondere durch Einnahmen 
aus höheren Kartenpreisen übertroffen worden. Der RH stellte fest, dass 
in diesem Betrag jedoch rd. 1 Mio. EUR enthalten war, die nicht auf die 
Umsetzung von Maßnahmen betreffend die Erhöhung von Kartenprei-
sen, sondern auf höhere Besucheranzahlen zurückzuführen war. 

 56.2 Der RH stellte fest, dass die Bundestheater–Holding GmbH laut ihrem 
Zwischenbericht die im Maßnahmenkatalog für 2011/2012 vorgese-
henen Maßnahmen umgesetzt habe.

Der RH wies jedoch neuerlich darauf hin, dass zwar das Finanzierungs-
konzept für 2012/2013 bis 2014/2015 die Einsparungen aus dem Maß-
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nahmenkatalog berücksichtigte, weiterhin aber negative Ergebnisse bzw. 
einen zusätzlichen Finanzbedarf auswies. Weiters wies der RH kritisch 
darauf hin, dass die Bundestheater–Holding GmbH keine darüber hinaus-
gehenden Maßnahmen anführte, wie die negativen Ergebnisse bzw. der 
zusätzliche Finanzbedarf ausgeglichen werden sollten (siehe TZ 9).

 56.3 Laut Stellungnahme der Bundestheater–Holding GmbH sei in den 
„Erläuterungen“ zu ihrem Maßnahmenkatalog einleitend ange-
merkt worden: „Das Gesamtpotenzial aller Optimierungsmaßnahmen 
beträgt über einen Zeitraum von fünf Jahren (Geschäftsjahr 10/11 bis 
Geschäftsjahr 14/15) im letzten Jahr nachhaltig 12,371 Mio. EUR. 
Diesem Optimierungspotenzial, das sich aus der Addition von 33 Ein-
zelmaßnahmen ergibt, stehen allerdings zusätzliche Ausgaben, wie die 
sich aus den generellen Bezugserhöhungen ergebenden Personalkosten-
steigerungen, Teuerungen im Sachaufwand, usw. entgegen.“

Die Bundestheater–Holding GmbH habe in Konzepten und Gesprächen 
wiederholt alle Möglichkeiten zur Finanzierung des kulturpolitischen 
Auftrags ohne Erhöhung der Basisabgeltung (z.B. Belastung bzw. Ver-
kauf von Immobilien, zeitliche Verschiebung von Instandhaltungsmaß-
nahmen, Schließtage, Schließung von Spielstätten, usw.) aufgezeigt, 
die vom Eigentümer bisher nicht akzeptiert worden seien. Um den kul-
turpolitischen Auftrag im bisher qualitativ und quantitativ gewünsch-
ten Umfang erfüllen zu können, bedürfe es daher einer angemessenen 
nachhaltigen Erhöhung der Basisabgeltung, die unter den gegenwär-
tigen Bedingungen einzig durch die Verwertung von Teilen des Anla-
gevermögens des Konzern substituiert werden könnte.

Richtig sei, dass eine Steigerung von Erträgen in der Höhe von 
5,041 Mio. EUR und Reduzierungen von Aufwendungen in der Höhe 
von 4,305 Mio. EUR erzielt werden konnten.

 56.4  Der RH verwies auf seine Ausführungen zu TZ 51, in welchen er dar-
legte, dass der von der Bundestheater–Holding GmbH auf Grundlage 
der Effizienzanalyse der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft erstellte Kata-
log zahlreiche Maßnahmen vorsah, die der bereits bisher gehandhabten 
Vorgangsweise der Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns ent-
sprachen und somit keine Neuerungen darstellten. Lediglich ein mit 
5.000 EUR bewertetes Optimierungspotenzial war als Neuerung nach-
vollziehbar.

Der RH wies weiters neuerlich darauf hin, dass die Bundestheater–Hol-
ding GmbH im Finanzierungskonzept 2012/2013 bis 2014/2015 keine 
über die im Maßnahmenkatalog im Zusammenhang mit der Evaluie-
rung des Bundestheater–Konzerns hinausgehenden konkreten Maßnah-
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men anführte, wie die ausgewiesenen negativen Ergebnisse ausgeglichen 
werden sollten, obwohl sie die Erzielung eines ausgeglichenen Ergeb-
nisses als eigene Aufgabe definiert hatte.

Darüber hinaus verwies der RH auf aufgezeigte mögliche Einsparungs-
potenziale z.B. bei konzernweit gleichen Leistungen (siehe TZ 37 und 
TZ 39 bis 41).
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 57 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

(1) Von der Bundestheater–Holding GmbH wären bei negativen 
Ergebnissen in den Strategie– und Finanzierungskonzepten ent-
sprechende Maßnahmen für deren Ausgleich einzufordern. (TZ 9)

(2) Der Aufsichtsrat wäre über die Inhalte der Zielvereinbarungen 
mit dem Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH zu infor-
mieren. (TZ 10)

(3) Im Rahmen des Beteiligungscontrolling wäre eine schriftliche Ana-
lyse der vorgelegten Berichte über alle Gesellschaften des Bundes-
theater–Konzerns zu erstellen und allenfalls zusätzliche Informatio-
nen nachzufordern. (TZ 11)

(4) Von der Bundestheater–Holding GmbH wäre künftig der Ausweis 
der gesetzlich vorgesehenen Rückstellungen in den Quartalsberichten 
schriftlich einzufordern. (TZ 13)

(5) Die Stelle des Geschäftsführers der Bundestheater–Holding GmbH 
wäre künftig öffentlich auszuschreiben. (TZ 31)

(6) Die Bestimmungen des Vertrags mit dem Geschäftsführer der Bun-
destheater–Holding GmbH wären künftig zu beachten und die Ziel-
vereinbarung jeweils vor Beginn eines Geschäftsjahrs abzuschlie-
ßen. (TZ 33)

(7) Für die Gewährung von leistungs– und erfolgsorientierten Prä-
mien aufgrund von Zielvereinbarungen wären nur konkret formu-
lierte Kriterien festzulegen, die einen Anreiz für Leistungen bieten, 
die über die üblichen Anforderungen eines Geschäftsführers hinaus-
gehen und die ansonsten nicht erbracht werden würden. (TZ 34)

(8) Leistungs– und erfolgsorientierte Prämien wären nur in Höhe der 
festgestellten Zielerreichung zu gewähren. (TZ 34)

(9) In Verträgen über Beratungen wäre jeweils sicherzustellen, dass die 
Vorlage von aussagefähigen schriftlichen Berichten über die durch-
geführten Tätigkeiten vereinbart wird. (TZ 46)

Schlussbemerkungen/Schlussempfehlungen

BKA
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(10) Es wäre sicherzustellen, dass Optimierungspotenziale, die als 
Ergebnisse von Evaluierungen bzw. Effizienzanalysen von einem 
Beratungsunternehmen festgestellt wurden, nicht durch das evalu-
ierte bzw. analysierte Unternehmen, sondern jeweils von dem betref-
fenden Beratungsunternehmen im Rahmen dessen Berichte bewer-
tet werden. (TZ 47)

(11) Die Umsetzung von Maßnahmen wäre jeweils vor Beginn des zur 
Umsetzung vorgesehenen Zeitraums zu beauftragen. (TZ 55)

(12) Als Eigentümerin der drei Bühnengesellschaften wären die 
Dreijahrespläne vor deren Vorlage in den Aufsichtsratssitzungen der 
Bühnengesellschaften zu verhandeln, um ein realistisches, mehr-
jähriges Finanzierungskonzept sicherzustellen. (TZ 9)

(13) In den Finanzierungs– und Strategiekonzepten wären Maß-
nahmen zu erarbeiten, wie der jeweils darin angeführte zusätzliche 
Finanzbedarf ausgeglichen werden soll. (TZ 9)

(14) Alle Informationen, die die strategische Ausrichtung der Gesell-
schaften des Bundestheater–Konzerns betreffen — wie etwa die Stra-
tegie– und Finanzierungskonzepte —, wären dem Aufsichtsrat vor-
zulegen. (TZ 10)

(15) Vom Geschäftsführer der Bundestheater–Holding GmbH als Vor-
sitzender in den Aufsichtsräten der Tochtergesellschaften wäre eine 
höhere Planungsgenauigkeit der jeweiligen Jahresbudgets sicherzu-
stellen. (TZ 12)

(16) In allen Quartalsberichten des Beteiligungs– und Finanzcon-
trolling wären die gesetzlich vorgesehenen Rückstellungen auszu-
weisen. (TZ 13)

(17) In allen Quartalsberichten des Beteiligungs– und Finanzcontrol-
ling wäre auch von den Tochtergesellschaften der Ausweis der gesetz-
lich vorgesehenen Rückstellungen zu verlangen. (TZ 13)

(18) In den Quartalsberichten des Beteiligungs– und Finanzcontrol-
ling wären nur Rückstellungen auszuweisen, für die dokumentiert 
werden kann, dass die Aufwendungen den abgeschlossenen Perio-
den zuzuordnen sind und für die es nachvollziehbare Berechnungs-
grundlagen gibt. (TZ 14)

Bundestheater– 
Holding GmbH
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(19) Als Eigentümerin der Burgtheater GmbH wäre bei dieser in den 
Quartalsberichten des Beteiligungs– und Finanzcontrolling nur der 
Ausweis von Rückstellungen zuzulassen, für die dokumentiert werden 
kann, dass die Aufwendungen den abgeschlossenen Perioden zuzu-
ordnen sind und für die es nachvollziehbare Berechnungsgrundla-
gen gibt. (TZ 14)

(20) Als Eigentümerin der Wiener Staatsoper GmbH wäre bei dieser 
in den Quartalsberichten des Beteiligungs– und Finanzcontrolling der 
Ausweis gesetzeskonformer Rückstellungen sicherzustellen. (TZ 14)

(21) Sowohl im Rahmen der Berichterstattung des Beteiligungs– und 
Finanzcontrolling als auch gegenüber dem Aufsichtsrat wären Rück-
stellungen in den Quartalsberichten, die erhebliche Auswirkungen auf 
das Ergebnis des jeweiligen Quartals haben, zu erläutern und diese 
Erläuterungen auch von den Aufsichtsräten der Burgtheater GmbH 
und der Wiener Staatsoper GmbH zu verlangen. (TZ 14)

(22) Mit dem Risikocontrolling wären jene Risiken aufzuzeigen, die 
durch die Art der Geschäftstätigkeit oder des Aufgabengebiets der 
Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns bestimmt waren. (TZ 16)

(23) Das Risikocontrolling wäre konzernweit um eine Beschreibung 
der wesentlichen Merkmale des Internen Kontrollsystems zu ergän-
zen. (TZ 16)

(24) Bei den Tochtergesellschaften wäre die Einhaltung aller Control-
lingvorgaben sicherzustellen. (TZ 17)

(25) Von den Tochtergesellschaften wären Informationen über Inves-
titionsüberschreitungen und diesbezügliche Gegensteuerungsmaß-
nahmen schriftlich einzufordern. (TZ 17)

(26) Die Berichtsvorgaben für das Konzerncontrolling wären mit jenen 
für das Beteiligungs– und Finanzcontrolling abzugleichen, um Redun-
danzen zu vermeiden. (TZ 17)

(27) Die Richtlinien für das „Konzerncontrolling der Österreichischen 
Bundestheater“ wären einzuhalten und die unterjährige bzw. quar-
talsweise Aufteilung des Budgets umzusetzen. (TZ 18)

(28) Die Aufwendungen für die Instandhaltung der im Fruchtgenuss 
der Bundestheater–Holding GmbH stehenden Gebäude wären ent-
sprechend dem tatsächlichen Anfall vorwiegend im vierten Quartal 
zu planen. (TZ 18)
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(29) Von der Bundestheater–Holding GmbH und darüber hinaus vom 
Geschäftsführer als Vorsitzenden des Aufsichtsrats der Tochtergesell-
schaften wäre bei allen Tochtergesellschaften eine verlässliche Liqui-
ditätsplanung sicherzustellen. (TZ 19)

(30) Die Einhaltung der Liquiditätsplanung wäre im Rahmen der 
Bilanzausschüsse der jeweiligen Aufsichtsräte der Tochtergesellschaf-
ten sicherzustellen. (TZ 19)

(31) Allfällige Fremdkapitalfinanzierungen wären nur nach Maßgabe 
einer verlässlichen Beurteilung der künftigen Rückzahlungsfähigkeit 
zu vereinbaren. (TZ 19)

(32) Das Vier–Augen–Prinzip wäre sicherzustellen. (TZ 20)

(33) Zur Kontrolle der in Vertretungsfällen bedingten Durchbrechung 
der Funktionstrennung zwischen Zahlungsfreigabe und Durchfüh-
rung der Zahlung wäre regelmäßig eine nachfolgende stichproben-
weise Prüfung der Zahlungsvorgänge durch die Interne Revision vor-
zunehmen. (TZ 20)

(34) Die Prozessdiagramme zu systematisch eingebauten Kontrollen 
bestimmter betrieblicher Organisationsabläufe wären in das Organi-
sationshandbuch aufzunehmen. (TZ 20)

(35) Die Aufnahme der Prozessdiagramme zu systematisch einge-
bauten Kontrollen bestimmter betrieblicher Organisationsabläufe in 
die Organisationshandbücher der Tochtergesellschaften wäre sicher-
zustellen. (TZ 20)

(36) Die Konzernrichtlinien zur Sicherheit der Informations– und 
Kommunikationstechnik wären durch entsprechende Maßnahmen bei 
allen Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns ehestens umzuset-
zen. (TZ 21)

(37) Zum Thema Compliance–Kultur wäre ein allgemeiner Wertekata-
log zu schaffen, in dem die Unternehmensleitung klar und verständ-
lich das im Bundestheater–Konzern erwartete Verhalten der Mitar-
beiter festhält. (TZ 22)

(38) Im Rahmen eines allgemeinen Wertekatalogs zum Thema Com-
pliance–Kultur wären auch Aspekte zu behandeln, die zwar nicht 
strafrechtlich, jedoch ethisch relevant sind – wie etwa Interessens-
konflikte. (TZ 22)
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(39) Die Aufgabe eines Compliance–Verantwortlichen wäre zu schaf-
fen, der auch als neutrale Ansprechperson für die Mitarbeiter fun-
giert. (TZ 22)

(40) Ein standardisiertes Genehmigungsregime wäre im Hinblick auf 
alle Vorteilszuwendungen zu schaffen; auch die Meldung eines allfäl-
ligen Verstoßes gegen die Antikorruptionsrichtlinie durch einen Mit-
arbeiter des Bundestheater–Konzerns sowie — daran anknüpfend —
die damit verbundene Vorgehensweise und die Konsequenzen wären 
zu regeln. (TZ 22)

(41) Für alle Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns wären ein-
heitliche Beschaffungsrichtlinien zu erstellen. (TZ 23)

(42) Für alle Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns wäre eine 
Lieferantendatenbank zu erstellen. (TZ 23)

(43) Bei allen Bankkonten wären im Sinne des Vier–Augen–Prinzips 
nur Kollektivzeichnungsberechtigungen vorzusehen. (TZ 24)

(44) Die Follow–up–Berichte der Internen Revision wären — so wie 
in der Revisionsordnung vorgesehen — auch den Aufsichtsräten der 
Tochtergesellschaften vorzulegen. (TZ 25)

(45) Es wäre sicherzustellen, dass der Abschlussprüfer nur mit Prü-
fungsgegenständen beauftragt wird, deren Gebarungsvolumen eine 
Gebarungsprüfung sinnvoll erscheinen lassen. (TZ 26)

(46) Die Prüfungen der Internen Revision wären zeitlich und thema-
tisch mit den Gebarungsprüfungen des Abschlussprüfers abzustim-
men. (TZ 27)

(47) Für die Wertungen in den Berichten des Abschlussprüfers wären 
Begründungen einzufordern. (TZ 28)

(48) Eine Maßnahmenevidenz bzw. eine Follow–up–Datenbank wäre 
einzurichten, um den Umsetzungsstand der empfohlenen Maßnahmen 
aus den Gebarungsprüfungen des Abschlussprüfers bei den Gesell-
schaften des Bundestheater–Konzerns verfolgen zu können. (TZ 29)

(49) Künftig wären leistungsorientierte Prämien an den Prokuristen 
und Stellvertreter des Geschäftsführers nur dann zuzuerkennen, wenn 
die Kriterien für deren Zuerkennung im Vorhinein schriftlich festge-
legt wurden. (TZ 35)
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(50) Für die Gewährung von leistungs– und erfolgsorientierten Prä-
mien aufgrund von Zielvereinbarungen mit dem Prokuristen und 
Stellvertreter des Geschäftsführers wären die Kriterien konkret zu 
formulieren und sollten einen Anreiz für Leistungen bieten, die über 
die üblichen Anforderungen hinausgehen und die ansonsten nicht 
erbracht werden würden. (TZ 35)

(51) Es wäre sicherzustellen, dass Personenkonten für dieselben Lie-
feranten konzernweit einheitlich angelegt werden. (TZ 36)

(52) Die konzernweit einheitliche Verbuchung gleicher Aufwendungen 
sowie die konzernweit einheitliche Anlage von Personenkonten für 
dieselben Lieferanten wäre durch eine gemeinsame Buchhaltung aller 
Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns im Sinne eines Shared 
Service Centers sicherzustellen, um auch hohen administrativen Auf-
wand zu vermeiden. (TZ 36)

(53) Die Rahmenvereinbarung für den Publikumsdienst wäre spätes-
tens alle fünf Jahre auszuschreiben. (TZ 39)

(54) Die bezogenen Leistungsmengen des Publikumsdienstes wären 
regelmäßig zu überprüfen. (TZ 39)

(55) Die Reinigungsleistungen wären spätestens alle fünf Jahre aus-
zuschreiben. (TZ 40)

(56) Die bezogenen Leistungsmengen der Reinigung wären regelmä-
ßig zu überprüfen. (TZ 40) 

(57) Für die Erstellung von Vergleichsrechnungen wären Vorgaben 
zu machen. (TZ 40)

(58) Die Mobiltelefonieleistungen wären für alle Gesellschaften des 
Bundestheater–Konzerns auszuschreiben. (TZ 41)

(59) Die Druckleistungen wären für alle Gesellschaften des Bundes-
theater–Konzerns auszuschreiben. (TZ 41)

(60) Alle Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns wären schrift-
lich anzuweisen, Barauszahlungen und Kassastände auf ein unver-
meidbares Minimum zu reduzieren. (TZ 42)

(61) Alle Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns wären schrift-
lich anzuweisen, alle Gagen, Honorare und Reisekosten an Gastkünst-
ler grundsätzlich nur auf deren Bankkonten zu überweisen. (TZ 42)
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(62) Alle Gesellschaften des Bundestheater–Konzerns wären schrift-
lich anzuweisen, Barauszahlungen von Bezügen und von Bezugsvor-
schüssen an Beschäftigte grundsätzlich zu untersagen. (TZ 42)

(63) Es wären vertiefte Überprüfungen der Barauszahlungen vorzu-
nehmen und diese einschließlich Belegprüfungen regelmäßig vorzu-
sehen. (TZ 42)

(64) Die identifizierten Einsparungspotenziale wären bei der Preis-
gestaltung für die Leistungen der Kostüm– und Dekorationswerk-
stätten der ART for ART Theaterservice GmbH an die Bühnengesell-
schaften zu nutzen. (TZ 43)

(65) In Abstimmung mit den Gesellschaften des Bundestheater–Kon-
zerns wären die Quartalsberichte des Beteiligungs– und Finanzcon-
trolling um jene Kennzahlen (bspw. bezüglich der Plankennzahlen 
des aktuellen Quartals, der Liquidität, der verfügbaren Rücklagen 
und der Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten) zu ergänzen 
und aussagefähige Controllingberichte zu erstellen, die eine ver-
besserte Aussagekraft der Quartalsberichte sicherstellen und eine 
bessere wirtschaftliche Gesamtbeurteilung des Bundestheater–Kon-
zerns ermöglichen. (TZ 12)

(66) Der Unterschiedsbetrag der Bewertung des Optimierungspoten-
zials auf Basis der Effizienzanalyse durch die Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft und der Bundestheater–Holding GmbH in Höhe von rd. 
4,07 Mio. EUR wäre zu analysieren und mögliche Potenziale wären 
zu heben. (TZ 54)

BKA und Bundes-
theater–Holding 
GmbH
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Vorsitzender

Stellvertreter des 
Vorsitzenden

Dr. Susanne RIESS–PASSER 
(23. November 2004 bis 10. Dezember 2009)

Dr. Wilfried STADLER 
(10. Dezember 2009 bis 18. Mai 2010)

Mag. Bettina GLATZ–KREMSNER 
(seit 18. Mai 2010)

Dr. Guntram LINS 
(23. November 2004 bis 10. Dezember 2009)

Mag. Max KOTHBAUER 
(seit 10. Dezember 2009)

Geschäftsführung Dr. Georg SPRINGER 
(9. Juli 1999 bis 30. Juni 2014)

Mag. Othmar STOSS
(seit 12. Jänner 2000)


